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Bestandsaufnahme von Maßnahmen der Landesjustiz-
verwaltung zur Bekämpfung und zur Prävention von
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus
und Gewalt

Untersuchungsgegenstand

Im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz führte die Kriminologische
Zentralstelle eine Bestandsaufnahme von Maßnahmen der Landesjustizver-
waltungen zur Bekämpfung und zur Prävention von Rechtsextremismus,
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Gewalt durch. Sie sollte zeigen,
was getan wurde und ggf. noch getan werden kann, um gesamtgesellschaftli-
che Strategien zu verbessern, in denen die Justiz eine wichtige Rolle spielen
muss. Dabei orientiert sich die Befragung an folgenden thematischen
Schwerpunkten:

- Kriminalpolitische Initiativen und Programme,
- Ermittlungsverfahren,
- Gerichtliches Verfahren,
- Gerichtshilfe/Jugendgerichtshilfe,
- Nicht freiheitsentziehende Sanktionen,
- Jugendarrest,
- Justizvollzug,
- Bewährungshilfe,
- Fortbildung.

Forschungsmethoden

Befragung (schriftlich),
ergänzende Recherchen (telefonisch).

Projektablauf

Die Befragung bei den Landesjustizverwaltungen wurde – abgesehen von
einzelnen Nachfragen der Bearbeiter – im Sommer 2003 abgeschlossen.

Forschungsergebnisse

Die Auswertung der umfangreichen Unterlagen (Bericht + CD-ROM) stützt
sich auf alle bis August 2003 eingegangenen Fragebögen und Materialien aus
15 von 16 Bundesländern. Der Intention der Bestandsaufnahme folgend wur
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den keine ergänzenden Recherchen (Literatur etc.) vorgenommen. Gliede-
rung und Aufschlüsselung des Materialienteils, die sich auf einer CD-ROM
finden, bieten einen Wegweiser zur Kenntnisnahme einzelner interessanter
Quellen. Exemplarisch wurden durch die KrimZ zu diesem Zweck von den
Landesjustizverwaltungen übermittelte Volltexte erfasst und informative Zu-
sammenfassungen erstellt. Die Bestandsaufnahme gibt eine differenzierte
Antwort auf die Frage, wie die Justiz der gesellschaftlichen Herausforderung
des Rechtsextremismus begegnet. Sie dient vorzüglich dem Informations-
austausch und der Verständigung der Landesjustizverwaltungen.

Besonderheiten

Nahezu zeitgleich zum Beschluss der Mitgliederversammlung der Krimino-
logischen Zentralstelle, diese Bestandsaufnahme im Justizbereich durchzu-
führen, vereinbarte die „Informationsgruppe zur Bekämpfung rechtsextre-
mistischer-/terroristischer, insbesondere fremdenfeindlicher Gewaltakte“
(IGR) im Rahmen der Untersuchung rechtsextremistischer Strukturen von in
Deutschland einsitzenden Rechtsextremisten eine Befragung bei den Justiz-
vollzugsanstalten. Die KrimZ erlangte über dieses Vorhaben erst Kenntnis,
als die IGR-Fragebögen bei den Justizvollzugsanstalten zum Teil bereits be-
arbeitet und die Vorbereitungen für die eigene, im Auftrag des Bundesjus-
tizministeriums und mit Zustimmung der Länderjustizministerien durchzu-
führende Befragung abgeschlossen worden waren. Der KrimZ liegt der IGR-
Bericht nicht vor. Im August 2003 teilte das Bundesministerium der Justiz
der KrimZ mit, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz die Abschnitte
II.1 (S. 13-14) und II.2 (S. 21-22) des als „VS-Nur für den Dienstgebrauch“
eingestuften Berichts für die Zwecke der KrimZ freigegeben habe.

Kosten/Finanzierung

Die anfallenden Kosten werden vom Haushalt der KrimZ gedeckt.

Umsetzung

Das Ergebnis wurde im Rahmen einer KrimZ-Mitgliederversammlung prä-
sentiert und ein Auswertungsbericht an die Justizministerien versandt (Maß-
nahmen der Landesjustizverwaltungen zur Bekämpfung und zur Prävention
von Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Gewalt.
Eine Bestandsaufnahme der Kriminologischen Zentralstelle. Vorläufiger
Auswertungsbericht + CD-ROM. Stand: August 2003/Bearbeiter: Werner
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Sohn). Die Kriminologischen Dienste wurden im Rahmen einer Arbeitsbe-
sprechung informiert.

Ein Ergebnis der Bestandsaufnahme und der darüber z. Z. stattfindenden Er-
örterung soll in der Auswahl eines Erfolg versprechenden Projektes bestehen,
für welches das Bundesministerium der Justiz eine Evaluation vorsehen will.

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden, 
E-Mail: info@krimz.de, Internet: http://www.krimz.de

mailto:info@krimz.de
http://www.krimz.de/
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Die mittelfristige Entwicklung des nationalen Rechtsextre-
mismus/-terrorismus in Deutschland unter besonderer Be-
rücksichtigung des Phänomens fremdenfeindlicher Strafta-
ten – Eine Prognose nach dem Delphi-Verfahren

Untersuchungsgegenstand

- Entwicklung der Phänomene Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit
und Antisemitismus in Deutschland

- Multidisziplinäre Bekämpfungsansätze und ihre Erfolgsaussichten

Forschungsmethoden

Standardisierte schriftliche Befragung von Experten unterschiedlicher Fach-
richtungen (Justiz, Polizei, Presse, Schule, Sozialwissenschaft, Verfassungs-
schutz und Wirtschaft)

Projektablauf

Zeitplan: 9/2000 bis 8/2001

Projektphasen:

1. Fragebogenerstellung: abgeschlossen

2. Erste Befragung: abgeschlossen

3. Auswertung des ersten Fragebogens: abgeschlossen

4. Fragebogenmodifizierung (Aufnahme von Erkenntnissen der ersten Be-
fragung): z. Zt.

5. Zweite Befragungsrunde: bis 4/2001

6. Auswertung des zweiten Fragebogens: bis 5/2001

7. Abschließende Auswertung und Formulierung einer Entwicklungs-
/Wirkungsprognose: bis 8/2001

Kosten/Finanzierung

gesichert / PFA
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Umsetzung

Publikationen, Tagungen und Lehrveranstaltungen

Kontakte

Polizei-Führungsakademie, Fachbereiche II und III, Zum Roten Berge 18-24,
48165 Münster, E-Mail: poststelle@mail.pfa.nrw.de

mailto:poststelle@mail.pfa.nrw.de
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Jugendarbeit zur Intensivierung der Prävention gegen
Rechts (PräGeRex)

Untersuchungsgegenstand

PräGeRex ist ein Beitrag zur Primärprävention von Rechtsextremismus,
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus mit der Zielgruppe Kinder und Ju-
gendliche an vier Standorten in Niedersachsen. Das Programm fördert an je-
dem Standort innovative Jugendarbeit und vernetzt die einzelnen Projekte.

Zwei der vier Projekte sind Gegenstand einer Prozess- und Wirkungsevalua-
tion, und zwar

1. Projekt „Schülerqualifikation als Präventionsstrategie und Schülermul-
tiplikatoren gegen Rechts“ in Celle.

Ziel des Projekts ist die intensive Auseinandersetzung von Jugendli-
chen mit dem Gesamtthema Rechtsextremismus und Vermittlung der
Ergebnisse als Multiplikatoren an andere Schüler, Lehrer und Eltern.

2. Projekt „Farbe bekennen: Für Toleranz und Verständigung“ in Wies-
moor, Landkreis Aurich.

Hauptziel des Projektes ist, die im Jahr 2001 an der Kooperativen Gesamt-
schule Wiesmoor begonnene intensive Arbeit zum Themenkomplex Tole-
ranz, Verantwortung, (Rechts-) Extremismus und Fremdenfeindlichkeit zur
Erlangung nachhaltiger Wirkungen fortzuführen und in den Schulalltag zu
integrieren.

Forschungsmethoden

Prozessevaluation und Wirkungsevaluation; Expertenbefragungen schriftlich
(Schüler, Lehrer, Eltern); teilnehmende Beobachtung

Projektablauf

Phase I (alle Programmteile): April 2002 bis August 2003; 

Phase II (nur Programmteile Celle und Wiesmoor): September 2003 bis Au-
gust 2004
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Forschungsergebnisse

Phase I

1. Projekt Celle: 

Großer inhaltlicher Erfolg bei der Erreichung des Projektziels Wissens-
vermittlung und Vergrößerung der Handlungssicherheit bei den Projekt-
teilnehmern;

Scheitern bei der Erreichung der Zielgruppe wegen konzeptioneller
Mängel. Nur rund ein Viertel der angestrebten Gruppengröße wurde er-
reicht, da die intensive und zeitaufwändige Arbeit nicht als schulische
Leistung anerkannt und ausschließlich in der Freizeit zu erbringen war.

2. Projekt Wiesmoor: 

Erfolg hinsichtlich der Aufrechterhaltung eines hohen Interessenniveaus
der Schüler für die Angebote der Schulen zum Thema Toleranz und Ver-
ständigung.

Sehr positive Erfahrungen mit den neu eingeführten interaktiven Unter-
richtsformen zum Projektthema.

Überdurchschnittlich kritische Einstellung zum Nationalsozialismus bei
den Schülern.

Ermutigende Werte hinsichtlich der Einstellung der Schüler zu Toleranz,
Akkulturation und zum Nationalsozialismus, jedoch war ein eindeutiger
Zusammenhang mit dem Unterricht nicht nachzuweisen.

Als Nebeneffekt erhebliche Ausstrahlung des Themenschwerpunktes der
Schulen auf die Kommune, z. B. durch Anstoß zur Gründung eines Prä-
ventionsrates der Gemeinde.

Anfangsprobleme beim Zugang zum Untersuchungsfeld „Schule“ für die
Begleitforschung.

Besonderheiten

Beide Teilprojekte und die Begleitforschung werden im Schuljahr 2003/2004
fortgesetzt; Projektende ist August 2004. In Celle ist die Konzeption als Er-
gebnis der Befunde der Begleitforschung geändert worden.
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Kosten/Finanzierung

Phase I: 

- Gesamtkosten des Programms ohne Evaluation: 192.000 €, davon
42.200 € Sponsorenmittel von der LOTTO – Stiftung Niedersachsen;

- Kosten der Begleitforschung 20.000 €, davon 16.000 € Sponsorenmittel
vom Landespräventionsrat Niedersachsen.

Umsetzung

- Dokumentation des Projektes und Veröffentlichung der Begleitfor-
schungsergebnisse Phase I im Juli 2004. 

- Gesamtabschlussbericht voraussichtlich. Frühjahr 2005.

Kontakte

Landeskriminalamt Niedersachsen, Abt. 2, Dez. 24, Schützenstraße 25,
30161 Hannover, E-Mail: dez24@lka.polizei.niedersachsen.de

mailto:dez24@lka.polizei.niedersachsen.de
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Cannabis Non-Prosecution Policies in Germany

Untersuchungsgegenstand

Cannabis-Entkriminalisierungsstrategien in Deutschland

Das Max-Planck-Institut wurde durch das Drug Policy Research Centre (For-
schungszentrum Drogenpolitik) bei der RAND Corporation in den Vereinig-
ten Staaten mit einer Studie zu Cannabis-Entkriminalisierungsstrategien in
Deutschland beauftragt. Die Studie ist Teil eines größeren Forschungspro-
jekts über die Auswirkungen der Entpönalisierung von Cannabis in den Ver-
einigten Staaten und verschiedenen anderen westlichen Ländern. Das Ge-
samtziel des Projekts besteht darin, mehr über die zu erwartenden
Auswirkungen ausgedehnter Entkriminalisierung in Erfahrung zu bringen,
indem Veränderungen beim Cannabiskonsum untersucht werden, die mit
Veränderungen der für Cannabis geltenden Gesetze in den Vereinigten Staa-
ten, Australien, Deutschland, den Niederlanden und dem Vereinigten König-
reich in Zusammenhang stehen.

Forschungsmethoden

- Befragung von Experten,

- Sammlung und Auswertung statistischer Daten,

- Mail-Umfrage.

Projektablauf

2002 bis 2004

Forschungsergebnisse

keine Angaben

Besonderheiten

Das Gesamtprojekt wird koordiniert durch Prof. Dr. Rosalie Pacula (RAND
und National Bureau of Economic Research (Nationale Stelle für Wirt-
schaftsforschung)), Dr. Jamie Chriqui (The MayaTech Corporation), Prof.
Dr. Robert MacCoun (University of California in Berkeley und RAND) und
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Prof. Dr. Peter Reuter (University of Maryland und RAND). Prof. Dr. Hans-
Jörg Albrecht und Dr. Letizia Paoli sind für die Studie in Deutschland zu-
ständig.

Kosten/Finanzierung

RAND Corporation, Robert Wood Johnson Foundation.

Umsetzung

Link: > Drug Policy Research Center

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: l.paoli@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:l.paoli@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Delinquenz von Crackkonsumenten – Auswertung einer Ak-
tenanalyse

Untersuchungsgegenstand

Delinquenz (Prävalenz und Inzidenz) von Crackkonsumenten.

Prüfung, wie sich die Beschaffungskriminalität von Crackkonsumenten dar-
stellt im Vergleich zu den Heroinkonsumenten.

Forschungsmethoden

Kriminalaktenanalyse:

Grundlage für die Erfassung sämtlicher Crackkonsumenten (1.144 Personen)
in Hamburg war eine von der Rauschgiftabteilung geführte Liste mit Stand
vom 31. 12. 2001.

Als Herangehensweise zur Erlangung von objektivierbaren Ergebnissen zur
Struktur und Entwicklung der Delinquenz einzelner Crackkonsumenten wur-
de der Vorher-Nachher-Vergleich mittels einer Aktenanalyse gewählt.

Mit „vorher“ ist ein bestimmter Zeitraum vor, mit „nachher“ ein bestimmter
Zeitraum nach der ersten Crackregistrierung einzelner, sich in der Stichprobe
befindlichen Personen (= 423) gemeint. Als sog. Referenzzeitraum wurde ein
Jahr vor bzw. nach erster Crackregistrierung festgelegt. 

Für diesen Referenzzeitraum wurden pro Person chronologisch sämtliche po-
lizeilich registrierten Vorgänge in den betreffenden Akten mittels eines stan-
dardisierten Erhebungsbogens erfasst. Es handelt sich also um eine Hellfeld-
analyse.

Projektablauf

Januar 2002 (Beginn) - Juli 2002 (Ende)

Forschungsergebnisse

Die vorliegende Untersuchung ist ein empirischer Nachweis darüber, dass
Crackkonsument/-innen (nachdem sie als solche polizeilich registriert wor-
den sind) eine höhere Delinquenz aufweisen als vor diesem Zeitpunkt. Eine
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Steigerung ist vor allem für die Delikte BtM-Handel und Ladendiebstahl zu
konstatieren. Für drei Viertel der untersuchten Personen war Crack nicht die
erste harte Droge.

Kosten/Finanzierung

polizeiintern

Umsetzung

Veröffentlichung:

- Bathsteen, M., Groeneveld, T., Jarchow, E. und Meier, K.-H. (2003):
Delinquenz von Crackkonsument/-innen in Hamburg in den Jahren
1997-2001. In: Die Polizei 9/2003 S. 259-262.

polizeiinterne Vorträge für Bedarfsträger (z. B. Rauschgiftabteilung)

Kontakte

Landeskriminalamt Hamburg, LKA 14, Bruno-Georges-Platz 1, 
22297 Hamburg, E-Mail: lka142@polizei.hamburg.de

mailto:lka142@polizei.hamburg.de
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Der Einfluss heroingestützter Therapie auf die Delinquenz
Opiatabhängiger

Untersuchungsgegenstand

Im März 2002 hat das bundesdeutsche Modellprojekt zur Heroinvergabe be-
gonnen. Dieses Projekt sieht vor, dass im Rahmen einer wissenschaftlichen
Studie Schwerstabhängige versuchsweise injizierbares Heroin als Medika-
ment bekommen. Eine Kontrollgruppe erhält parallel die Ersatzdroge Metha-
don. Beide Gruppen werden regelmäßig medizinisch betreut und erhalten ei-
ne psychosoziale Begleittherapie. Die Behandlungsdauer beträgt ein Jahr.
Anschließend besteht für die Heroingruppe die Möglichkeit, die Behandlung
noch ein weiteres Jahr fortzusetzen. 

Zielgruppe der Untersuchung sind Drogenabhängige, bei denen in der Ver-
gangenheit keine Therapien erfolgreich waren und/oder bei denen die bishe-
rige Methadonbehandlung nicht befriedigend verläuft. Das Modellprojekt
wird von einer gemeinsamen Initiative des Bundesministeriums für Gesund-
heit, der Länder Hamburg, Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen
sowie der Städte Bonn, Frankfurt, Hannover, Karlsruhe, Köln und München
getragen und durch die Bundesärztekammer begleitet. Die wissenschaftliche
Leitung hat Professor Michael Krausz vom Zentrum für Interdisziplinäre
Suchtforschung der Universität Hamburg (ZIS). 

Die primären Zielkriterien der Studie sind die Reduktion des illegalen Dro-
genkonsums, die Verbesserung des gesundheitlichen Zustands und die Ver-
besserung der psychischen Symptomatik. Von großer gesellschaftlicher Re-
levanz dürfte darüber hinaus eines der sekundären Zielkriterien sein: der
Rückgang der Kriminalität der Teilnehmer/-innen. Mit der Entwicklung der
Kriminalität der Studienteilnehmer/-innen befassen sich das Kriminologische
Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN) und der Lehrstuhl für Kriminologie
der Universität Gießen in drei aufeinander abgestimmten Teilstudien. Das
Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen verfolgt dabei drei Haupt-
fragestellungen: 

- Führt die Heroinvergabe zu einer bedeutsamen Abnahme kriminellen
Verhaltens bei den Teilnehmern?

- Kommt es bei den Teilnehmern an der kontrollierten Heroinvergabe zu
einer stärkeren Verminderung kriminellen Verhaltens als bei den Teil-
nehmern an der Methadonsubstitution?
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- Welche Personen- und Situationsmerkmale tragen darüber hinaus zu
Veränderung der Kriminalität bei?

Forschungsmethoden

Zur Beantwortung der genannten Fragen werden zwei Methoden eingesetzt: 

Erstens findet mit der sogenannten standardisierten Dunkelfeldanalyse eine
persönlich-mündliche Befragung der Studienteilnehmer/-innen statt. Die Fra-
gen sind in ein umfassendes Untersuchungsinstrument integriert und themati-
sieren die Häufigkeit, mit der verschiedenste Delikte in den letzten 12 Mo-
naten begangen wurden, die Häufigkeit von Viktimisierungserlebnissen
sowie Erfahrungen mit Polizei und Justiz. 

Darüber hinaus werden zahlreiche Personenmerkmale erhoben (z. B. Kenn-
werte der sozialen Integration, Fähigkeit zur Selbstkontrolle der Teilnehmer/-
innen), die bei der Auswertung eine Differenzierung nach unterschiedlichen
Subgruppen gestatten werden. Die Dunkelfelderhebung findet zu Beginn der
Behandlung, nach 12 Monaten und nach 24 Monaten statt.

Zum zweiten werden in der sogenannten Hellfeldanalyse in Zusammenarbeit
mit den Landeskriminalämtern der beteiligten Länder und unter Beachtung
datenschutzrechtlicher Bestimmungen polizeiliche Tatverdächtigenregister
ausgewertet. Ziel dieser Auswertung ist es, für die relevanten Zeiträume (12
Monate vor der Behandlung, 1. bis 12. Monat und 13. bis 24. Monat der Be-
handlung) festzustellen, wie oft ein bestimmter Studienteilnehmer mit wel-
chen Delikten von der Polizei registriert wurde. Um die Kriminalitätsbelas-
tung der Probanden auch im Vergleich zur Kriminalitätsentwicklung generell
darstellen zu können und andererseits ein Maß für polizeiliche Aktivitäten in
den Studienorten zu haben, ist weiterhin geplant, sowohl für die Studienorte
als auch für jeweils eine weitere Stadt in dem betreffenden Bundesland eine
allgemeine Analyse der Polizeilichen Kriminalstatistik vorzunehmen.

Bei der Auswertung der Daten sollen die Entwicklungstrends in beiden Da-
tenquellen verglichen werden. Nur wenn sich gleiche Trends zeigen, ist eine
zuverlässige Interpretation möglich. Würde sich beispielsweise in den selbst-
berichteten Daten eine Abnahme der Kriminalität zeigen, nicht aber in den
Tatverdächtigenziffern, so könnten als Alternativerklärungen beispielsweise
eine zunehmende Verschweigungstendenz der Studienteilnehmer/-innen oder
eine intensivere polizeiliche Kontrollaktivität in Frage kommen. 

Seitens des Lehrstuhls für Kriminologie an der Universität Gießen wird eine
qualitative Studie durchgeführt, in der eine ausgewählte Anzahl von etwa 100
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der heroinsubstituierten Studienteilnehmern in Intensivinterviews zu zwei
Zeitpunkten befragt wird. Diese Daten gewähren vor allem einen Einblick in
die biographische Entwicklung der Delinquenz und ermöglichen außerdem
den Vergleich mit den Angaben der Teilnehmer/-innen in der standardisierten
Dunkelfeldbefragung. Die Verbindung von Hellfeldanalyse, standardisierter
Dunkelfeldanalyse sowie qualitativen Interviews stellt eine grundsätzliche
methodische Verbesserung gegenüber früheren Studien dar.

Projektablauf

Projektdauer: 12/2001 bis 12/2004

Die Hauptphase der Studie hat offiziell im Dezember 2001 begonnen. Die
Behandlung beginnt für die Studienteilnehmer mit dem Zeitpunkt ihrer Auf-
nahme in die Studie. Die ersten Probanden wurden im März 2002 rekrutiert.
Die anvisierte Stichprobenzahl von 1.120 Opiatabhängigen ist derzeit (März
2003) jedoch noch nicht erreicht. Die Gesamtdauer der Studie ist daher noch
nicht abzusehen. Erst wenn der letzte Proband in die Studie aufgenommen
wurde, ist eine verlässliche Zeitschätzung möglich.

Aufgrund des langen Rekrutierungszeitraumes und der bei den Landeskrimi-
nalämtern existierenden Löschungsfristen für die uns interessierenden Daten
wird es notwendig sein, jährliche Abfragen bei den Landeskriminalämtern
durchzuführen. Mit der ersten dieser Abfragen soll Ende 2003 begonnen
werden.

Der weitere Zeitplan wird sich danach richten, wie schnell die erforderliche
Stichprobengröße erreicht werden kann.

Kosten/Finanzierung

Die Studie wird vom Bundesministerium für Gesundheit und den beteiligten
Städten/Bundesländern finanziert. Die Kosten für die kriminologische Teil-
studie liegen bei rund 104.400 €. Die Kosten für das gesamte Modellprojekt
liegen natürlich wesentlich höher.

Umsetzung

Aktuelle Informationen zum Modellprojekt unter www.Heroinprojekt.de

http://www.heroinprojekt.de/


Drogen/Sucht

24

Kontakte

Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN), Lützeroder-
straße 9, 30161 Hannover, E-Mail: kfn@kfn.uni-hannover.de, 
Internet: http://www.kfn.de

mailto:kfn@kfn.uni-hannover.de
http://www.kfn.de/
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Drogenkonsum und Strafverfolgung

Untersuchungsgegenstand

Ausgangspunkt des Forschungsprojektes „Drogenkonsum und Strafverfol-
gungspraxis“ ist eine empirische Untersuchung der (repressiven) Behandlung
„konsumbezogener“ Drogendelikte durch die Strafverfolgungsbehörden und
sich daran anschließende (präventive) Konsequenzen durch Maßnahmen der
Ordnungsbehörden.

Forschungsmethoden

- vergleichende Analyse

- Auswertung statistischer Daten

- Aktenanalyse

- Expertenbefragung

- abschließender Quervergleich

Projektablauf

November 2002 bis Oktober 2004

Arbeitsplan 2002 bis 2004:

Phase 1 (November 2002 bis Februar 2003):
- Vorarbeiten (Datenzugang und Datenschutz, Genehmigungen für die

Akteneinsicht)
- Analyse der länderspezifischen Richtlinien zum Vollzug von § 31a

BtMG
- Auswertung bereits vorhandener statistischen Daten und Materialien
- Vorbereitung des Erhebungsbogens für die Aktenauswertung

Phase 2 (März bis Oktober 2003):
- Aktenerhebung und -auswertung
- Erstellung des ersten Zwischenberichtes

Phase 3 (November 2003 bis April 2004):
- Vorbereitung des Fragebogens für die Expertenbefragung
- Qualitative Expertenbefragung
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- Auswertung der gesammelten Daten und Informationen zur cannabisbe-
zogenen Einstellungs- respektive Strafverfolgungspraxis

- Erstellung des Berichtes zur cannabisbezogenen Einstellungs- respektive
Strafverfolgungspraxis

Phase 4 (Mai bis Oktober 2004):
- Auswertung der gesammelten Daten und Informationen zur Einstellungs-

respektive Strafverfolgungspraxis bei Konsumdelikten harter Drogen
- abschließender Quervergleich zwischen den statistischen Angaben, den

Ergebnissen der Experteninterviews und der Aktenanalyse einerseits und
zwischen den unterschiedlichen Prävalenzraten des Drogen- und speziell
des Cannabiskonsums in den einzelnen Bundesländern andererseits Er-
stellung des Abschlussberichtes

Forschungsergebnisse

keine Angaben

Besonderheiten

Das Forschungsprojekt „Drogenkonsum und Strafverfolgungspraxis“ wird
den ebenfalls im Jahr 2002 am Institut von Dr. Letizia Paoli begonnenen
Deutschland-Teil einer weit umfangreicheren internationalen Untersuchung
des amerikanischen Drug Policy Research Center der RAND Corporation in
Santa Barbara und Washington, DC eigenständig ergänzen.

Kosten/Finanzierung

Das Forschungsprojekt wird vom Bundesministerium für Gesundheit und von
der RAND Corporation bezuschusst.

Umsetzung

Ausgewählte Literatur:

- ENDRISS, R. & KINZIG, J. (2001): Neuralgische Punkte des Betäu-
bungsmittelstrafrechts. Neue Juristische Wochenschrift, 3217-3222.

- AULINGER, S. (1997): Rechtsgleichheit und Rechtswirklichkeit bei der
Strafverfolgung von Drogenkonsumenten. Die Anwendung von § 31a
BtMG im Kontext anderer Einstellungsvorschriften, Baden-Baden: No-
mos Verl.-Ges.
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- ALBRECHT, H.-J. (1995): Die Cannabis-Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts aus kriminologischer Sicht. Recht der Jugend und des
Bildungswesens, 136-147.

Internet-Hinweise:

- Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung

- Drug Policy Research Center

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: l.paoli@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:l.paoli@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Examining the Consequences of the Reduction in Afgha-
nistan's Heroin Production

Untersuchungsgegenstand

Entwicklung eines Modells des Heroinwelthandels, um die Konsequenzen
der Reduktion der afghanischen Opiumproduktion zu prognostizieren und
politische Probleme und Gelegenheiten zu identifizieren.

Forschungsmethoden

- statistische Analysen
- Dokumentationsanalysen
- Befragung von Drogenkonsumenten, Dealern und Experten
- Szenario-Technik
- Modelling

Projektablauf

April 2002: Projektbeginn

Sommer 2002 bis Sommer 2003:
Durchführung der Feldforschung in sechs asiatischen Ländern (Pakistan,
Thailand, Tajikistan, Iran, China, Indien) und Entwicklung des Heroinwelt-
handelsmodells

September 2002: 
erster Workshop in Freiburg

September 2003:
zweiter Workshop in Freiburg: Präsentation und Diskussion des Heroinwelt-
handelsmodells mit Projektteilnehmern und Experten

Oktober 2003 bis April 2004:
Ausarbeitung des Heroinmodells und Fertigstellung des Endberichtes

Besonderheiten

Mitarbeit der UNO und lokaler Forscher in sechs asiatischen Ländern (Iran,
Pakistan, Tajikistan, Indien, Thailand, China)
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Kosten/Finanzierung

- US $ 161.255 Smith Richardson Foundation
- 30.200 € Holländisches Justizministerium

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: l.paoli@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:l.paoli@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Jugendliche Raucher – Veränderungen des Rauchverhaltens
und Ansätze für die Prävention – Sonderauswertung der
Wiederholungsbefragung „Drogenaffinität Jugendlicher in
der Bundesrepublik Deutschland 2001“

Untersuchungsgegenstand

Der vorliegende Bericht enthält neue Ergebnisse zum Rauchen, die aus einer
Reihe zusätzlicher Analysen der Drogenaffinitätsstudie entstanden sind. Ein
Ziel dieser Zusatzanalysen war es, Ergebnisse der ersten Auswertungsphase
zu präzisieren, die eine verstärkte Ausbreitung des Rauchens bei den jünge-
ren Altergruppen erkennen ließen. 

So wurden die beiden zentralen Indikatoren des Tabakkonsums, Raucher-
quote und Nichtraucherquote, mit einer neuen, dreistufigen statt zweistufigen
Altersgruppierung neu ausgewertet. Diese neue Altersvariable wurde auf der
Grundlage multivariater Analysen von Daten der Drogenaffinitätsstudie ge-
bildet. Sie lässt genauer erkennen, wie sich Rauchen und andere Formen des
Substanzgebrauchs mit dem Alter der Jugendlichen verändern. Die Ergebnis-
se dieser Sekundäranalysen von Raucher- und Nichtraucherquote finden sich
im ersten Kapitel.

Vor allem wurden die langfristigen Trends von Raucher- und Nichtraucher-
quote detailliert nach Altersgruppen und Geschlechtern analysiert. Das
zweite Kapitel enthält die Ergebnisse dieser Trendberechnungen für die 12-
bis 25-Jährigen insgesamt und für sechs Teilgruppen: für die 12- bis 15-
Jährigen, die 16- bis 19-Jährigen und die 20- bis 25-Jährigen, jeweils unter-
teilt nach männlichen und weiblichen Jugendlichen.

Weiter enthält dieser Bericht eine Reihe von neuen Ergebnissen der Wieder-
holungsbefragung 2001 der Drogenaffinitätsstudie, die für die Konzeptent-
wicklung und Implementierung von Präventions-Maßnahmen anwendbar
sind. So werden (im dritten Kapitel) Einflussfaktoren aufgezeigt, die die
Ausbreitung des Rauchens verstärken, wie beispielsweise positive Einstel-
lungen zum Rauchen, oder abschwächen, wie z. B. ein hohes Gesundheits-
bewusstsein.

Der letzte Teil des Berichts (Kapitel 4) enthält Analysen zur Motivation, das
Nichtrauchen beizubehalten, und zur Bereitschaft, das Rauchen aufzugeben,
mit Ergebnissen, die dazu beitragen können, Maßnahmen zur Raucherent-
wöhnung bei Jugendlichen zu bewerten. Vor allem zeigt sich dort, dass eine
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steigende Akzeptanz des Rauchens durchaus mit einer steigenden Bereit-
schaft, das Rauchen wieder aufzugeben, einhergehen kann.

Forschungsmethoden

- statistische Analysen von Daten der Drogenaffinitätsstudie (repräsentati-
ve Wiederholungsbefragungen der 12- bis 25- jährigen Bevölkerung in
der Bundesrepublik Deutschland);

- computergestützte Telefoninterviews (CATI);

- Stichprobengröße: 3.000 Fälle (Westdeutschland: 2.000; Ostdeutschland:
1.000)

Projektablauf

- Datenanalyse (2. 2 bis 3. 2)
- Veröffentlichung des Berichtes in 2002

Forschungsergebnisse

Der langfristige Trend ändert sich

In den beiden vergangenen Jahrzehnten ging in der Bundesrepublik
Deutschland die Zahl 12- bis 25-jähriger Raucher langsam und kontinuierlich
zurück. 1979 betrug der Anteil der Raucher an den 12- bis 25-Jährigen in der
Bundesrepublik Deutschland 44 Prozent, 2001 sind es 38 Prozent. Umge-
kehrt steigt in diesem Zeitraum der Anteil der Nichtraucher um 58 Prozent,
von 31 Prozent in 1979 auf 49 Prozent in 2001. Hinter diesem Trend für die
Gesamtheit der Jugendlichen bleibt jedoch verborgen, dass sich seit einigen
Jahren der Tabakkonsum jüngerer Teilgruppen der Jugendlichen ändert.

Mehr Jüngere fangen an zu rauchen 

Für die 20- bis 25-Jährigen gilt nach wie vor, dass der Nichtraucheranteil
steigt und der Raucheranteil sinkt. Bei den 16- bis 19-Jährigen steigt zwar e-
benfalls der Nichtraucheranteil, die Raucherquote stagniert jedoch bei den
männlichen Jugendlichen und bei den weiblichen Jugendlichen dieser Alters-
gruppe nimmt der Anteil der Raucherinnen wieder zu. Vor allem aber verän-
dert sich der Tabakkonsum der 12- bis 15-Jährigen. Bei ihnen stagniert auch
der Trend zum Nichtrauchen. Der Anteil der Raucher steigt seit 1989 wieder
deutlich, sowohl bei den weiblichen als auch bei den männlichen Jugendli
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chen. Diese jüngeren Altersjahrgänge der Jugendlichen sind somit eine be-
sonders wichtige Zielgruppe für die Tabakprävention.

Gruppenklima begünstigt die Ausbreitung des Rauchens

Die Ergebnisse der Drogenaffinitätsstudie zeigen, dass sich in den letzten
Jahren im sozialen Kontext der Jugendlichen einige Faktoren verstärkt haben,
welche die Ausbreitung des Rauchens begünstigen:

Jugendliche Nichtraucher (besonders die jüngeren Altersgruppen) sind zu-
nehmend dem Einfluss gleichaltriger Raucher in ihren Freundesgruppen aus-
gesetzt.

Der Einstieg ins Rauchen wird von den Freunden stärker sozial unterstützt als
in der Vergangenheit, vor allem bei den jüngsten Altersgruppen.

Abstinenz dagegen wird weniger häufig sozial unterstützt.

Diese Faktoren erleichtern nicht nur, dass sich das Rauchen sehr schnell und
epidemisch in den Kontaktnetzen Jugendlicher ausbreiten kann, sondern er-
schwert auch die Prävention: Man kann nicht mehr davon ausgehen, dass in
den Peer-Groups der Jugendlichen ein einhellig positives Einstellungsklima
zum Nichtrauchen besteht. 

Einstellungen begünstigen das Rauchen

Weiter muss die Prävention berücksichtigen, dass Rauchen bei den Jugendli-
chen in Einstellungen verankert ist, die es vor allem mit Genuss und Ent-
spannung in Verbindung bringen, wie beispielsweise „Rauchen beruhigt“,
„Eine Zigarettenpause schafft Wohlbefinden“, „Rauchen schmeckt“. Dieses
Einstellungsmuster vertreten Raucher und Nichtraucher, die Nichtraucher je-
doch mit geringerer Intensität. Raucher neigen eher als Nichtraucher dazu,
negative Folgen des Tabakkonsums („Rauchen macht schlechte Haut“) zu
ignorieren und mögliche positive Wirkungen („Rauchen macht schlank“)
hervorzuheben.

Viele jugendliche Raucher möchten aufhören

Zu Nutze machen könnte sich die Prävention des Tabakkonsums eine viel-
fach ambivalente Einstellung zum Rauchen. Zwar wird auf der einen Seite
das Rauchen wieder stärker akzeptiert, auf der anderen Seite jedoch ist für
die meisten Jugendlichen das Nichtrauchen der erstrebenswertere Zustand:

Fast alle Nichtraucher (94 %) möchten Nichtraucher bleiben.

Der Anteil der Raucher, die in fünf Jahren Nichtraucher sein wollen, ist seit
1997 gestiegen und umfasst jetzt 52 Prozent.
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Zwei Drittel (68 %) möchten zur Zeit aufhören zu rauchen oder zumindest
weniger rauchen

Etwas weniger als zwei Drittel (61 %) haben schon einmal versucht aufzuhö-
ren.

Diese Ergebnisse finden sich bei allen Altersgruppen, auch bei den 12- bis
15-Jährigen. Die ambivalente Haltung zum Rauchen wäre somit auch ein An-
satzpunkt für die frühzeitige Förderung des Nichtrauchens (Bereits die In-
formation über die weit verbreitete Aufhörbereitschaft von Gleichaltrigen
wäre eine präventive Botschaft für viele Jugendliche).

Darüber hinaus belegen die Ergebnisse, dass Maßnahmen jugendgerechter
Raucherentwöhnung möglich und wirksam wären.

Gesundheitsbewusstsein fördert Nichtrauchen

Ein weiterer Ansatzpunkt für die Prävention ist der Zusammenhang zwischen
Gesundheitsbewusstsein und Nichtrauchen. Präventive Maßnahmen, die ge-
zielt das Gesundheitsbewusstsein der Jugendlichen fördern, können den An-
teil der jugendlichen Nichtraucher erhöhen.

Sportvereine als Setting für die Prävention

Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass Sportvereine ein geeignetes Setting
für die Prävention des Tabakkonsums sind. Vielen Sportvereinen gelingt es
offenbar, viele Jugendliche vom Rauchen abzuhalten. Weiter lässt sich bei
der Prävention in Sportvereinen das dort vergleichsweise weit verbreitete Ge-
sundheitsbewusstsein nutzen.

Rauchen und soziale Ungleichheit

Die Ergebnisse der Drogenaffinitätsstudie zeigen, dass sich die Raucheran-
teile nach den Ausbildungseinrichtungen unterscheiden. Überdurchschnittlich
häufig rauchen Haupt- und Realschüler, Berufsschüler und erwerbstätige Ju-
gendliche. Rauchen ist somit eine relativ früh angelegte Ursache für ungleich
verteilte Gesundheitsrisiken. Gegensteuern könnte eine an den Settings
Hauptschule, Berufsschule und betriebliche Berufsausbildung ausgerichtete
Präventionsstrategie.

Rauchverbote

Überdurchschnittlich weit verbreitet sind Rauchverbote zum einen in Haupt-
und Realschulen, zum anderen in Arbeitsstätten. Die weitere Einführung, bei-
spielsweise in Hauptschulen, ließe sich für die Prävention nutzen, indem mit
den Jugendlichen die Gründe für die Einführung diskutiert werden könnten.
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Ein weiteres Diskussionsthema wäre das Passivrauchen. Ein besonders wich-
tiger Grund, Passivrauchen zu verhindern, ist für Jugendliche die Rücksichts-
nahme auf möglicherweise anwesende gefährdete Personen, wie beispiels-
weise Schwangere und kleine Kinder.

Besonderheiten

Vergabe der Feldarbeiten an ein entsprechendes Institut:

forsa – Gesellschaft für Sozialforschung und statistische Analysen mbH,
Dortmund/Berlin

Kosten/Finanzierung

ca.11.050 €

Umsetzung

- Verwendung der Ergebnisse für die Planung einer Kampagne zur Förde-
rung des Nichtrauchens bei Jugendlichen.

- Der Endbericht wird durch die BZgA herausgegeben und befindet sich in
der Dokumentation der abgeschlossenen Studien und Untersuchungen
der BZgA. Dieser kann beim Referat 2-25 bestellt werden.

- Im Internet befindet sich der komplette Endbericht unter:
www.bzga.de/studien/daten/stud.htm

Kontakte

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, Referat 2-25, Ostmerheimer
Straße 220, 51109 Köln, E-Mail: order@bzga.de, 
Internet: http://www.bzga.de

mailto:order@bzga.de
http://www.bzga.de/
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Polizei- und ordnungsrechtliche Maßnahmen bei Techno-
und GOA-Veranstaltungen

Untersuchungsgegenstand

Phänomen „Goa-/Technoparties“: Betrachtung aus strafrechtlicher, strafver-
fahrensrechtlicher, polizeirechtlicher, ordnungsrechtlicher, polizeitaktischer,
kriminalistischer und psychologischer Sicht.

Forschungsmethoden

Dokumentenanalysen, Aktenanalysen und -auswertungen, mündliche und te-
lefonische Befragungen von Polizeiexperten und Ordnungsrechtexperten zu
Einsatzerfahrungen und Rechtsproblemen, Alltagsbeobachtung und teilweise
systematische Beobachtung der Szene, Auswertung von Fachliteratur und
Rechtsprechung

Projektablauf

1. 5. 2003 bis voraussichtlich Herbst 2003

Forschungsergebnisse

Ziel: Rahmenkonzeption für polizeiliche Maßnahmen bei Goa- und Techno-
veranstaltungen, Erarbeitung eines Nachschlagewerks für Polizei und Ord-
nungsbehörden zur besseren Bewältigung von polizeilichen Einsätzen und
ordnungsrechtlichen Fragen im Zusammenhang mit Goa- und Technoveran-
staltungen

Kosten/Finanzierung

wird aus behördeninternen Mitteln bewältigt

Umsetzung

Veröffentlichung der Ergebnisse in einer Sonderausgabe des „Deutschen Po-
lizeiblatts“, Buchveröffentlichung über den Verlag Deutsche Polizei, Prä-
sentation der Ergebnisse in Arbeitssitzungen nationaler und internationaler
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Polizeifachgremien (erstmals im November 2003 bei der Ständigen Arbeits-
gruppe Rauschgift)

Kontakte

Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, LKA SH 230, Mühlenweg 166,
24116 Kiel
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Auswirkungen objektiver und subjektiver Sicherheitsaspek-
te auf die Wahl einer Urlaubsregion

Untersuchungsgegenstand

Die Universität Greifswald führt im Rahmen der Forschungsorientierten
Vertiefungsseminare zur sozialen Devianz eine Tourismusuntersuchung
durch. Hintergrund ist der, dass das aktuelle und antizipierte Sicherheitsemp-
finden die Urlaubs- und Besuchsentscheidungen entscheidend mitprägen.
Dabei werden die beiden Inseln Usedom und Sylt miteinander verglichen. Ü-
ber eine Fragebogenaktion wurden Bewohner, Gewerbetreibende und Gäste
befragt. Daten zur polizeilichen Einsatzstruktur und -häufigkeit wurden erho-
ben und mit demografischen Daten sowie Fremdenverkehrsstatistiken in Be-
ziehung gesetzt.

Forschungsmethoden

- statistische Analysen (PKS, Fremdenverkehrsstatistik, demografische
Daten

- Aktenanalyse und -auswertung (Tage-, OB- und Dienst-Bücher)

- schriftliche und mündliche Befragungen (Gäste, Einwohner, Gewerbe-
betreibende)

- Experteninterviews

Projektablauf

- Frühjahr 2002: vorbereitende Maßnahmen

- Sommer 2002: Befragungsaktionen auf Usedom und Sylt

- Herbst 2002 bis Frühjahr 2003: Auswertung, Maßnahmenkonferenzen,
Dokumentationen und Berichtlegung

Besonderheiten

Es handelt sich um ein Kooperationsprojekt, das unter Federführung der Uni-
versität Greifswald mit den Polizeiinspektionen Anklam (MV) und Husum
(SH) durchgeführt wird.
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Kosten/Finanzierung

- Die Kosten wurden zum größten Teil von der Universität Greifswald
getragen. 

- Kosten für eine PKS-Sonderauswertung in Höhe von 2.208 € übernahm
die Stadt Westerland.

Umsetzung

Zurzeit ist die Auswertungsphase noch nicht abgeschlossen. Es wird eine
Dokumentation erstellt. Auf den Inseln Sylt und Usedom werden nach Vor-
liegen der Ergebnisse zwei Maßnahmenkonferenzen durchgeführt, um aus
den gewonnenen Erkenntnissen über theoretisches Wissen hinaus zu konkre-
ten Umsetzungen zu gelangen.

Kontakte

Polizeiinspektion Husum, Kriminalpolizeistelle, Poggenburgstraße 9,
25813 Husum
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Bürgerbefragung zum Ansehen des Bundesgrenzschutzes
und dem Sicherheitsgefühl in Chemnitz

Untersuchungsgegenstand

Es handelte sich bei dieser Befragungsaktion um die zweite Bürgerbefragung
des Bundesgrenzschutzamtes (BGSAmt).

Neben der Einschätzung der Tätigkeit der Kontroll- und Streifenbeamten des
Bundesgrenzschutzes sollte durch die Befragten insbesondere eingeschätzt
werden:

- das Sicherheitsgefühl der Bürger

- Möglichkeiten zur Verbesserung der Sicherheit der Befragten

- die Tätigkeit der Bürgerkontaktbeamten des Bundesgrenzschutzes (als
Hauptträger der bürgernahen Polizeiarbeit und der Polizeilichen Krimi-
nalprävention).

Die Bürgerbefragung sollte dem Bundesgrenzschutzamt insbesondere Auf-
schlüsse geben über

- den Stand der bürgernahen Polizeiarbeit des Bundesgrenzschutzes

- den Bekanntheitsgrad der Bürgerkontaktbeamten

- Räume/Bereiche mit negativem/verbesserungswürdigem Sicherheits-
gefühl der Befragten.

Forschungsmethoden

Es handelte sich um eine schriftliche Befragung. Die Stichprobe lag bei 1.000
Bürgern, die im Grenz- bzw. auf dem Bahngebiet angesprochen wurden.

Projektablauf

Die Bürgerbefragung wurde im Zeitraum IV. Quartal 2002 bis I. Quartal
2003 im Zuständigkeitsbereich des Bundesgrenzschutzamtes Chemnitz
durchgeführt.
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Die Fragebogenaktion wurde durch einen Polizeivollzugsbeamten, gleichzei-
tig Hauptverantwortlicher, und zwei Verwaltungsangestellte innerhalb von
sechs Monaten realisiert. 

Als Vorlage diente eine analoge Bürgerbefragung im Zuständigkeitsbereich
der Bundesgrenzschutzinspektion Köln. Der Fragebogen wurde umgearbeitet
und anschließend manuell ausgewertet.

Forschungsergebnisse

Die Bürgerbefragung wurde durch regionale Medien begleitet. Das Bundes-
grenzschutzamt informierte darüber hinaus mittels eines „Bürgerinformati-
onsblattes“ über den Beginn und das Anliegen der Befragung.

Die Bürgerbefragung erbrachte insgesamt:

1. Die Tätigkeit der Kontroll- und Streifenbeamten des BGS wird mit posi-
tiv bis sehr positiv bewertet.

2. Ca. 20 % der Befragten kennen ihren Bürgerkontaktbeamten und schät-
zen seine Tätigkeit positiv ein.

3. Das Sicherheitsgefühl der Befragten wird fast durchgängig mit normal
bewertet. Lediglich „nachts“ liegt die Bewertung im negativen und unsi-
cheren Bereich.

4. Am meisten zeigt sich beim Bürger die Angst vor dem baldigen EU-
Beitritt der tschechischen Republik und dem eventuellen „Schwinden“
des BGS.

Eine detaillierte Analyse der Bürgerbefragung, auch unter Einbeziehung der
anonymisierten Daten zu den Befragten (Alter, Geschlecht, Familienstand,
Wohnort) liegt beim Bundesgrenzschutzamt vor.

Besonderheiten

Die hohe Rücklaufquote von 90 % wird auf die direkte Ansprache der Bürger
und das sofortige Ausfüllen der Fragebögen zurückgeführt.

Kosten/Finanzierung

Die Finanzierung erfolgte aus zweckgebundenen Mitteln für Maßnahmen der
Polizeilichen Kriminalprävention des Bundesgrenzschutzamtes.
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Kontakte

Bundesgrenzschutzamt Chemnitz, Bornaer Str. 205, 09114 Chemnitz
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Das Bild der Polizei in Tageszeitungen – eine vergleichende
empirische Analyse

Untersuchungsgegenstand

Wie bewertet die Tagespresse polizeiliches Handeln? Stellt sie nur auf me-
dienwirksame Dinge ab oder berichtet sie objektiv? Unterschieden wird zwi-
schen einem allgemeinen Polizeibild und konkreter polizeilicher Arbeit.

Forschungsmethoden

Die Analyse beschränkt sich auf vier Tageszeitungen: „Frankfurter Allge-
meine“ (FAZ), „Süddeutsche Zeitung“ (SZ), „Bild-Zeitung“ (BILD) sowie
„die tageszeitung“ (taz). Weitere, kleinere überregionale Zeitungen konnten
ausgeklammert werden, da vor allem FAZ und SZ deren Agenda maßgeblich
mitbestimmen. Zudem bilden die vier genannten Zeitungen das politische
Links-Rechts-Spektrum ab, wobei die Reihenfolge von links nach rechts taz-
SZ-FAZ-BILD ist.

Der Untersuchungszeitraum bezieht sich auf das komplette Jahr 1998. Ein
wichtiges Argument für 1998 als Untersuchungszeitraum ist gewesen, dass es
das erste Jahr ist, in dem die vier zu untersuchenden Tageszeitungen in einer
EDV-Fassung vorgelegen haben.

Mittels einer Stilmittelanalyse ist bestimmt worden, inwieweit einzelne Un-
tersuchungseinheiten eine Tendenz in der Berichterstattung aufweisen. Je
nachdem, ob in einem Artikel positiv oder negativ genutzte Stilmittel in Zu-
sammenhang mit der Polizei überwiegen, ist die Untersuchungseinheit ko-
diert worden.

Projektablauf

Beendet

Forschungsergebnisse

Als Ergebnis dieser Untersuchung ist festzuhalten, dass das vermittelte Bild
der Polizei insgesamt als neutral zu bezeichnen ist, mit sehr geringer positiver
Tendenz. Dabei ist die Berichterstattung der Bild-Zeitung positiver als die
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der anderen drei Zeitungen. Damit ist die These von der schlechten Presse
nicht mehr haltbar.

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Umsetzung

Veröffentlicht in: Kriminalistik 6/02 - 56. Jahrgang, S. 366-371.

Kontakte

Landeskriminalamt Niedersachsen, Abt. 2, Landesanalysezentrum, Schützen-
straße 25, 30161 Hannover
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Dunkelfeldanalyse zu Täter- und Opfererfahrungen Dinsla-
kener Schüler

Untersuchungsgegenstand

Dunkelfeldanalyse zu Täter- und Opfererfahrungen Dinslakener Schüler; be-
troffene Themen:

- Ausländerfeindlichkeit/Rechtsextremismus
- Drogen/Sucht
- Gewalt
- Viktimologie
- Kinder-/Jugendkriminalität
- Prävention
- Erhebung soziodemographischer Daten
- Interbehördliche Kooperation bei Freizeitangeboten für Jugendliche

Forschungsmethoden

- statistische Analyse
- schriftliche Befragung

Projektablauf

- Bildung Arbeitskreis Polizei/Stadt/Universität Frühjahr 2000

- Einführung in ein sozialwissenschaftliches Seminar der Gerhard-
Mercator-Universität Duisburg (WS 2001/2002)

- Entwicklung eines Fragebogens, Befragung und Auswertung (Mitte
2002)

Forschungsergebnisse

liegen noch nicht vor

Besonderheiten

Hervorzuheben ist die umfangreiche Kooperation von Stadt/Hoch-
schule/Polizei
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Kosten/Finanzierung

geringe Kosten; kann derzeit abschließend nicht beurteilt werden.

Umsetzung

- Konsequenzen für stadt-/polizeiinterne Handlungsalternativen
- Datenbericht 
- Rohdatenmaterial zur Antwortanalyse 
- kriminologisch/soziologische Auswertung

Kontakte

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, Völklinger Straße 49, 
40221 Düsseldorf, E-Mail: landeskriminalamt@mail.lka.nrw.de, 
Internet: http://www.lka.nrw.de

mailto:landeskriminalamt@mail.lka.nrw.de
http://www.lka.nrw.de/
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Kein Tag wie der andere – zum Sicherheitsgefühl von Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten im Wachdienst

Untersuchungsgegenstand

Die Untersuchung betrachtet 

- das allgemeine Sicherheitsgefühl von Angehörigen des polizeilichen
Wach- und Wechseldienstes im Vergleich zwischen dienstlichen und
privaten Zusammenhängen,

- ihre Risikoerfahrungen, Risikoeinschätzungen und Prognosen,

- Einflüsse des Streifenpartners auf das eigene Sicherheitsgefühl,

- Zusammenhänge zwischen dem Sicherheitsgefühl und der Berufswahl,

- Gesprächsbedarf und Gesprächsmöglichkeiten im Zusammenhang mit
dem Sicherheitsgefühl,

- eigene Reaktionen und Einschätzungen fremder Aktivitäten zur Steige-
rung der Sicherheit im Polizeidienst.

Neben einem quantitativen Überblick ermöglicht gerade die Darstellung der
Interviews – etwa berufsfremden Lehrenden an der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung – auch einen Einblick in alltägliche Erlebniswelt des
Polizeiberufs.

Forschungsmethoden

Befragungen in Form von 40 Leitfadeninterviews und (395 beantworteten)
Fragebogen

Projektablauf

Beginn: August 2000
Ende: Dezember 2003; Abschlussbericht ist veröffentlicht

Forschungsergebnisse

- Angehörige des polizeilichen Wachdienstes sind nicht grundsätzlich, et-
wa im Sinne einer berufstypischen Lebenseinstellung ängstlich. 
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Ausgehend von einem hohen privaten Sicherheitsgefühl nehmen sie in
ihrem Beruf speziell angelegte Risiken sensibel wahr und stehen auch in
Anbetracht dieser Risiken zu diesem Beruf und den sich für sie daraus
ergebenden Verpflichtungen und Verantwortungen. 

Sie nehmen bei ihrer Berufswahl und, noch bewusster, während ihres
Berufsalltags die mit der polizeilichen Aufgabenerfüllung verbundenen
Risiken aus einer Mischung von gesellschaftlicher Verantwortung und
persönlichem Interesse an abwechselungsreicher Arbeit in Kauf, wobei
auch finanzielle Anreize durchaus eine, wenn auch nachgeordnete Rolle
spielen. 

- Angehörige des polizeilichen Wachdienstes verfügen über zahlreiche,
sowohl hinsichtlich der Art, als auch der Folgen differenzierte Erfahrun-
gen mit Aggressionen ihnen gegenüber. Sowohl eigene Erlebnisse, als
auch Informationen (oder fehlende Informationen) über Angriffe auf
Kolleginnen und Kollegen beeinflussen ihr berufliches Sicherheitsge-
fühl, wobei besonders die Banalität der Gesamtsituation vieler Angriffe,
die häufig feststellbare Geringfügigkeit der Anlässe, ihre Unvorherseh-
barkeit sowie ihre Intensität und die damit verbundenen Risiken und
Folgen nachhaltig besorgniserregend wirken. 

Besondere Bedeutung für das Sicherheitsgefühl in beruflichen Zusam-
menhängen gewinnt dabei die eigene Wahrnehmung sinkender Hemm-
schwellen hinsichtlich allgemeiner Gewaltgeneigtheit, auch gegen Poli-
zeiangehörige und der niederschwelligen Bereitschaft, in konkreten
Situationen (auch massiv) Widerstand gegen polizeiliche Maßnahmen zu
leisten. Die Gewissheit, als Polizei hier für die Grundprobleme nicht zu-
ständig zu sein und in konkreten Situationen nicht über geeignete Mittel
nachhaltiger Gegensteuerung und Problemlösung zu verfügen, belastet
und mündet in Forderungen nach Wahrnehmung gesellschaftlicher und
politischer Verantwortungen.

- Einsätzen unter Beteiligung von Ausländern stehen Angehörige des
Wachdienstes skeptisch gegenüber, da sie einerseits Sprachprobleme,
andererseits, noch deutlicher mentalitätsbedingte Möglichkeiten der Ri-
sikoerhöhung sehen.

- Spätestens seit dem Jahr 2000 bestehen auch bei „Standardsituationen“
wie Verkehrskontrollen deutliche Sicherheitsbedenken, die in Forderun-
gen nach personellen und materiellen Verbesserungen, teils nach rechtli-
chen und taktischen Veränderungen umgesetzt werden.
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- Aus den skizzierten Erfahrungen, verstärkt durch die Wahrnehmung risi-
kosteigernder gesellschaftlicher Entwicklungen, leiten Angehörige des
polizeilichen Wachdienstes Forderungen an die eigene Professionalität,
an die verlässliche Unterstützung durch Kollegen, speziell des Streifen-
partners und nach grundsätzlich sicherheitssteigernden Maßnahmen un-
terschiedlichster Art ab.

� Es zeigen sich in Art und Intensität unterschiedliche Ansätze indivi-
dueller Reaktionen auf wahrgenommenen Belastungen des eigenen
Sicherheitsgefühls. Dabei werden durchaus Defizite und Notwen-
digkeiten verstärkter eigener Aktivitäten gesehen. Angehörige des
Wachdienstes sind zu eigenen Investitionen unterschiedlicher Art in
ihre Sicherheit grundsätzlich bereit, wie zum Beispiel die Anschaf-
fung eigener Schusswesten oder anderer „Einsatzmittel“ zeigt, sehen
hier aber durchaus Grenzen, insbesondere hinsichtlich zeitintensiver
Trainings. Aus der Wahrnehmung dieser eingeschränkten eigenen
Möglichkeiten, aber auch aus prinzipiellen Erwägungen heraus er-
wachsen Forderungen an den Dienstherrn, der die Ausrüstung opti-
mieren und Fortbildungs- sowie Trainingsangebote machen oder
zumindest eigene Anstrengungen unterstützen soll.

� Angehörige des Wachdienstes erklären, sie selbst sähen Gespräche
über grundsätzliche Sorgen und konkrete Ängste als hilfreich zu de-
ren persönlichen Bewältigung an, der Umgang von Kollegen mit ih-
ren Sorgen und Ängsten wird skeptischer gesehen. 

Gesprächserfahrungen hinsichtlich grundsätzlicher Sicherheitsbe-
denken und konkreter Ängste und Sorgen im Zusammenhang mit
dem Beruf und die Bereitschaft, potenzielle Gesprächspartner anzu-
erkennen, konzentrieren sich augenscheinlich auf privat entstandene
und selbstverständliche, auch ohne Themenbezug übliche, praktisch
unvermeidbare dienstliche Kontakte. Dabei scheinen Gespräche im
dienstlichen Umfeld sich eher auf sachlicher Ebene zu bewegen, oh-
ne dass wirklich emotionale Belastungen besprochen werden; dabei
wird aber (trotz der grundsätzlichen Skepsis) häufig auf das gegen-
seitige Verständnis zwischen eng zusammenarbeitenden Kollegen
hingewiesen und letztlich Zufriedenheit mit den Gesprächsmöglich-
keiten erklärt. Polizeilichen oder auf polizeiliche Initiative entstan-
denen Gesprächsangeboten stehen Angehörige des Wachdienstes
skeptisch gegenüber; teilweise schwingt auch hier Misstrauen der
polizeilichen Führung gegenüber mit, auch weil man etwa der Ver-
traulichkeit nur bedingt zu glauben scheint. Gespräche im privaten
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Umfeld hängen (zumindest auch) wesentlich von Initiativen der
Partner ab, werden aber letztlich positiver bewertet als Gesprächsan-
gebote.

Eine Prüfung hinsichtlich systematischer Supervisionsmöglichkeiten
erscheint vor diesem Hintergrund angeraten.

� Konkrete Problemwahrnehmungen, etwa bei besonders konflikt-
trächtigen Einsatzanlässen, Einsätzen mit einer unübersichtlich
werdenden Anzahl von Beteiligten oder Einsätze in „Problembe-
reichen“ des Polizeibezirks begründen Forderungen nach der Ge-
wissheit möglicher, zeitnaher Unterstützung, zumindest auf An-
forderung. Unter diesem Blickwinkel gewinnen organisatorische
Überlegungen, bei deren Realisierung künftig weniger Einsatz-
kräfte verfügbar sind oder scheinen, konkret an Bedeutung hin-
sichtlich des Sicherheitsgefühls. 

Derzeit in Umsetzung befindliche oder diskutierte Organisations-
entscheidungen wirken unter dem Blick fehlender Unterstüt-
zungssicherheit über Einsatzanlässe hinaus, auch gerade in Zeiten
erhöhten Einsatzaufkommens zweifach besorgnissteigernd. Zum
einen sieht man sich selbst unter der Wirkung des daraus resultie-
renden Zeitdrucks in der Gefahr unaufmerksamen, risikosteigern-
den „Abarbeitens“, zum anderen fehlt gerade hier auch die ange-
sprochene Unterstützungssicherheit. Organisationsänderungen
werden von Angehörigen daher auch unter Eigensicherungsas-
pekten bewertet; Organisationsverantwortliche leisten einen Bei-
trag zum Sicherheitsgefühl, wenn sie dies ihrerseits beachten und
ihre Entscheidungen gerade unter diesem Aspekt transparent ma-
chen.

� Angehörige des Wachdienstes sehen ihr Sicherheitsgefühl auch in
Abhängigkeit vom Betriebsklima in ihrer Dienstgruppe und dem
auf guter Kenntnis ihrer Kolleginnen und Kollegen beruhenden
Vertrauen in deren Professionalität, worunter sie (auch) Stresssta-
bilität, Kommunikationsfähigkeit und die Fähigkeit, Einsätze kon-
sequent, notfalls unter Gewaltanwendung bewältigen zu können,
verstehen.

Auch das Bedürfnis nach gutem Betriebsklima und vertrautem
Arbeiten mit eingespielten Partnern ist bei geplanten Organisati-
onsentscheidungen in den Augen der Betroffenen berührt und da-
her von Organisationsverantwortlichen zu beachten. Dabei stehen
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strukturelle Veränderungen, aber auch Rotationssysteme im Blick
der Wachdienstangehörigen.

� Im Zusammenhang mit der geforderten Professionalität des Strei-
fenpartners kommt augenscheinlich dem Geschlecht des Streifen-
partners besonderes Gewicht zu. Wenn für jeden zweiten Angehö-
rigen des Wachdienstes das Geschlecht des Streifenpartners
hinsichtlich seines Sicherheitsgefühls eine Rolle spielt, wenn
Männer mehrheitlich und Frauen zur Hälfte glauben, dass Frauen
körperlichen Auseinandersetzungen weniger gewachsen sind,
woraus sich Sicherheitsbedenken ableiten, wenn weitere Beden-
ken gegen die Einsetzbarkeit von Frauen bestehen und (zum Bei-
spiel im Einschreitverhalten beider Geschlechter) wirksam wer-
den, sind nachhaltige Negativwirkungen auf das Sicherheits-
gefühl, verbunden mit der Möglichkeit weiterer Konfliktwirkun-
gen (wie Belastungen des Betriebsklimas oder Misstrauen in die
Führung) absehbar. Die zentrale Bedeutung des Streifenpartners
legt dringend weitere Untersuchungen und angemessene Aktivi-
täten gerade hinsichtlich dieser Problemwahrnehmung nahe, ohne
dass an dieser Stelle bereits prognostiziert werden kann, worin
diese konkret bestehen könnten, zumal durchaus widersprüchliche
Aussagen Ansätze zu kommunikativen Lösungen, zumindest aber
zu konstruktiven Nachfragen bieten.

� Aufgrund der skizzierten Erfahrungen und Einschätzungen sind
Angehörige des polizeilichen Wachdienstes – gerade unter Si-
cherheitsaspekten – stark an verbesserter technischer Unterstüt-
zung ihrer Arbeit interessiert, wobei besonderes Gewicht einer
neuen Funktechnik, aber auch unvermindert der individuellen
Ausstattung mit Schusswesten oder anderen Einsatzmitteln bei-
gemessen wird.

Ausgehend von der Wahrnehmung eigener Defizite und der Forderung nach
professioneller Unterstützung durch Kollegen sind sie in gleichem Maße an
verstärkter Sicherheitsbezogener Aus- und Fortbildung interessiert.

Erweiterungen gesetzlicher Möglichkeiten zur Steigerung des eigenen beruf-
lichen Sicherheitsgefühls werden sehr widersprüchlich gesehen, was nicht
nur zu Forderungen einer beachtlichen Minderheit an die „politische Füh-
rung“, sondern auch zu erheblichem Konfliktpotential innerhalb der Kolle-
genschaft führt.
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Alle drei Aspekte bedürfen für Angehörige des polizeilichen Wachdienstes
klarer Positionierung und intensiver Bemühungen insbesondere der „höheren
Führungsebenen“ einschließlich „der Politik“. Gerade die hier gefragten „hö-
heren“ Funktionsträger werden mit großer Skepsis und wachem Misstrauen
beobachtet. Bisherige Bemühungen um die Sicherheit im Wachdienst werden
sehr kritisch bewertet, das für diese wichtigen, teils aufwendigen Aktivitäten
notwendige ehrliche Interesse an den Mitarbeitern wird in Zweifel gezogen.
Eine offensive, intern durchgängig transparent vertretene Prüfung notwendi-
ger und möglicher Veränderungen unter Beteiligung der Betroffenen, nach-
vollziehbare, ebenfalls veröffentlichte Entscheidungen für oder gegen einzel-
ne Optionen und erkennbare Umsetzungsschritte stärkten sowohl das
Sicherheitsgefühl der Angehörigen des Wachdienstes als auch das, für pro-
fessionelle polizeiliche Arbeit unverzichtbare Vertrauen in die Führung
nachhaltig.

Dieser Überblick basiert auf Interviews und Fragebögen; besonders die Lek-
türe der im Abschlussbericht dargestellten Interviews zeigt den Facetten-
reichtum der Thematik.

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung durch Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW

Umsetzung

- veröffentlicht als Band 24 der Schriftenreihe der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung NRW, unter dem Titel „Kein Tag wie der andere –
zum Sicherheitsgefühl von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten im
Wachdienst“, ISBN 3-925984-47-X

- Entwicklung von Lehrmaterial auf der Grundlage der Ergebnisse in Ent-
wicklung

Kontakte

Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW, Dezernat III, 
Haidekamp 73, 45886 Gelsenkirchen, Internet: http://www.fhoev.nrw

http://www.fhoev.nrw/


Dunkelfeldforschung/Sicherheitsgefühl

52

Kriminalität in Parkhäusern

Untersuchungsgegenstand

Parkhäuser gelten allgemein als Angsträume. Medien berichten immer wie-
der von „Grusel-Garagen“ (BILD-Hannover 12./13. 1. 2004) oder von Ge-
waltstraftaten in Parkhäusern (etwa Peiner Allgemeine Zeitung 16. 11. 2003).
Die Einschätzung, Angst in Parkhäusern haben zu müssen, hat sich scheinbar
quasi als Allgemeinwissen in den Köpfen vieler Menschen festgesetzt. 

Es gibt nur sehr wenige, meist schweizerische Untersuchungen, die etwa das
Sicherheitsgefühl oder das Kriminalitätsaufkommen in Parkhäusern analysie-
ren. In Deutschland ist dieses Thema kaum/gar nicht bearbeitet worden. Auf-
grund dessen plant das LKA Niedersachsen zur Objektivierung der Diskussi-
on eine Aufbereitung der Thematik „Kriminalität in Parkhäusern“.

Dabei soll das absolute Kriminalitätsaufkommen dargestellt werden. Ziel ist
es, Parkhäuser mit unterschiedlichen Sicherheitsstandards zu vergleichen, um
die Wirkung von Maßnahmen wie beispielsweise der Videoüberwachung
einschätzen zu können. Des Weiteren sollen Parkhäuser mit Großparkplätzen
verglichen werden, um Unterschiede in der Kriminalitätsbelastung herauszu-
arbeiten.

Forschungsmethoden

Im Rahmen dieses Projekts wird eng mit einem großen niedersächsischen
Parkhausbetreiber zusammengearbeitet, um auch dessen firmeninternen Da-
ten (z. B. Auslastung, Sicherheitsmerkmale) in die Analyse einbeziehen zu
können.

Zur Bestimmung des Sicherheitsgefühls werden Interviews mit Park-
haus/-platzbenutzern geführt. 

Ansonsten werden Auswertungen auf Grundlage der Eingangsstatistik des
Systems COGNOS durchgeführt.

Projektablauf

Vorplanungen abgeschlossen
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Forschungsergebnisse

noch keine

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Umsetzung

Veröffentlichung ist geplant

Kontakte

Landeskriminalamt Niedersachsen, Abt. 2, Landesanalysezentrum, Schützen-
straße 25, 30161 Hannover
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Kriminologische Regionalanalyse Osnabrück

Untersuchungsgegenstand

1996/97 wurde in Osnabrück, Niedersachsen, die erste Kriminologische Re-
gionalanalyse durchgeführt. Um Veränderungen zur subjektiven Sicherheit
der in dieser Stadt lebenden Menschen über einen längeren Zeitraum hinweg
feststellen zu können, wurde die Regionalanalyse in den Jahren 2002/03 wie-
derholt.

Das Vorhaben wurde organisatorisch und finanziell unterstützt von der Stadt
Osnabrück, dem Präventionsverein Osnabrück e. V. und der Polizeiinspekti-
on Osnabrück-Stadt. Die inhaltliche Vorbereitung, die Durchführung und
Auswertung der Untersuchungen wurden insbesondere von Mitarbei-
ter/-innen des Fachbereiches Geografie der Universität Osnabrück und der PI
Osnabrück-Stadt geleistet.

Forschungsmethoden

Die Daten wurden mit Hilfe zweier Fragebögen erhoben: Zum einen wurde
eine schriftliche, standardisierte Befragung der Osnabrücker Bürger/-innen ab
14 Jahren in allen Stadtteilen durchgeführt. Dazu wurden die Fragebögen an
5510 Personen verschickt. Von den Antwortschreiben gingen letztlich 1656
Fragebögen in die Auswertung ein.

Zum anderen wurde eine schriftliche, standardisierte Befragung der Schü-
ler/-innen an 21 Osnabrücker Schulen durchgeführt. Hierfür wurden an 1.578
Schüler Fragebögen verteilt, 1.445 Fragebögen wurden korrekt ausgefüllt zu-
rückgegeben und wurden entsprechend ausgewertet.

Projektablauf

Das Projekt startete im April 2002 mit den Entwürfen und den jeweiligen
Pre-Tests der Fragebögen. Die Durchführung der schriftlichen Befragungen,
die Eingabe der Fragebögen, die Konsistenzprüfung und die Datenaufberei-
tung sowie die Vorauswertungen, wurden für beide Befragungen im Dezem-
ber 2002 abgeschlossen.

Zu Beginn des Jahres 2003 bewerkstelligte man die Auswertungen und das
Verfassen des Abschlussberichtes, die Präsentation der Endergebnisse fand
im Juni 2003 statt.
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Folgende Ziele wurden verfolgt:

1. Die Bürgerbefragung soll u. a. auf der Ebene der Stadtteile und Wohn-
quartiere Aufschluss über die Sicherheits- und Furchtgefühle der Osna-
brücker Bürger geben.

2. Die Befragung der Schüler soll zum einen Auskunft über ihr Freizeitver-
halten sowie das Freizeitangebot und die Freizeitmöglichkeiten in den
Stadtteilen geben. Zum anderen soll sie Hinweise auf das Sicherheits-
empfinden, die Opferwerdung und die selbstbehauptete Delinquenz der
Osnabrücker Jugendlichen geben.

3. Ein Vergleich zwischen der KRA OS von 1996/97 und den aktuellen Er-
gebnissen 2002/03.

Forschungsergebnisse

1. Das Sicherheitsempfinden ist insbesondere in solchen Stadtteilen hoch,
die von den befragten Bürger/-innen selbst als bürgerlich, gepflegt und
ruhig wahrgenommen werden. Diese Form sozialer Kontrolle wirkt stär-
ker auf das Sicherheitsempfinden der befragten Bürger, als gut nachbar-
liche Beziehungen oder harmonische Nachbarschaften. Orte oder Stadt-
teile, an denen sich viele fremde und somit „irritierende“ Personen oder
Personengruppen aufhalten (z. B. Bahnhof) wirken verunsichernd.

2. Die befragten Schüler/-innen nutzen die Freizeiteinrichtungen und -
angebote in ihrem Stadtteil sehr intensiv. Dabei stehen Aktivitäten im
sportlichen Bereich im Vordergrund. Realschüler/-innen und noch mehr
Gymnasiasten/-innen fühlen sich häufig unsicher, identifizieren mehr
unsichere Orte und haben mehr Angst vor gewalttätigen Konfrontatio-
nen. Die Schüler/-innen von Sonderschulen und Hauptschulen zeigen
sich deutlich seltener in dieser Weise ängstlich. Gerade die Sonderschü-
ler/-innen und Hauptschüler/-innen sind jedoch signifikant häufiger von
Straf- und Gewalttaten betroffen.

Folgende Maßnahmen in Bezug auf „Gewalt an Schulen“ wurden von
den Schülern erwünscht: 

- verbesserte Beratungsmöglichkeiten (z. B. über Drogenmissbrauch),

- Hilfs- bzw. Unterstützungsangebote (Selbstbehauptungskurse),

- bessere Möglichkeiten zum Ausleben oder zur Kanalisierung von
(überschüssiger) Energie (Projekt „Austoben“).
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3. Die Befragten aus dem Jahr 2002 schätzen die Sicherheitslage in ihren
Stadtteilen etwas besser ein, als die Befragten im Jahr 1997. Das zeigt
sich sowohl für das Sicherheitsempfinden tagsüber als auch in der Dun-
kelheit. Es muss jedoch davon ausgegangen werden, dass viele verschie-
dene Variablen auf diesen Befund einwirken. Es gibt keine Beweise dar-
über, dass dieses Ergebnis ausschließlich auf präventive Polizeimaß-
nahmen in den Jahren zwischen den Befragungen zurückzuführen ist.

Umsetzung

Der Schlussbericht der Uni Osnabrück wurde auch im Internet veröffentlicht:

www.polizei.niedersachsen.de/dst/brwe/pi_osnabrueckstadt/Aktuelles/Neuau
flage_KRA/neuauflage_kra.html

Kontakte

Polizeiinspektion Osnabrück – Stadt, Kollegienwall 6-8, 49074 Osnabrück,
Internet: http://www.polizei.niedersachsen.de

http://www.polizei.niedersachsen.de/
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Nachfolgeuntersuchung zur subjektiven Sicherheit und Le-
bensqualität in Hoyerswerda

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt gehört zum Gesamtprojekt „Subjektive Sicherheit und Lebens-
qualität“
hier Teilprojekt: Nachfolgeuntersuchung zur subjektiven Sicherheit und Le-
bensqualität in Hoyerswerda:

Es erfolgten Untersuchungen der subjektiven Sicherheit und der Lebensqua-
lität sowie anderer Aspekte der inneren Sicherheit auf der Grundlage reprä-
sentativer Bevölkerungsbefragungen (schriftlichen Befragungen von 2000
Bürgern) in Hoyerswerda. Nachdem bereits 1998 (in Hoyerswerda) und 1999
(in Görlitz) entsprechende empirische Untersuchungen durchgeführt worden
sind, handelt es sich jetzt um eine Wiederholungsuntersuchung. Im Bericht-
zeitraum 2002/2003 lagen die Schwerpunkte der Forschung bei der Vorbe-
reitung, Durchführung und Auswertung der Befragungsergebnisse von 2002
und bei vergleichenden Analysen mit Ergebnissen der vorausgegangenen
Untersuchungen.

Forschungsmethoden

schriftliche Befragungen von 2.000 Bürgern

Projektablauf

Laufzeit des Gesamtprojektes: seit 1. 4. 1998, Ende unbestimmt. 
Eine Nachfolgeuntersuchung in Görlitz wurde für das Jahr 2004 ins Auge ge-
fasst.

Laufzeit des Teilprojektes „Nachfolgeuntersuchung Hoyerswerda“:
1. 1. 2002-31. 12. 2003

Forschungsergebnisse

Aktualisierung 2004 (aus „Forschungsbericht 2003“):
In den Jahren 1999-2002 vorgelegte Ergebnisse aus diesem Gesamtprojekt
sind meinen Angaben zu den Forschungsberichten 1999, 2000, 2001, 2002 zu
entnehmen, hier sind nur die Ergebnisse 1. 10. 2002-30. 9. 2003 erfasst.
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Besonderheiten

Mitarbeiter/Kooperationspartner:

- Fachhochschule für öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen (Gel-
senkirchen)

- Stadtverwaltung Hoyerswerda

Kosten/Finanzierung

Mittelbedarf für die Unterstützung der Projektarbeit:

- Im Jahr 2003 mindestens ein Bedarf von 400-600 Hilfskraftstunden für
die Datenerfassung und Datenaufbereitung

- Mittel für Druckkosten

Umsetzung

Aktualisierung 2003 (aus „Forschungsbericht 2002“):

„Subjektive Sicherheit, Bürgerfreundlichkeit der Polizei, Lebensqualität –
unter besonderer Berücksichtigung altersspezifischer Sichtweisen“ – Vortrag
im Rahmen des SeniorenKollegs der Hochschule Zittau/Görlitz (FH), an der
Hochschule Zittau/Görlitz – Görlitz, 10. April 2002.

Gesellschaftlicher Wandel in zwei sächsischen Städten in den letzten Jahr-
zehnten, in: Timmermann, Heiner (Hrsg.): Deutsche Fragen – Von der Tei-
lung zur Einheit. Schriftenreihe der Europäischen Akademie Otzenhausen,
Verlag Duncker & Humbolt, Berlin 2001 (S. 465-483).

Aktualisierung 2004 (aus „Forschungsbericht 2003“):

„Graffiti als Grund der Bürgerbeunruhigung. Teilergebnisse empirischer
Untersuchungen in zwei Städten“ – Vortrag bei der 2. Internationalen Fach-
tagung „Entwicklung, Bekämpfung und Vorbeugung von Graffitistraftaten in
Deutschland und den angrenzenden Staaten“, der Fachhochschule für Polizei
Sachsen und des Landeskriminalamtes Sachsen, an der Fachhochschule für
Polizei Sachsen – Rothenburg/OL, 27. bis 28. August 2003.

„Subjektive Sicherheit und andere Aspekte der Lebensqualität – Befunde
empirischer Untersuchungen“ – Vortrag bei der internationalen Tagung „Prä
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ventionsforschung und Prävention in der Polizeiausbildung“, an der Fach-
hochschule für Polizei Sachsen – Rothenburg, OL, 3. bis 4. September 2003.

Zwei Städte in der Lausitz. Neue Entwicklungen und Wahrnehmungen in
vergleichender Perspektive, in: Schmidt, Martin (Hrsg.): Die Oberlausitz und
Sachsen in Mitteleuropa. Festschrift für Prof. Dr. Karlheinz Blaschke zum
75. Geburtstag, Verlag Gunter Oettel, Görlitz-Zittau 2003 (S. 412-423).

Subjektive Sicherheit, Lebensqualität, Bürgerfreundlichkeit der Polizei – un-
ter besonderer Berücksichtigung altersspezifischer Sichtweisen, in: Die Kri-
minalprävention. Europäische Beiträge zur Kriminalität und Prävention,
6. Jg., Heft 3 und Heft 4, Steinfurt 2002 ((I. Teil, S. 91-98, II. Teil, S. 128-
139) (zusammen mit Prof. Dr. Joachim Burgheim).

Bürgerbefragung Hoyerswerda 2002/2003 – Tabellenband I und II. Rothen-
burg/OL 2003 (2 Teilbände – insgesamt 705 Seiten) (zusammen mit Prof. Dr.
Joachim Burgheim, unter Mitarbeit von Ing. Barbara Hausmann).

Subjektive Wahrnehmung der Gefahren des internationalen Terrorismus –
empirische Teilergebnisse einer Bürgerbefragung, in: Die Polizei. Fachzeit-
schrift für öffentliche Sicherheit mit Beiträgen aus der Polizei-
Führungsakademie, Carl Heymanns Verlag, Köln 2003 (Zusammen mit Prof.
Dr. Joachim Burgheim), S. 181-185.

Entwicklung der Kriminalitätsfurcht in Sachsen. Ergebnisse einer Replikati-
onsstudie in Hoyerswerda, in: Kriminalistik. Unabhängige Zeitschrift für die
kriminalistische Wissenschaft und Praxis, Kriminalistik Verlag, 56. Jg., Hei-
delberg 2003, S. 437-442 (zusammen mit Prof. Dr. Joachim Burgheim).

Bericht zur Wiederholungsuntersuchung Hoyerswerda – Lebensqualität und
subjektive Sicherheit. Vorabdruck, Rothenburg/OL 2003 (154 Seiten) (zu-
sammen mit Prof. Dr. Joachim Burgheim).

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich V: Gesellschafts-
wissenschaften, Professur für Soziologie und Pädagogik, Friedensstraße 120,
02929 Rothenburg/OL
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Offizielle Bürgerbefragung 2002 zur Sicherheits- und Kri-
minalitätslage in Aalen

Untersuchungsgegenstand

Bürgerbefragung in Aalen: 

- Erhebung von Sicherheitsgefühl, Kriminalitätsfurcht und Dunkelfeld der
Kriminalität;

- raumbezogene Erhebung zum Auffinden von Schwerpunkten (z. B.
Angsträumen) und kulturbezogene Erhebung;

- Erfassen von Angaben zur Planung von Maßnahmen im Bereich von
Stadtentwicklung und Kriminalprävention. 

Auf dieser Grundlage sollten effiziente Konzeptionen geschaffen und gezielte
Aktionen eingeleitet werden zur Minderung des objektiven Sicherheitsrisi-
kos, zur Beseitigung von Bedingungen die Kriminalitätsfurcht auslösen und
zur Verbesserung der Imagekomponente Sicherheitsgefühl der Stadt Aalen:

- Grundlagen für bürgerorientierte Sicherheitsarbeit und Wirtschaftsförde-
rung schaffen; 

- Versuch die subjektive Problemsicht der Befragten zu erfassen (keine
objektive Problemdarstellung); 

- Einholen von Vorschlägen für Verbesserungsmaßnahmen. 

Es handelt sich um ein Projekt, welches im Rahmen der Kommunalen Krimi-
nalprävention initiiert wurde und auf einem engen, arbeitsteiligen Zusam-
menwirken von Stadtverwaltung Aalen, Fachhochschule Aalen, der Polizei-
direktion Aalen sowie dem Institut für Kriminologie der Universität
Tübingen basiert. 

Geographischer Raum: Stadt Aalen (Kernstadt mit Stadteilen)

Forschungsmethoden

Standardisierte Befragung, schriftlich (Stichprobe: ca. 14.000; Aalener Be-
völkerung über 14 Jahre, Rücklauf 4.730 Bögen; Auswahlverfahren: Zufall).
Feldarbeit durch Mitarbeiter/-innen des Projekts.
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Hauptbefragung: 

Bei der im Zentrum stehenden Hauptbefragung wurden 25 Prozent der Aale-
ner Bevölkerung über 14 Jahre – dies entspricht 13.809 Einwohnern – per
Brief und beigelegtem Rückkuvert angeschrieben. Dabei wurde der Fragebo-
gen in mehreren Fremdsprachen angeboten. Registriert werden konnte ein
Rücklauf von 4.730 Fragebögen. Dies entspricht einer Quote von 34,25 Pro-
zent. Damit liegt statistisch fundiertes Datenmaterial von 8,56 Prozent der
Stichprobengröße bzw. 7,14 Prozent der Gesamtbevölkerung vor. 

Repräsentantenbefragung bei Wirtschaft und Handel: 

Ergänzend wurde in Form eines Telefoninterviews und mit einem speziell
hierfür erstellten Fragebogen eine Erhebung zum Thema „Sicherheit von
Unternehmen“ durchgeführt. Zielgruppe waren mehrere Vertreter kleinerer,
mittlerer und großer Firmen und Handwerksbetriebe. 

Vorbefragungen: 

Bereits im Vorfeld und zu einer ersten Beleuchtung des Sicherheitsempfin-
dens der Aalener Bevölkerung wurden im Dezember 2001 von der Fachhoch-
schule Aalen zwei studentische Trendbefragungen mit den Themen „Das Si-
cherheitsempfinden der Aalener Bürger“ (Probebefragung) und
„Sicherheitsgefühl der Aalener Bürger aus Sicht von Experten“ durchgeführt. 

Zielgruppe dieser in Form persönlicher Interviews erfolgten Erhebung waren
ca. 200 Bürgerinnen und Bürger sowie einzelne Fachpersonen aus Verwal-
tung, Rechtspflege, Medizin, Feuerwehr u. a. 

Nachbefragung: 

Im Juni 2002 wurde ebenfalls durch eine Studentengruppe der Fachhoch-
schule Aalen eine Erhebung zur Akzeptanz und Wirkungsweise der Hauptbe-
fragung gestartet. Bei insgesamt 101 Personen konnten so interessante Er-
kenntnisse zur Verfahrensweise und über den Fragebogen gewonnen werden. 

Untersuchungsdesign: Querschnitt

Projektablauf
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Im September 2001 erfolgte im Gemeinderat der Stadt Aalen die politische
Zustimmung für das Projekt Bürgerbefragung.

Als Initiatoren haben sich die „Initiative Sicheres Aalen“, die Stadtverwal-
tung Aalen, die Fachhochschule Aalen – Hochschule für Technik und Wirt-
schaft (Fachbereich Wirtschaftswissenschaften) – und die Polizeidirektion
Aalen zusammengefunden.

Darüber hinaus konnten wichtige Institutionen, wie das Institut für Krimino-
logie der Universität Tübingen und das Beratungs- und Servicezentrum Aus-
wertung des Bundeskriminalamtes gewonnen werden. Das renommierte kri-
minologische Institut hat die kriminologische Analyse und wissenschaftliche
Auswertung übernommen und wird auch bei der Erstellung des Projektbe-
richts wesentlich mitwirken. Das Bundeskriminalamt fertigte spezielle Date-
nerfassungs- und Auswertungsinstrumente auf deren Grundlage die Fach-
hochschule Aalen die Fragebögen eingeben und bearbeiten konnte.

Bereits im Winter 2000 erfolgten die ersten Schritte der Vorbereitungsphase
in Form von Gesprächen zwischen Stadtverwaltung, Fachhochschule und
Polizei.

Im April 2001 wurden in den ersten Sitzungen der Projektgruppe Schwer-
punkte und Umsetzungsmöglichkeiten gesammelt und schließlich festgelegt,
so dass im Sommer 2001 eine Vorinformation der politischen Entschei-
dungsträger erfolgen konnte.

Im September 2001 nahm die Geschäftsstelle ihre Arbeit auf, was den Beginn
der konzeptionellen Phase einleitete. Die Einrichtung einer Geschäftsstelle
sollte einen funktionierenden Geschäftsbetrieb sicherstellen und, mit einer
Person besetzt, beim Kernteam angegliedert sein.

Vorbefragungen wurden im Dezember 2001, die Hauptbefragung vom
9. 3. 2002 bis 9. 4. 2002 durchgeführt. Eine Unternehmensbefragung fand
vom 11. 4. 2002 bis 28. 4. 2002 statt, die Nachbefragung im Juni 2002.

Die Auswertung und das Verfassen des Endberichtes erfolgte im Zeitraum
Juli 2002 bis Januar 2003. Die Präsentation der Ergebnisse erfolgte am 10.
April 2003.

Forschungsergebnisse

Ergebnisse könne dem Endbericht entnommen werden. 
Kontakt: recht.ordnung@aalen.de.

mailto:recht.ordnung@aalen.de
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Kosten/Finanzierung

Finanziert und in Auftrag gegeben von: Stadtverwaltung Aalen

Umsetzung

Nach der Präsentation im Gemeinderat im April 2003 werden diverse Veröf-
fentlichungen folgen. Außerdem liegt der über 200-seitige Endbericht bereits
vor (Kontakt: recht.ordnung@aalen.de). 

Kontakte

Universität Tübingen, Institut für Kriminologie der Eberhard Karls-
Universität, Sand 6/7, 72076 Tübingen, E-Mail: ifk@uni-tuebingen, 
Internet: http://www.ifk.jura.uni-tuebingen.de

mailto:recht.ordnung@aalen.de)
mailto:ifk@uni-tuebingen
http://www.ifk.jura.uni-tuebingen.de/
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Registrierte Kriminalität von Aussiedlern in zwei nieder-
sächsischen Großstädten – eine Analyse auf Basis der PKS
Hannover und Wolfsburg von 1998 - 2001

Untersuchungsgegenstand

Als kriminologisches Basis- und „Alltags“-Wissen gilt, dass die Gruppe der
(Spät-)Aussiedler eine besondere darstellt. Aussiedler sind auf der einen Seite
Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes, werden aber von der
deutschen Wohnbevölkerung nicht als zugehörig wahrgenommen. Aber auch
in ihrer Selbsteinschätzung bilden sie eine eigene Kultur; sie sehen sich nicht
der deutschen Kultur verbunden.

Während die Verschiedenartigkeit von Deutschen und Aussiedlern betont
wird, werden Aussiedler und Ausländer dagegen oft als vergleichbare
Grundgesamtheiten gesehen, vor allem, da beide Gruppen als wenig integ-
riert in die Gesellschaft der Bundesrepublik gelten. Dass Integrationsproble-
me und weitere spezielle Faktoren (Demographie, Visibilität) dazu führen,
dass Nichtdeutsche in der Kriminalstatistik überrepräsentiert sind, hat nicht
zuletzt der „Bericht Innere Sicherheit“ für Niedersachsen gezeigt. Die Tat-
verdächtigenbelastungsziffer, die angibt, wie viele Straftaten von Personen
einer bestimmten Nationalität bezogen auf 100.000 Einwohner der entspre-
chenden Nationalität begangen werden, liegt in Niedersachsen (2001) für
Nichtdeutsche bei etwa 8.600, für Deutsche bei nur rund 2.800.

Bei Aussiedlern wird eine ähnlich hohe Belastung erwartet, glaubt man diffu-
sen Stimmungen und Tendenzen, wie sie in den Medien dargestellt werden.
Auch polizeiliche Erkenntnisse legen nahe, dass die Bedeutung von Aus-
siedlern u. a. am Drogenhandel stark zugenommen hat. Aus polizeilicher
Sicht werden durch Aussiedler begangene Straftaten seit 1998 folgerichtig in
der PKS erfasst.

Diese Zahlen allein sagen nun wenig aus, sofern sie nicht zur Gesamtzahl der
in Niedersachsen wohnenden Aussiedler in Bezug gesetzt werden können.
Zahlen über die „Aussiedler-Wohnbevölkerung“ werden jedoch nicht syste-
matisch erfasst. Einige Lokalbehörden, so die Städte Wolfsburg und Hanno-
ver, erfassen die Zahl der wohnhaften Aussiedler dennoch, indem aus den
Dateien des Einwohnermeldeamtes diejenigen Personen herausgefiltert wer-
den, die eine zweite Staatsbürgerschaft innehaben, die darauf hindeutet, dass
diese Personen zur Gruppe der Aussiedler gehören.
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Die zweite Staatsbürgerschaft wird allgemein als hinreichend guter Indikator
für den Aussiedler-Status verstanden. So ermittelte Zahlen können als gute
„Hausnummer“ dienen, um Orientierungshilfen zu geben.

Die Grundgesamtheit der so erfassten Wohnbevölkerung ist fast hundertpro-
zentig vergleichbar mit derjenigen, die Grundlage für die PKS ist. Somit
kann, bei aller Vorsicht, die registrierte, durch Aussiedler verursachte Krimi-
nalität zur Zahl der in Wolfsburg und Hannover lebenden Aussiedler in Be-
ziehung gesetzt werden.

Forschungsmethoden

PKS-Analyse der Jahre 1997 bis 2001 für die Städte Hannover und Wolfs-
burg

Projektablauf

Analyse beendet; Veröffentlichung wird im Frühjahr 2003 angestrebt.

Forschungsergebnisse

Gegenstand der Untersuchung war die Prüfung der Hypothese, Aussiedler
seien weniger kriminalitätsbelastet als Nichtdeutsche, jedoch stärker als die
deutsche Bevölkerung. Die Ergebnisse legen es nahe, diese Hypothese für
Wolfsburg und Hannover zu falsifizieren; Tatverdächtigenbelastungsziffern
für Aussiedler, verwendet als Indikator der Kriminalität durch Aussiedler,
liegen in den allermeisten Bereichen nicht nur unter denen Nichtdeutscher,
sondern auch unter denen hier geborener Deutscher. Diese Erkenntnisse de-
cken sich im Wesentlichen mit denen einer ähnlichen bayerischen Studie
(vgl. Luff, J. (2001): Aussiedlerkriminalität – Fakten und Mythen. Zur Kri-
minalität junger Spätaussiedler, in: Kriminalistik, 55 (1), S. 29-33).

Kosten/Finanzierung

Finanzierung LKA Niedersachsen

Umsetzung

Im Rahmen von Präsentation, Vorträgen; Veröffentlichung wird im Frühjahr
2003 angestrebt
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Kontakte

Landeskriminalamt Niedersachsen, Abt. 2, Landesanalysezentrum, Schützen-
straße 25, 30161 Hannover
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Sicherheitsgefühl der sächsischen Bürgerinnen und Bürger
(2003)

Untersuchungsgegenstand

Sicherheitsgefühl der sächsischen Bürgerinnen und Bürger

- Wahrnehmung und subjektives Empfinden von Kriminalität
- Kriminalitätsfurcht
- Beeinflussung der Lebensbereiche durch Kriminalität
- Maßnahmen zur Eindämmung der Kriminalität
- Wahrnehmung der polizeilichen Präsenz
- Opferschutz

Dieses Projekt ist ein Vergleich zu einem gleichlautenden Projekt aus dem
Jahr 1999/2000.

Forschungsmethoden

Im Jahr 2002 wurde eine neue schriftliche Befragung gestartet (Fragebogen:
15 geschlossene, 2 halboffene Fragen).

Projektablauf

Beginn: 30. 1. 2003, Bildung der Projektgruppe „Sicherheitsgefühl“ (Daten-
erhebung bereits im Jahr 2002)

Ende: Ende März/Anfang April 2003

- Codierung der Antworten des Fragebogens: abgeschlossen

- Auswertung der Umfrageergebnisse: in Bearbeitung

- Zusammenführen der Teilergebnisse/Abschluss: März/April 2003

Forschungsergebnisse

Ergebnisse liegen frühestens Anfang bis Mitte April 2003 vor.

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung
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Umsetzung

Veröffentlichung der Ergebnisse in einer Broschüre

Kontakte

Landeskriminalamt Sachsen, Abteilung 2/203, Neuländer Straße 60, 
01129 Dresden, E-Mail: lka@polizei.sachsen.de, 
Internet: http://www.lka.sachsen.de

mailto:lka@polizei.sachsen.de
http://www.lka.sachsen.de/
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Bürgerbefragung „online“

Untersuchungsgegenstand

„Polizei als Dienstleister“ (siehe dazu Leitbild der Polizei Bremen)

Bürgerorientiertes Handeln bedarf einer Zufriedenheitsmessung bei den
Kunden/Bürgern

- Methode: postalisch durchgeführte Befragungen nach dem Zufalls-
prinzip; kleinräumig (Inspektions- und Revierebene und wiederholend)

- Umfang: Von mehr als 30.000 verschickten Fragebögen wurden 13.291
zurückgesandt. 

Daraus lassen sich Kennzahlen ableiten für:

- Sicherheitsgefühl/Anzeigeverhalten
- Wohnumfeldwahrnehmung und –bewertung
- Kontakte zur Polizei (Art, Häufigkeit und Zufriedenheit).

Die Ergebnisse fließen in die Bilanz der Polizei Bremen ein und werden fort-
geschrieben. Polizeiliches Handeln wird transparent (siehe auch:
www.polizei.bremen.de).

Forschungsmethoden

Postalisch durchgeführte Befragungen weisen diverse Mängel auf:

- Portokosten (Fragebogen und Erinnerungsschreiben)
- Rücklauf (wiederholte Portokosten)
- Eingabe der Daten durch Erfassungsfirma (Plausibilitätskontrollen etc.)
- Vorcodierung der offenen Fragen
- zeitlicher Nachlauf (ca. 4-6 Monate)
- keine Kontrolle über Abbruchverhalten beim Ausfüllen

Im Trend (Tendenz steigend!) liegen „Internetbefragungen“, dieses Kommu-
nikationsstranges bediente sich die Polizei bei der „online“-Erhebung.

Projektablauf

Projektzeitraum: Februar 2002 bis Oktober 2002
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Auf Basis und in Weiterentwicklung der für Bremen repräsentativen Bürger-
befragungsdaten sollten die Möglichkeiten und Grenzen einer webbasierten
Befragung erforscht werden.

4. 2. 2002: 
Zustimmung durch den Polizeipräsidenten

bis 4. 2002: 
- Erstellung eines webbasierten Fragebogens mit Hilfe des Programms

’SPSS Data Entry Builder’
- Bereitstellung eines Servers bei der Firma ’NordCom’
- Installation von ’SPSS Data Entry’ auf dem Server

24. 4. 2002: 
Der erste Fragebogen wird durch den Vorsitzenden der IMK, Dr. Böse, im
Beisein der Presse ausgefüllt.

24. 4. 2002 bis 8. 2002: 
Fragebogen ist im Netz abrufbar

Forschungsergebnisse

Im Referenzzeitraum riefen mehr als 2.000 User den Fragebogen auf (Start-
seite: www.polizei.bremen.de, anschließend Link zur Bürgerbefragung), 858
füllten ihn aus. Per Remotezugriff konnten die Daten ständig/täglich ausge-
wertet werden. Mit Hilfe von NEDSTAT war es möglich, die User nach Her-
kunftsländern und z. T. nach Providern zu trennen. 

Anhand eines Vergleichs: Ergebnisse „schriftliche Umfrage“ vs. „online Um-
frage“ konnten Verzerrungen im Antwortverhalten nachgewiesen und korri-
giert werden.

Besonderheiten

keine

Kosten/Finanzierung

Die Hardware, der Internetzugang und die erforderliche Software (SPSS Data
Entry Builder und DESS) wurden durch Firmen kostenlos für die Projektdau-
er zur Verfügung gestellt.
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Technische und fachliche Unterstützung erfolgte durch zwei an studentische
Hilfskräfte vergebene Werkverträge (à 1.000 €).

Umsetzung

a) Veröffentlichungen: 

- Projektbericht und Ergebnisse: www.polizei.bremen.de

- taz vom 29. 4. 2002: „Wenig gefühlte Sicherheit“ 

- Bremer Nachrichten vom 26. 4. 2002: „Bremer sind mit der Polizei
zufrieden“

- Die Welt vom 25. 4. 2002: „Sicherheitsgefühl der Bremer...“

- Bild-Zeitung vom 25. 4. 2002: „Bremens neuer Sicherheitsatlas“

- DIE POLIZEI (2002), Heft 7/8: „Erste ’Online – Bürgerbefragung’ –
Ein Pilotprojekt der Polizei Bremen. S. 233f.

- Die Kriminalprävention, Heft 3/2002

- Government Computing, Heft 12/2002: „Bürgerzufriedenheit in
Bremen – online ermittelt“. S. 2.

- Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform, Heft 6/2002:
Werkstattberichte: Die erste Online – Bürgerbefragung.

- Polizei – Newsletter Nr. 44

- Informationen zur Verwaltungsreform der Freien Hansestadt Bre-
men Nr.5/2002, E-mail Info vom August 2002

b) Vortrag auf dem Verwaltungsreformkongress am 22. 10. 2002 in Bre-
men

c) Vortrag an der Fachhochschule des Bundes in Köln – Brühl am
28. 1. 2003

Kontakte

Polizei Bremen, Präsidialabteilung PA 12 / Controlling, In der Vahr 76,
28329 Bremen, Internet: http://www.polizei.bremen.de

http://www.polizei.bremen.de/
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Die Implementation der Fußfessel in Hessen – Eine Evalua-
tion des Einführungsprozesses anhand empirischer Analyse
der Rechtswirklichkeit und Effizienz des elektronisch über-
wachten Hausarrests

Untersuchungsgegenstand

Die Evaluationsstudie zielt auf eine empirische Analyse der Rechtswirklich-
keit und Effizienz des Fußfesselprojekts in Hessen.

In Abgrenzung zur bisherigen wissenschaftlichen Begleitforschung des Max-
Planck-Instituts im Rahmen des Modellprojekts, die den Einsatz der elektro-
nischen Fußfessel unter den experimentellen Bedingungen des Pilotprojektes
beleuchtete, steht im Mittelpunkt der vorliegenden Untersuchung die Imple-
mentierung und Ausgestaltung der neuen Maßnahme unter den regulären Be-
dingungen der Strafvollstreckung in Hessen.

Zentrales Forschungsanliegen ist es, den möglichen Stellenwert des elektro-
nisch überwachten Hausarrests als Sanktionsalternative zur Vermeidung von
Inhaftierung innerhalb des Sanktions- und Vollzugsgefüges zu bestimmen
und den augenblicklichen Stand der Reformbemühungen übergreifend zu bi-
lanzieren. Im Rahmen rechtssoziologischer Effektivitätsforschung sollen
Ausführung, Angemessenheit, Leistungsfähigkeit, Ablauf, Ergebnis und Nut-
zen des Projekts rational bewertet werden. Durch systematische Auswertung
der Erfahrungen wird überprüft, ob das Programm der Zielsetzung entspre-
chend vollzogen, im Rahmen der geltenden Gesetzeslage richtig angewandt
und die erstrebte Wirkung erzielt wird.

Die Bewertung der Wirksamkeit des Programms und dessen Auswirkungen
erfolgt unter spezieller Analyse der Implementationsstrukturen, da anzuneh-
men ist, dass den Besonderheiten der staatlichen Intervention, der damit be-
fassten Implementationsträger und der Interaktion zwischen ihnen und den
Programmadressaten signifikante Bedeutung für den Programmerfolg zu
kommt. Insofern ist das Erkenntnisinteresse in diesem Zusammenhang nicht
darauf begrenzt, allein den Erfolg oder Misserfolg der Maßnahme zu erfas-
sen, sondern erstreckt sich darüber hinaus auf ein möglichst differenziertes
Verständnis der internen Dynamik sowie der Eigenart und Ursachen spezifi-
scher Implementationsprozesse. Die vorliegende Studie erfolgt somit auf
Grundlage deskriptiver Erfassung und umfassender Erklärung der komplexen
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Umsetzung des Projekts im Interesse einer möglichst differenzierten Nach-
zeichnung des gesamten Prozesses der Institutionalisierung. 

Vor dem Hintergrund der bereits im Rahmen der Modellphase gewonnenen
Erkenntnisse konkretisiert sich das generelle Forschungsanliegen in folgende
Schwerpunkte:

- Wie ist die Maßnahme der elektronischen Überwachung konzipiert? 

- Welche Ausgestaltung findet das Programm der elektronischen Überwa-
chung in der praktischen Umsetzung? 

- Welche Auswirkungen hat das Projekt der elektronischen Überwachung?

Forschungsmethoden

Die Dokumentation und Analyse des Implementationsprozesses erfolgt unter
systematischer Anwendung sowohl quantitativer wie auch qualitativer sozi-
alwissenschaftlicher Erhebungsmethoden. 

Der Analyse der Programmentwicklung und Implementationspraxis liegen in
erster Linie Intensivinterviews mit Implementationsakteuren, Implementati-
onsträgern und Implementationsadressaten zugrunde.

Befragungen der jeweils betreuenden Bewährungshelfer sowohl zu Projekt-
beginn wie auch nach Beendigung einer Maßnahme sollen Aufschluss über
den Betreuungsverlauf und über die Probleme, Grenzen und Möglichkeiten
der pädagogischen Arbeit geben.

Im Rahmen der parallel verlaufenden Befragung der Projektteilnehmer und
deren Mitbewohner soll die praktische Umsetzung der elektronischen Über-
wachung und deren Auswirkungen auf die Betroffenen untersucht werden.
Hierbei ist insbesondere auch die Analyse der betreffenden Probandenakten
von Bedeutung.

Expertengespräche mit Mitarbeitern des Hessischen Justizministeriums wer-
den Einblicke in die Programmentwicklung und Einführungsstrategien geben.

Eine Befragung der hessischen Bewährungshilfe über deren Einstellung und
Beurteilung bzgl. der Maßnahme soll weiteren Aufschluss über den Prozess
der landesweiten Implementation gewähren.

Die Wirkungskontrolle hinsichtlich der Maßnahme umfasst schließlich meh-
rere Teilstudien, in deren Rahmen die Bedeutung der elektronischen Fußfes-
sel im Hinblick auf die Resozialisierung der Probanden aufgezeigt werden
soll. Neben einer Untersuchung zum späteren Legalverhalten der Pro
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grammteilnehmer werden ferner im Rahmen einer Kontrollgruppenstudie
unter dem Blickwinkel der jeweiligen Rückfälligkeit die Daten inhaftierter
Personengruppen und normaler Bewährungsunterstellter mit denen der Pro-
jektteilnehmer vergleichen. Ergänzend hierzu soll eine weitere Effizienzfor-
schung durch vergleichende Evaluation einer Kontrollgruppe aus der norma-
len Bewährungshilfe erfolgen, in deren Rahmen der Betreuungsverlauf
differenziert nachgezeichnet werden wird. In diesem Zusammenhang ist ins-
besondere die Funktion, die der elektronischen Kontrolle für den Betreu-
ungsverlauf zu kommt, von Interesse.

Durch die Befragung beteiligter Richter sollen Erfahrungen und Akzeptanz
bezüglich der neuen Maßnahme untersucht und insbesondere deren Einfluss
und Auswirkung auf die Zusammenarbeit zwischen Richtern und Bewäh-
rungshelfern erfasst werden.

Hieran schließt sich eine Strafzumessungsuntersuchung bei hessischen Rich-
tern an, in deren Rahmen Auswirkung und Stellung der Maßnahme bzgl. des
Sanktionsgefüges unter besonderer Beachtung einer möglichen strafverschär-
fenden Wirkung der Fußfessel untersucht werden soll.

Projektablauf

2003 bis 2005

In jedem Landgerichtsbezirk koordiniert ein verantwortlicher Projektbeauf-
tragter den Projektbetrieb. Auf Anfrage eines Richters oder Staatsanwalts ü-
berprüfen die für den entsprechenden Gerichtsbezirk bestellten Projektmitar-
beiter noch im Vorfeld einer Hauptverhandlung die sachlichen und
personellen Voraussetzungen einer möglichen Projektteilnahme des Beschul-
digten. Innerhalb von sieben Werktagen wird ein diesbezüglicher Sozialbe-
richt mit entsprechender Empfehlung erstellt und dem Gericht vorgelegt. Die
Entscheidung über eine Teilnahme am Projekt ergeht durch Beschluss des
Richters oder der Gnadenbehörde. Mit Rechtskraft der Entscheidung wird
dem Teilnehmer die Fußfessel angelegt und die erforderliche Technik in des-
sen Wohnung installiert. Ab diesem Zeitpunkt kann die An- und Abwesen-
heit des Probanden in dessen Wohnung registriert und somit die Einhaltung
des im gerichtlichen Beschluss fixierten Wochenprogramms faktisch über-
prüft werden. Während der gesamten Maßnahme wird der Proband durch ei-
nen ihm zugewiesenen Bewährungshelfer betreut. Die Dauer der elektroni-
schen Überwachung richtet sich nach dem vom Gericht festgesetzten
Zeitraum.
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Technik:

Die überwachten Personen tragen während der Überwachungszeit einen Sen-
der am Fußgelenk. Ein in der Wohnung des Überwachten installiertes Emp-
fangsgerät registriert die vom Sender ständig ausgehenden Signale, welche
über die Telefonleitung an einen Rechner der Hessischen Zentrale für Daten-
verarbeitung (HZD) weitergeleitet werden. Manipulationen an den techni-
schen Geräten sowie eventuelle Verstöße der überwachten Person gegen den
Zeitplan werden automatisch aufgezeichnet und durch die Mitarbeiter der
HZD an den Bereitschaftsdienst des Fußfesselprojekts per SMS weitergelei-
tet. Der zuständige Bewährungshelfer kann dann eventuell erforderliche
Maßnahmen ergreifen.

Arbeitsplan 2004:

Die Gespräche mit den Projektbeteiligten (Bewährungshelfer, Richter, Pro-
banden und Angehörige) werden über den gesamten Zeitraum der Datener-
hebungsphase (2003 bis 2005) entsprechend dem Projektverlauf kontinuier-
lich geführt. Auch die Aktenauswertung erfolgt fortlaufend.

Die Strafzumessungsuntersuchung wird im Jahre 2004 durchgeführt werden.

Im Anschluss daran wird die Befragung der Bewährungshilfe erfolgen.

Kosten/Finanzierung

Hessisches Justizministerium

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: d.jessen@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:d.jessen@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Evaluation der Verlagerung des Straßenstrichs vom Rei-
chenspergerplatz zur Geestemünder Straße

Untersuchungsgegenstand

In Köln hatte sich ein illegaler Drogenstrich in dem Bereich Reichensper-
gerplatz innerhalb des Sperrbezirks gebildet. Um die Sicherheit der Prostitu-
ierten zu gewährleisten und wegen vermehrter Proteste aus der Bevölkerung
beschloss der Rat der Stadt 1999, dass nicht nur repressiv gegen die Prosti-
tuierten vorgegangen werden sollte, sondern dass sie durch begleitende sozi-
ale Maßnahmen des Gesundheitsamtes und des Sozialdienstes katholischer
Frauen (SkF) beraten werden sollten. Gleichzeitig wurde das Straßenstrich-
gebiet räumlich aus der Innenstadt nach Köln-Niehl (Geestemünder Straße)
in ein weitgehend unbewohntes Gebiet außerhalb des Sperrgebietes verlagert,
um zukünftige soziale Konflikte zu vermeiden.

Im Rahmen dieser Verlagerung wurde ein Gelände mit einer Anbahnungszo-
ne und Séparés bereitgestellt. PKW-Fahrer können dort zusammen mit den
Prostituierten hineinfahren, um den Geschlechtsverkehr zu vollziehen. Pa-
rallel dazu erfolgt eine soziale Begleitung durch den SkF und das Gesund-
heitsamt. Die Polizei gewährleistet durch intensive Bestreifung des Gebietes
die Sicherheit aller Beteiligten.

Forschungsmethoden

Bei der Evaluation wurden und werden noch die folgenden Maßnahmen
durchgeführt:

- Interviews mit den Mitarbeitern/-innen der beteiligten Institutionen

- Gespräche mit Leitungspersonen von Polizei, Gesundheitsamt, Ord-
nungsamt, Sozialdienst katholischer Frauen

- Teamsitzungen mit Sozialdienst katholischer Frauen und Gesundheits-
amt im Rahmen von Vor-Ort-Besuchen

- Teilnahme an übergeordneten Treffen

- Teilnehmende Beobachtung bei der aufsuchenden Arbeit auf dem Stra-
ßenstrichgelände „Geestemünder Straße“
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- Entwicklung und Anwendung eines Dokumentationssystems zur Erhe-
bung von Klientinnenprofil und Feststellung des körperlichen Befindens
der Prostituierten

- Bildung einer Befragungskohorte von 28 Prostituierten, die dreimal in-
terviewt werden unter Nutzung von psychometrischen Skalen zu Selbst-
akzeptanz, Bewältigungskompetenzen, Befindlichkeitsstörungen und Le-
benszufriedenheit (die Befragung ist noch nicht abgeschlossen)

Für den zukünftigen Abschnitt der Evaluation sind Gespräche mit Anliegern
sowie eine Freierbefragung geplant.

Projektablauf

Das Projekt startete im Januar 2002 mit einem ersten Informationsaustausch
und der Festlegung der Grundpositionen. 

Es folgte eine Entwicklungszeit für die Erhebungswerkzeuge, der Erfassung
der vorhandenen Informationen.

Die Einzelinterviews wurden im Juni 2002, im Januar 2003 durchgeführt. Ei-
ne weitere Interviewserie ist für Juni 2003 vorgesehen.

Im Oktober 2002 ist ein Zwischenbericht erschienen, der nicht für die Öf-
fentlichkeit bestimmt ist. Das Projekt endet voraussichtlich Ende 2003.

Forschungsergebnisse

Das vorläufige Ergebnis bestätigt die Sinnhaftigkeit, nicht ausschließlich re-
pressiv gegen Prostituierte vorzugehen, sondern ein begleitendes Konzept zu
entwickeln. Tendenziell zeichnet sich ab, dass durch die Kooperation von
Polizei und Ordnungsbehörden mit Sozial- und Gesundheitsdienst unter
gleichzeitiger Gewährleistung von Sicherheit für Prostituierte, Anwohner und
Freier ein neuer Straßenstrich von allen Beteiligten akzeptiert werden kann.

Der Zwischenbericht macht jedoch auch deutlich, dass Akzeptanzprobleme
bei Polizeibeamten bestehen können, die sich an konservativen Einstellungen
und nicht an sachlichen Erfordernissen orientieren.

Besonderheiten

Der untersuchte Gegenstand „Verlagerung des Straßenstrichgebietes“ weist
einen hohen Praxisbezug auf und scheint sein Ziel zu erreichen. Mehrere
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Großstädte interessieren sich für das Projekt und planen ähnliche Maßnah-
men. 

Zur Beschreibung der Maßnahme fertigte der Sozialdienst katholischer Frau-
en eine Datei mit einem kurzen Videofilm an. Er kann von der projektmel-
denden Dienststelle zur Veranschaulichung zur Verfügung gestellt werden.

Kosten/Finanzierung

98.803 € für die Gesamtevaluation über zwei Jahre; die Kosten wurden durch
die Stadt Köln übernommen.

Umsetzung

Aufgrund des Zwischenberichtes wurde die Kommunikation zwischen den
Beteiligten verbessert. Es wurde eine regelmäßige Besprechungsrunde auf
unterer Arbeitsebene eingeführt, die ein besseres gegenseitiges Verständnis
bewirken soll.

Die bislang beteiligten Polizeibeamten/-innen werden ausgetauscht. Dadurch
wird sichergestellt, dass nur solche Beamten/-innen Dienst auf dem Straßen-
strichgebiet versehen, die sich mit dieser Aufgabe identifizieren.

Kontakte

Polizeipräsidium Köln, Abteilungsstab, GS 2, Walter-Pauli-Ring 2-4, 
51103 Köln, E-Mail: webmaster@mail.pp-koeln.nrw.de, 
Internet: http://www.polizei.nrw.de/koeln

mailto:webmaster@mail.pp-koeln.nrw.de
http://www.polizei.nrw.de/koeln
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Evaluation eines Modellprojekts zum Einsatz der elektroni-
schen Fußfessel (Hessen)

Untersuchungsgegenstand

Im Mai 2000 hat das Hessische Justizministerium im Rahmen eines Modell-
versuchs die Möglichkeit geschaffen, im Land- und Amtsgerichtsbezirk
Frankfurt unter bestimmten Voraussetzungen den elektronisch überwachten
Hausarrest anzuordnen. Dieser Modellversuch wurde im Mai 2002 in eine
ständige Einrichtung überführt und soll sukzessive auf andere Landgerichts-
bezirke ausgedehnt werden. Das Max-Planck-Institut für ausländisches und
internationales Strafrecht wurde mit der wissenschaftlichen Begleitung dieses
Projekts betraut.

Im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung sollen folgende Themenberei-
che untersucht werden:

- Kriterien für die Auswahl der überwachten Personen

- Möglichkeiten und Probleme der technischen Installation

- Form der Begleitung und Betreuung durch die Mitarbeiter des Projekts

- Auswirkungen der elektronischen Überwachung auf die überwachte Per-
son und ihre Angehörigen

- Wirkung der elektronischen Überwachung auf den Bewährungsverlauf

- Einstellung von Experten zum elektronisch überwachten Hausarrest

- Vergleich zwischen elektronischer Überwachung und anderen Sanktions-
formen bezüglich der Wirkungen auf Betroffene

- Analyse des Diskurses zur elektronischen Überwachung

Forschungsmethoden

Die Datenerhebung findet überwiegend durch Leitfadeninterviews mit den
Betroffenen und durch Expertengespräche mit den Projektmitarbeitern statt.
Gleichzeitig werden die Akten aller Personen, die dem Projekt vorgestellt
werden, ausgewertet.

Parallel wurde im Januar 2001 in Hessen eine schriftliche Expertenbefragung
von Richtern, Staatsanwälten, Rechtsanwälten, Bewährungshelfern und Lei
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tern von Justizvollzugsanstalten durchgeführt. Der Vergleich zwischen elekt-
ronischer Überwachung und anderen Sanktionsformen soll über Kontroll-
gruppen hergestellt werden.

Projektablauf

2000 bis 2005

Forschungsergebnisse

Fasst man die vorläufigen Evaluationsbefunde zusammen, so kann folgendes
festgestellt werden:

1. Die Überwachung mittels elektronischer Fußfessel ist grundsätzlich
durchführbar. Dies gilt in technischer Hinsicht wie aus der Perspektive
der Strafjustiz..

2. Erwartungsgemäß wird die elektronische Fußfessel von einer Mehrheit
von Richtern, Staats- und Amtsanwälten sowie Strafvollzugsleitern be-
grüßt, während in der Berufsgruppe der aus der Sozialarbeit kommenden
Bewährungshelfer bzw. Sozialen Dienste der Justiz eine eher skeptische
Haltung überwiegt.

3. Offensichtlich ist ein durchaus bedeutsames Anwendungspotential für
die elektronische Fußfessel vorhanden, das im Frankfurter Modellprojekt
allerdings bisher nicht ausgeschöpft wird. 

4. Die Verteilungen zeigen an, dass neben der Strafaussetzung zur Bewäh-
rung durch das erkennende Gericht auch die Vermeidung des Bewäh-
rungswiderrufs sowie die Vermeidung der Untersuchungshaft relevante
Anwendungsbereiche darstellen. 

5. Das Anwendungspotential wäre noch höher anzunehmen, wenn eine
Strafvollzugslösung systematisch einbezogen würde. Darauf weisen die
Erfahrungen in Holland, der Schweiz oder England hin.

6. Die Wahrnehmung der Überwachung durch die Probanden zeigt, dass
die elektronische Fußfessel als fühlbare Einschränkung empfunden wird.
Insoweit erfüllt die elektronische Überwachung aus dieser Perspektive
die Voraussetzungen für eine intermediäre Sanktion, die zwischen voll-
streckter Freiheitsstrafe einerseits und Geldstrafe oder bloßer Bewäh-
rungsstrafe andererseits angesiedelt werden kann. 
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7. Aus der Befragung der Probanden wird deutlich, dass auch ein Resozia-
lisierungspotential der elektronischen Fußfessel vorhanden ist. Hervor-
gehoben wird eine soziale Stabilisierung durch die elektronische Über-
wachung bzw. den damit verbundenen strukturierten Tagesablauf und
durch die Unterstützung der Projektmitarbeiter/-innen.

Besonderheiten

keine Angaben

Kosten/Finanzierung

Hessisches Justizministerium

Umsetzung

Ausgewählte Literatur:

- MAYER, M. (2002): Modellprojekt Elektronische Fußfessel. Befunde
der Begleitforschung – Zwischenbericht Mai 2002 –. research in
brief/forschung aktuell, edition iuscrim. Freiburg i. Br.

- MAYER, M. (2001): Modellprojekt Elektronische Fußfessel – Vorläufi-
ge Befunde aus der Begleitforschung. Presseinformation vom 3. 5. 2001.

- MAYER, M. (2001): Elektronische Fußfessel nimmt erste Hürde. In:
Max-Planck-Forschung 3, 7.

Ausgewählte Vorträge:

- „Das Hessische Modellprojekt zur Erprobung der elektronischen Über-
wachung – Forschungskonzeption und erste Befunde“. Vortrag im Rah-
men der Einführung in die empirische Sozialforschung (Methoden I), In-
stitut für Soziologie, Universität Freiburg, 3. 12. 2002 (Mayer). 

- „Ergebnisse der Begleitforschung zum Modellprojekt Elektronische Fuß-
fessel“. Podiumsdiskussion der Bewährungshilfe bei dem Landgericht
Darmstadt, 18. 10. 2002 (Mayer). 

- „Benefits and Problems of Electronic Monitoring“. Vortrag im Rahmen
des European Workshop „Will Electronic Monitoring Have a Future in
Europe?“, Freiburg, 13.-15. 6. 2002 (Mayer). 
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- „Modellprojekt zur Erprobung der elektronischen Überwachung – For-
schungskonzeption“. Vortrag im Rahmen der Einführung in die empiri-
sche Sozialforschung (Methoden I), Institut für Soziologie, Universität
Freiburg, 16. 1. 2002 (Mayer).

- „Placement sous surveillance électronique – Projet de pilot à Franc-
fort/Allemagne“. Démocratie et Télésurveillance, Conférence Citoyenne,
INFRESI Université Lille, 26./27. 1. 2001 (Mayer).

- „Evaluation of a Pilot Project on Electronic Monitoring“. 1. Kongress
der Europäischen Gesellschaft für Kriminologie, Universität Lausanne,
5.-8. 9. 2001 (Mayer).

- „The German Pilot Project on Electronic Monitoring“. Université Leu-
ven, 27. 11. 2001 (Mayer).

- „Placement sous surveillance électronique – Premiers résultats d'un pro-
jet de pilot à Francfort/Allemagne“. Gemeinsamer Workshop des Institut
de Police Scientifique et de Criminologie, Université de Lausanne (CH)
und der kriminologischen Forschungsgruppe des Max-Planck-Instituts
Freiburg i.Br., Université de Lausanne, 13. 7. 2001 (Mayer). 

Lehrveranstaltungen:

- „Zur Soziologie elektronischer Überwachung“. Seminar, Institut für So-
ziologie, Universität Freiburg, Wintersemester 2002/03 (Mayer).

- „Normen und Sanktionen“. Seminar, Institut für Soziologie, Universität
Freiburg, Wintersemester 2001/02 (Mayer).

Kongress:

- „Will Electronic Monitoring Have a Future in Europe?“, Freiburg, 13.-
15. 6. 2002, in Zusammenarbeit mit CESDIP (Centre de Recherches So-
ciologiques sur le Droit et les Institutions Pénales) und GERN (Groupe
Européen de Recherches sur les Normativités) im Rahmen des LEA (La-
boratoire Européen Associé).

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: m.mayer@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:m.mayer@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Evaluation kriminalpräventiver Maßnahmen

Untersuchungsgegenstand

Das Institut für Polizei- und Sicherheitsforschung (IPOS) im Fachbereich
Polizeivollzugsdienst an der Hochschule für Öffentliche Verwaltung in Bre-
men evaluiert im Auftrag des Stadtplanungsamtes Bremerhaven die aus EU-
Mitteln geförderte Maßnahme ’Aktion Zivilcourage’ („Mut gegen Gewalt“).
Dazu werden verschiedene stadtteilorientierte Einzelprojekte einer Ziel-, Pro-
zess- und Wirkungsevaluation unterzogen. Ziel und Zweck ist eine Gesamt-
beurteilung der Ergebnisse.

Forschungsmethoden

- Quantitativ mündliche Befragung (Interviewleitfaden)
- Qualitativ schriftliche Befragung (Fragebogen)
- Dokumentenanalyse
- Experteninterviews

Projektablauf

Die zu evaluierenden Einzelprojekte bewegen sich in der Laufzeit der Ge-
samtmaßnahme von 2001 bis 2006.

Eine kontinuierliche evaluierende Begleitung der Projekte ist vorgesehen.
Ziel-, Prozess- und Wirkungsevaluation sind für drei Phasen der Gesamtlauf-
zeit beabsichtigt: Das wäre

- eine Evaluation der Entwicklung und Durchführung von spezifischen
Formen der Auseinandersetzung mit Kriminalität/Gewalt und der Erzeu-
gung von Medien (Phase 1),

- eine Evaluation der Vernetzung (Phase 2) und 

- eine Evaluation öffentlichkeitswirksamer Aktionen (Phase 3).

Forschungsergebnisse

Für 2003 sind Ergebnisse einer Ziel-, Prozess- und Wirkungsevaluation der
Phase 1 – die Entwicklung und Durchführung von spezifischen Formen der
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Auseinandersetzung mit Kriminalität/Gewalt und die Erzeugung von Medien
– zu erwarten.

Besonderheiten

Evaluierung eines stadtteilorientierten Maßnahmenverbundes

Kosten/Finanzierung

Die anfallenden Kosten werden durch die eingeworbenen Mittel des Institu-
tes für Polizei- und Sicherheitsforschung (IPOS) an der Hochschule für Öf-
fentliche Verwaltung Bremen beim Stadtplanungsamt Bremerhaven gedeckt.

Umsetzung

- Publikation in diversen Fachzeitschriften

- Lehrveranstaltungen an der Hochschule für Öffentliche Verwaltung
Bremen im Fachbereich Polizeivollzugsdienst im Rahmen jeweils 3-
semestriger Projektstudien

- Workshops am Institut für Polizei- und Sicherheitsforschung (IPOS) an
der Hochschule für Öffentliche Verwaltung Bremen

Kontakte

Hochschule für Öffentliche Verwaltung Bremen, Institut für Polizei- und Si-
cherheitsforschung (IPOS), Doventorscontrescarpe 172, 28195 Bremen



Evaluation

85

Evaluation von PIT – Schulische Prävention im Team (Nie-
dersachsen)

Untersuchungsgegenstand

PIT – Prävention im Team versteht sich als schulische Maßnahme von Kri-
minalprävention. Das Projekt wurde ursprünglich in Schleswig-Holstein ent-
wickelt. Anhand von Informationsvermittlungen durch Lehrer und Polizeibe-
amten und gemeinsamen Diskussionen zusammen mit den Schülern über
Kriminalitätsformen soll auf die Persönlichkeitsbildung positiv eingewirkt
werden. Ebenso sollen Konfliktlösungen, Freizeitspaß und Selbstbewusstsein
beeinflusst werden. 

In Niedersachsen wurde dieses Projekt im Herbst 1999 an 21 Klassen (drei 8.
Klassen und achtzehn 7. Klassen) an fünf Hildesheimer Schulen erprobt.
Darunter fielen Gymnasien, Realschulen und Hauptschulen. An der Durch-
führung des Projektes waren u. a. Institutionen wie die Kath. Familienbil-
dungsstätte, der Schulpsychologische Dienst, die Drogenhilfe e. V. sowie
Polizeibeamten der Polizeiinspektion Hildesheim beteiligt. 

Grundsätzlich soll die Evaluationsstudie eine Aussage bieten, die Rück-
schlüsse auf die soziale Kompetenz, die Möglichkeiten zur Problembewälti-
gung und das subjektive Sicherheitsgefühl der Jugendlichen, zulässt. Die
Studie wurde von Studenten des Fachbereichs Polizei der Niedersächsischen
Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege erarbeitet.

Forschungsmethoden

Die Stichprobe der Befragung umfasste insgesamt 481 Schüler und das be-
teiligte Personal wie Lehrkräfte und Polizeibeamte. Ergänzend dazu wurden
nachträgliche Interviews mit einzelnen Schülern durchgeführt und eine
Gruppendiskussion, an der die Lehrer und die Polizeibeamten beteiligt wa-
ren, initiiert.

Als Forschungsmethode wurden standardisierte bzw. teilstandardisierte Fra-
gebögen verwendet. Der standardisierte Fragebogen für die Schüler sollte
Aussagen zu folgenden Themenkomplexen ermöglichen:

- subjektives Sicherheitsgefühl,
- soziale Handlungskompetenz,
- Problembewältigungskompetenz,
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- Unterschiede hinsichtlich der Schulform,
- geschlechtstypische Unterschiede,
- Einstellung bezüglich der Themenbereiche Gewalt, Sucht und Diebstahl.

Zu diesen Themenkomplexen enthielt der Fragebogen einzelne Aussagen in
Form von kurzen Sätzen, die die Schüler von „stimmt völlig“ bis „stimmt gar
nicht“ beantworten sollten. Die Auswertung der Fragebögen erfolgte durch
Errechnen von Mittelwerten der gegebenen Antworten. Weiterhin sollten die
Schüler vorgegebene Adjektive zu den Themenbereichen Diebstahl, Gewalt,
Sucht (Zigarettenkonsum und Alkoholkonsum) zuordnen. Zur Person wurden
lediglich Alter, Geschlecht und Schulform erfasst. In jeder Klasse wurden nur
Fragebögen bezüglich eines Themenbereiches (Gewalt, Sucht oder Diebstahl)
der Fragebögen beantwortet.

Die Fragebögen für das beteiligte Personal sollte die Möglichkeit schaffen,
Stärken und Schwächen des Projekts aus deren Perspektive zu erfassen.
Weiterhin war ihre Beurteilung für Hinweise für den potentiellen Nutzen des
Programms von Interesse. Der Fragebogen bestand aus standardisierten und
nichtstandardisierten (offenen) Fragen. Erfasst wurden Antworten zu den
Themen:

- Gewalt,

- Diebstahl,

- Sucht,

- Persönlichkeitsentwicklung und Interaktion,

- „Samfund“ (dänischer, übernommener psychologischer Begriff; bedeu-
tet: Miteinander, gemeinsam friedfertig leben, verantwortlich sein).

Aussagen wurden beim standardisierten Fragebogen anhand der errechneten
Mittelwerte getroffen, die offenen Fragen wurden zusammengetragen.

Die nachträglichen Interviews mit einzelnen Schülern wurden anhand eines
offenen Leitfaden-Interviews durchgeführt. Insgesamt wurden zwei Schüler
einer Klasse von maximal zwei Studenten interviewt.

Abschließend wurden die Eindrücke der beteiligten Berufsgruppen (wie Leh-
rer und Polizeibeamten) in Form von Gruppendiskussionen zusammengetra-
gen. Außerdem wurden von den externen Referenten, einem Sozialarbeiter,
einem Ladendetektiv sowie einem Mitarbeiter der Drogenhilfe, Erfahrungs-
berichte geschrieben.
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Projektablauf

Die an die Schüler gerichteten Fragebögen wurden vor und nach der Durch-
führung des Projektes verteilt, um anhand eines Vergleichs der Daten die
Wirkungsweisen des Projektes abschätzen zu können. Die Fragebögen für die
aktiv beteiligten Lehrkräfte und Polizeibeamten wurden unmittelbar nach
dem Projekt ausgegeben. Darauf folgten nachträgliche Interviews mit einzel-
nen Schülern und eine Abschlussbesprechung (Gruppendiskussion) der be-
teiligten Berufsgruppen. Das Projekt selbst wurde im Herbst 1999 erprobt.

Forschungsergebnisse

Ergebnisse der Befragung und der nachträglichen Interviews der Schüler:

- Verbesserungen in den Einstellungen der Schüler sind infolge der Durch-
führung des Projekts nicht zu erkennen.

- Es ergaben sich bei der Befragung nach dem Projekt negative Einstel-
lungsveränderungen, die aber nicht ausschließlich auf eine mögliche
Unwirksamkeit von PIT zurückzuführen sind, sondern beispielsweise
mittels des Antwortverhaltens der Schüler erklärbar sein könnten.

- Die Schüler konnten für die Probleme an ihren Schulen sensibilisiert
werden.

- Nur 40,1 % der Schüler gehen morgens völlig angstfrei zur Schule (von
481 Schülern nur 192).

- Im Bereich Selbstsicherheit, Reife und Protest konnte nach dem Projekt
eine Verbesserung festgestellt werden.

- Das Antwortverhalten der Gymnasiasten und Realschüler hat sich im
Gegensatz zu dem der Hauptschüler eher zum Positiven verändert.

- Die Schüler waren bereits vor dem Projekt schon gut über mögliche Ur-
sachen des Drogenkonsums informiert.

- Die Schüler zeigten eine große Ablehnungstendenz hinsichtlich legaler
Drogen wie Alkohol und Tabak.

Ergebnisse der Befragung des aktiv beteiligten Personals:

- Es konnten einheitliche Meinungen hinsichtlich des durchgeführten
Projekts nachgewiesen werden.

- Das Grundkonzept des PIT wurde insgesamt als sinnvoll und nützlich
bewertet.
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- Die Schüler haben von der Teilnahme am Projekt profitiert.

- Das Personal habe persönlich vom Projekt profitiert.

- Kritisiert wurde die zu geringe Einbindung der Eltern.

Ergebnisse der Abschlussdiskussion:

- Das Projekt wurde insgesamt als positiv bewertet, dabei wurde die be-
rufsübergreifende Zusammenarbeit sowie der Kontakt der Schüler zu den
Polizisten als besonders gelungen hervorgehoben.

- Die Akzeptanz und Motivation aller Beteiligten war nahe zu durchweg
sehr hoch.

- Insgesamt haben die Schüler eine ablehnende Haltung gegenüber Ge-
walt, Sucht und Diebstahl.

Insgesamt wurde das Projekt positiv beurteilt. Nahezu alle Beteiligten
wünschten eine Fortsetzung bzw. auch kontinuierliche Wiederholung des
Projekts an den Schulen. Vor allem dadurch dürfte die bisherige Wirkung des
PIT verstärkt werden.

Besonderheiten

Die Ergebnisse könnten durch folgende Problemfelder verzerrt worden sein:

- Die Beteiligten 7. Klassen waren erst seit kurzem auf dieser Schule, es
bestand daher noch keine feste Klassengemeinschaft. Sie konnten die
allgemeine Schulsituation noch nicht ausreichend beurteilen.

- Bei der Erstellung der Fragebögen wurden teilweise für die Schüler un-
verständliche oder zweideutige Formulierungen gebraucht.

- Im Nachhinein ergab sich, dass die Schüler in unterschiedlicher Weise
auf den Fragebogen vorbereitet worden sind bzw. die Durchführung der
Befragung nur teilweise im Beisein einer Lehrkraft stattfand.

- Trotz Hinweis darauf, dass die eigene Meinung wiedergegeben werden
sollte, versuchten die Schüler die gesellschaftlich erwünschten („richti-
gen“) Antworten zu geben.

- Die zweite Befragung verstanden einige Schüler fälschlicherweise als
Test. Daher versuchten sie die gleichen Antworten wie bei der ersten Be-
fragung zu geben.
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Aufgrund der aufgeführten Bedenken ist die wissenschaftliche Gültigkeit und
Generalisierbarkeit der Ergebnisse in Frage zu stellen.

Umsetzung

Es wurde ein offizieller Projektbericht von der Niedersächsischen Fachhoch-
schule für Verwaltung und Rechtspflege, Fachbereich Polizei im Februar
2000 veröffentlicht. Die Durchführung oblag Studierenden des Jahrganges
33/I/97, unter der Leitung von Dipl. Soz. Wiss. Birgit Khansari.

Kontakte

Niedersächsische Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege, – Fach-
bereich Polizei –, Lübecker Straße 3, 31141 Hildesheim
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Evaluation von PIT – Schulische Prävention im Team
(Schleswig-Holstein)

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt „PIT – Prävention im Team“ versteht sich als ein schulisches
Programm zur Prävention von Kriminalität. Den Kern des Programms bilden
Verhaltensübungen zur Vermittlung sozialer Kompetenzen und gesellschaft-
lichen Werten sowie zur Festigung der Persönlichkeit. Dabei werden die Be-
reiche Diebstahl, Gewalt und Sucht angesprochen. Weiterhin kennzeichnend
ist die Teamarbeit unterschiedlicher Berufsgruppen, insbesondere die Zu-
sammenarbeit von Lehrkräften und Polizeibeamten. Das Programm ist für die
Klassenstufen 6, 7 und 8 aller weiterführenden Schultypen konzipiert.

Anhand einer Prozessevaluation des Testlaufes von PIT wurde untersucht,
wie das Projekt von Schülerinnen und Schülern, Lehrkräften und Polizeibe-
amten hinsichtlich der Vorbereitung, Durchführung, Inhalte und Materialien
beurteilt wird, welche Veränderungen bezüglich der Zielsetzungen des Pro-
jektes die Teilnehmenden festgestellt werden können und welche Kritik-
punkte und Verbesserungsvorschläge bestehen.

Forschungsmethoden

Das Projekt und die damit einhergehende Evaluation wurde in 25 Schulklas-
sen an 18 Schulen aus dem Kreis Rendsburg-Eckernförde durchgeführt. Da-
bei handelte es sich um 11 Hauptschulklassen, 13 Realschulklassen und eine
Gymnasialklasse. Davon gehörten vier Klassen der Stufe 6, 16 Klassen der
Stufe 7, vier Klassen der Stufe 8 und eine Klasse der Stufe 9 an. Insgesamt
beteiligten sich am Projekt ca. 500 Schüler (56 %) und Schülerinnen (44 %).

Die Evaluation des Projektes erfolgte anhand von Fragebögen:

1. Stundenbeurteilungsbogen für Lehrkräfte und Polizisten, der im An-
schluss an jede Unterrichtseinheit ausgefüllt wurde. Der Fragebogen
sollte die Dokumentation folgender Bereiche erfassen:

- behandelte Themen,

- Einsatz von Materialien,

- Brauchbarkeit der Materialien,
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- Beurteilung des Unterrichtsverlaufes und gegebenenfalls Verbesse-
rungsvorschläge.

2. Stundenbeurteilungsbogen für Schülerinnen und Schüler; der im An-
schluss an jede Unterrichtseinheit ausgefüllt wurde. Der Fragebogen
sollte die Dokumentation folgender Bereiche erfassen:

- Bewertung des Projektunterrichts,
- Beurteilung eigener Lernfortschritte.

3. Abschlussbefragung der Lehrkräfte und Polizisten, die nach Beendigung
des Projektes durchgeführt wurde. Der Fragebogen sollte die Dokumen-
tation folgender Bereiche erfassen:

- persönliche Stellungnahme zu dem Projekt insgesamt,
- ein globales Urteil über alle Inhaltsbereiche des Projektes,
- Fortbildungsmaßnahmen,
- Teamarbeit,
- Organisation,
- Zielerreichung.

Projektablauf

Der vorgesehene Zeitrahmen der Durchführung beschränkte sich auf zwölf
Unterrichtsstunden innerhalb von drei Wochen. Der mittlere Durchführungs-
zeitraum in allen Klassen betrug 5 1/2 Wochen und überschritt damit deutlich
den geplanten Zeitrahmen. Die Auswahl der Themenbereiche und der dazu-
gehörigen Materialien blieb den Schulen bzw. den Lehrkräften und Polizei-
beamten überlassen. Vor dem Testdurchlauf des Programms wurden für die
Lehrkräfte und Polizeibeamten einführende Fortbildungsveranstaltungen an-
geboten. Der Testdurchlauf des Projekts wurde je nach Klasse zwischen
1. 3. 1996 und 17. 4. 1996 begonnen und zwischen dem 26. 3. 1996 und
19. 6. 1996 beendet.

Die Durchführung des Testdurchlaufs wurde von 18 Lehrerinnen, 6 Lehrern
und 24 Polizeibeamten geleistet.

Forschungsergebnisse

Die Hauptergebnisse, geordnet nach den Themenbereichen Diebstahl, Ge-
walt, Sucht sowie dem Besuch der Polizeidienststelle und der Einschätzung
zur Persönlichkeitsentwicklung und Interaktion, geben folgendes Bild ab:
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Thema Diebstahl:

Ansichten der Schüler:

- der Unterricht der Lehrkräfte wurde als überwiegend positiv und ge-
winnbringend empfunden

- der Unterricht der Polizeibeamten wurde weniger positiv bewertet und
schnitt im Vergleich zu den anderen Themenbereichen am schlechtesten
ab

- Ansichten der Lehrkräfte:

- Praktikabilität, Materialien und Inhalte wurden negativer beurteilt, als
bei den anderen Bereichen

Die Hälfte der Lehrkräfte war der Auffassung, dass

- die Übungsinhalte nicht zu den angestrebten Zielen führen,
- hier der größte Bedarf an Verbesserungen besteht,
- geringe positive Veränderungen bei den Schülern erreicht werden.

Ansichten der Polizeibeamten:

- Es handelt sich um den verbesserungswürdigsten Themenbereich.
- Das Hauptproblem liegt in der mangelnden Altersangemessenheit.

Thema Gewalt:

Ansichten der Schüler:

- Positive Beurteilung des Lehrer-Unterrichts (Im Vergleich mit anderen
Bereichen lag er in der Gunst der Schüler an letzter Stelle.).

- Der Polizeiunterricht wurde als negativ empfunden, allerdings nicht so
schlecht wie bei dem Thema Diebstahl.

Ansichten der Lehrkräfte:

- Positive Einstufung, fällt jedoch deutlich hinter den Bereichen „Sucht“
und „Persönlichkeitsentwicklung“ zurück;

- Praktikabilität ist verbesserungsbedürftig;

- Übungsinhalte führen nicht ausreichend an die Lernziele heran;

- Lehrkräfte bezweifelten eine Wirkung bei den Schülern auf der Verhal-
tensebene.
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Ansichten der Polizeibeamten:

- sehr gute bis gute Beurteilung

Thema Sucht:

Ansichten der Schüler:

- positive Bewertung des Unterrichts der Lehrkräfte;

- Unterricht der Polizeibeamten wurde sogar als „super“ und „nützlich“
eingestuft.

Ansichten der Lehrkräfte:

- Sehr positive Beurteilung; allerdings bezog sich dieser Bereich offenbar
auf andere Materialien als die im PIT-Ordner enthaltenen, da die Unter-
richtseinheiten als sehr verbesserungsbedürftig eingeschätzt wurden.

- Es wurde eine Sensibilisierung der Schüler hinsichtlich der Suchproble-
matik angenommen und sogar eine Konsumreduzierung vermutet.

Ansichten der Polizeibeamten:

- Unpraktikabel aufgrund schlechter Arbeitsmaterialien;
- Sensibilisierung der Schüler;
- Skepsis gegenüber Konsumreduzierung seitens der Schüler;
- Besuch der Polizeidienststelle;
- sehr gute Beurteilung von den Polizeibeamten sowie von den Schülern;
- geringer Verbesserungsbedarf.

Persönlichkeitsentwicklung und Interaktion:

Ansichten der Schüler:

- Positive Bewertung.

- Die Hälfte der Schüler ist allerdings der Meinung, nichts Nützliches für
den Alltag gelernt zu haben.

Ansichten der Lehrkräfte:

- Sehr positive Bewertung;

- Positive Annahmen in Bezug auf Verbesserung der sozialen Kompetenz
der Schüler und des Klassenklimas.
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Insgesamt wurde von allen Beteiligten das Programm positiv beurteilt. Den
Schülern gefiel der Unterricht der Polizeibeamten zum Thema „Sucht“ und
der Besuch der Polizeidienststelle besonders gut. Das Lehrpersonal beurteilte
den Bereich „Interaktion und Persönlichkeitsentwicklung“ am besten und
fand insbesondere die Möglichkeit zur intensiven Interaktion mit den Schü-
lern und zur Zusammenarbeit mit der Polizei gewinnbringend. Bei den Poli-
zeibeamten schnitten das Thema „Gewalt“ und der gemeinsame Dienststel-
lenbesuch am besten ab. Das am Projekt beteiligte Personal nahm generell
an, dass bei den Schülern eine Sensibilisierung für die jeweiligen Problembe-
reiche und eine gewisse Reduzierung der problematischen Verhaltensweisen
erzielt werden konnte. Zeitdruck und Zeitmangel wurden als negativ emp-
funden und die Bereiche „Diebstahl“ und „Sucht“ bedürfen einiger Verbesse-
rungen.

Es wurden folgende generelle Verbesserungsvorschläge gemacht:

- Herstellung eines roten Fadens im Sinne einer Strukturierung und auch
einer Verbindung der einzelnen Teile des Programms;

- Handlungsorientierte Aufbereitung der Themen „Diebstahl“, „Gewalt“
und „Sucht“ im Sinne einer Thematisierung und praktischen Auseinan-
dersetzung mit Risiko- und Versuchungssituationen;

- Zuschneidung der bislang weitgehend unspezifischen Interaktionsübun-
gen des Bereichs „Persönlichkeitsentwicklung und Interaktion“ auf die
zentralen Themenbereiche von PIT;

- Dissemination des Programms sollte an eine obligatorische Fortbildung
gebunden werden.

Umsetzung

Zu dem Testlauf von PIT liegt der Evaluationsbericht von Diplom Psycholo-
ge Martin Aßhauer und Dr. Reiner Hanewinkel vom Institut für Therapie-
und Gesundheitsforschung (IFT-Nord) vor, der im August 1996 veröffentlich
wurde.

Kontakte

Institut für Therapie- und Gesundheitsforschung (IFT-Nord), Düsternbroker
Weg 2, 24105 Kiel, E-Mail: wiborg@ift-nord.de, 
Internet: http://www.ift-nord.de

mailto:wiborg@ift-nord.de
http://www.ift-nord.de/
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Evaluation zu Diversionsverfahren bei Jugendsachen unter
Beteiligung der Polizei

Untersuchungsgegenstand

Evaluation von Diversionsmaßnahmen (Untersuchung der Forschungsstelle
für Jugendstrafrecht und Kriminalprävention an der Christian-Albrechts-
Universität Kiel).

Forschungsmethoden

- Täterbefragung (Interview)

- Expertenbefragung bei der Polizei (Jugend-Sachbearbeiter) per Fragebo-
gen

- Aktenauswertung bei der Justiz (StA)

Projektablauf

Die Aktenauswertung ist abgeschlossen. Die Expertenbefragung bei der Poli-
zei ist abgeschlossen, die Auswertung dazu steht noch aus. Die Täterbefra-
gung läuft noch bis voraussichtlich Ende Februar 2003. Wann das Projekt
abgeschlossen ist, kann hier nicht beurteilt werden.

Forschungsergebnisse

steht noch aus

Besonderheiten

Es handelt sich um ein gemeinsames Projekt der Kriminologischen Zentral-
stelle in Wiesbaden und der Forschungsstelle für Jugendstrafrecht und Kri-
minalprävention in Kiel. Die Untersuchung wird von der Landespolizei un-
terstützt, indem Zugang zu einzelnen Forschungsfeldern ermöglicht wird.
Eine ähnliche Unterstützung hat das Projekt durch die Justiz erfahren.

Kosten/Finanzierung

nicht bekannt
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Umsetzung

noch nicht umgesetzt

Kontakte

Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, Hauptsachgebiet 110, Mühlenweg
166, 24116 Kiel, Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de

http://www.polizei.schleswig-holstein.de/


Evaluation

97

Familienerhaltung als Programm – Forschungsergebnisse

Untersuchungsgegenstand

Das maßgebliche Erkenntnisinteresse war von einer unabhängigen Instanz
Resultate zu der Frage zu erhalten, ob neue Formen der Hilfe zur Erziehung
sich bewährten und als eine Bereicherung der Palette von Hilfsmöglichkeiten
angesehen werden konnten. Der Auftrag beinhaltet zwei Komponenten: Zum
einen eine Evaluation von Fallverläufen und Ergebnissen, zum anderen ein
Feedback und Beratungsleistung für die Einzelprojekte.

Untersucht wurde, ob bei der Grundannahme eines eher starren Programms
für diese Präventionsprojekte Nebenfolgen entstehen, zumal eine Program-
matik solcher Programme oft im Widerspruch mit den Wünschen der Ju-
gendhilfe steht. Die vorliegenden Untersuchungsergebnisse sind nicht als ab-
schließend zu betrachten, erst weitere Diskussion und Evaluation können ein
valides Urteil über die Leistungen und Grenzen von Kriseninterventionspro-
grammen geben.

Forschungsmethoden

- Auswertung von Akten (qualitativ)

- Differenzierte Interviews (qualitativ) von Klienten, Familienarbeitern
und belegende Stellen (Jugendämter)

- Fragebögen (quantitativ)

Projektablauf

Über die gesamte Projektlaufzeit hinweg wurden durch die Begleitforschung
Fall- und Projektdaten gesammelt und umgekehrt wieder übermittelt. Aus
diesem Grunde wurde durch die Evaluation zumindest ein bis zweimal pro
Jahr eine Einschätzung des bisherigen Projektverlaufes gegeben. An vier
Präventionsprojektstandorten wurden Daten erhoben:

Familienaktivierungsprogramm des Kinder- und Jugendhilfeverbundes Ham-
burg-Harburg, Intensives Kriseninterventionsprogramm (IKIP), des Agora e.
V. (Frankfurt am Main), Hospital St. Wendel im Saarland;

Familienaktivierungsmanagement (FAM) des Jugendhilfeverbandes Rhein-
land-Pfalz.
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Die vier Projektstandorte waren mit ähnlichen Ausgangskonzepten gestartet,
da aber an den verschiedenen Stellen keine abschließenden Routinen und
Standards entwickelt waren, bestand die Möglichkeit, dass sich im Verlauf
gänzlich unterschiedliche Handlungsroutinen etablieren konnten. Um einen
Einfluss auf die Hilfeleistungen zu begrenzen, wurden Forschungsmethoden
in den Vordergrund gestellt, die das Feedback an die beteiligten Projekte
reglementierte.

Forschungsergebnisse

(Auswahl)

Insgesamt lagen aus vier verschiedenen Projekten 213 Fälle vor.

Den Konzeptionen fehlt eine durchgearbeitete theoretische Grundlage, die
näheres über Grenzen und Ausschlussindikatoren aussagt.

Die Kriseninterventionen benötigen fast immer eine Anschlusshilfe, nur in
diesem Zusammenhang kann über Effektivität und Kosten-Nutzen-Verhältnis
Rechenschaft abgelegt werden.

In Hinblick auf die Fremdplatzierungsquote muss angesichts der Forschungs-
ergebnisse anderer Länder offen bleiben, zu wie vielen Fremdplatzierungen
es ohne Kriseninterventionsprogramm gekommen wäre.

Es deutet sich an, dass der Erfolg der Fallbearbeitung vor allem auf der Erar-
beitung von verbindlichen und auch von den Klienten erarbeiteten und getra-
genen Zielen beruht. Die Krisenintervention richtet sich in erster Linie an die
Eltern, deren Problembewältigung verbessert wird, eine kind- oder jugendbe-
zogene Hilfe findet eher indirekt statt.

Die Hilfeleistung wird von den Familien überwiegend positiv beurteilt, je-
doch kritisierten die Klienten gerade bei einer sehr positiven Bewertung der
Fachkraft die zeitliche Begrenzung.

Das Programm vermeidet Heimerziehung, die von den zuständigen Jugend-
sachbearbeitern in knapp 60 % der Fälle als unmittelbar bevorstehend indi-
ziert war. Ein struktureller Entlastungseffekt oder eine Umwidmung von Res-
sourcen von stationären zu teilstationären oder ambulanten Bereichen
ergaben die Untersuchungsergebnisse nicht.

Die Kriseninterventionsprojekte bedürfen aufgrund ihrer Kurzzeitigkeit einer
elastischen, eher projektförmigen Organisationsform. Die Hilfeleistungen
sind zwar konzeptionell ausgearbeitet, enthalten jedoch kein mitgeliefertes
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Arbeitszeit- und Arbeitsrechtmodell, so dass die Rahmenbedingungen mit-
unter mehr Probleme bereiten als die fachliche Substanz.

Schlüsselfunktion für Programmtreue und -integrität bildet die Supervisions-
und Anleitungsfunktion, die durch längere Perspektive zentrale Funktion be-
halten sollten.

Die Kriseninterventionsprogramme hängen auch von der externen Verflech-
tung mit Jugendämtern und anderen Trägern von Hilfe zur Erziehung ab. Es
bedarf der systematischen Inanspruchnahme und Abstimmung mit anderen
Institutionen, um differenzierte Hilfsprogramme fachlich abstimmen zu kön-
nen.

In Hinblick auf die persönliche Belastung des Personals wurde die Notwen-
digkeit, bei einer vollen Stelle zwei Familien gegebenenfalls rund um dir Uhr
zu betreuen, perspektivisch als Belastung angesehen. Zum Evaluationsab-
schluss war nicht zu bewerten, ob Investitionen in das Personal mit formali-
sierten Ausbildungsprogrammen sich durch dessen Beschäftigungsdauer
kompensieren lassen. Bei Projekten ohne grundlegende Ausbildung müssen
Aus- und Fortbildungsmaßnahmen, die im Projektrahmen möglich waren, bei
jedem Personalwechsel neu erbracht werden; sorgfältig geprüft werden muss
in Hinblick auf die Projekte, die entsprechende Ausbildungsmaßstäbe und
Karrieren nicht verfolgten, ob sie äquivalente Qualitätsanstrengungen unter-
nehmen.

Die Konzepte der Kriseninterventionsprojekte sind klar, operational und bis
auf die Handlungsebene durchgearbeitet. Die Aktivitäten lokalisieren sich im
Lebensfeld der Klienten und sind aufgrund des Zeitfaktors einer hartnäckigen
Zielverfolgung verpflichtet. Während der Projekte verlagerte sich das Anfor-
derungsprofil hin zu Klärungsleistungen, die der grundlegenden Systematik
nach eher im Aufgabenfeld der Jugendämter läge. Diese Verschiebung ist per
se nicht falsch, fordert aber eine kritische Reflektion des bestehenden Sys-
tems ein.

Bei ersten Versuchen, den Erfolg der Programme zu untersuchen, liegt eine
positive Veränderung eher vor, wenn es sich in der Familie um eine akute
Lage handelt; langfristige, verschleppte Krisen haben seltener positive Ent-
wicklungen. Insgesamt lässt sich aufgrund der Datenmenge und des Beo-
bachtungszeitraums keine Aussage über Stabilität oder Ausmaß der Effekte
machen. Die untersuchte Programmform ist recht jung und es wird notwen-
dig sein, komplexere Forschungsdesigns zu erproben, um die neue Hilfeform
in ein schärferes Bild setzen zu können und zu bewerten.
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Besonderheiten

Sehr umfangreiche Darstellung der Ergebnisse mit ausführlichem methodi-
schen Teil und Abriss des Forschungsstandes zu Kriseninterventionspro-
grammen.

Kosten/Finanzierung

Förderung durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend.

Umsetzung

Sehr umfangreiche Darstellung der Ergebnisse mit ausführlichem methodi-
schen Teil und Abriss des Forschungsstandes zu Kriseninterventionspro-
grammen.

Eine ausführliche Projektbeschreibung der einzelnen Projekte siehe Ta-
gungsbericht „Planungsgruppe PETRA 2000“.

Die Ergebnisse sind als Buch erschienen:
Günther Koch / Rolf Lambach, Familienerhaltung als Programm – For-
schungsergebnisse –, Münster 2000, Votum Verlag

Kontakte

Planungsgruppe PETRA e.V., Jacobsgärten 4, 66381 Schlüchtern
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Legalbewährung von jugendlichen Tatverdächtigen nach
„Norm- und hilfeverdeutlichenden Gesprächen“

Untersuchungsgegenstand

Wirkungskontrolle der polizeilichen Maßnahme „Norm- und hilfeverdeutli-
chende Gespräche“

Forschungsmethoden

a) schriftlicher Erhebung begleitend zur Maßnahme

b) Abgleich der Legalbewährung der Tatverdächtigen, mit denen ein resp.
kein norm- und hilfeverdeutlichendes Gespräch geführt wurde, an Hand
des Polizeilichen Auskunftssystems (POLAS)

Kosten/Finanzierung

polizeiintern

Umsetzung

polizeiorientierte Veröffentlichung (Intranet), bedarfsorientierte Vorträge

Kontakte

Landeskriminalamt Hamburg, LKA 14, Bruno-Georges-Platz 1, 
22297 Hamburg, E-Mail: lka142@polizei.hamburg.de

mailto:lka142@polizei.hamburg.de
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Polizeilicher Opferschutz

Untersuchungsgegenstand

Im Jahre 1998 forderte das Innenministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen alle Kreispolizeibehörden auf, ein Konzept für den Polizeilichen
Opferschutz zu entwickeln.

Im August 1999 wurde ein behördliches Konzept für das Polizeipräsidium
Bielefeld umgesetzt und seitdem ständig weiterentwickelt.

Konkret zielte das Bielefelder Konzept zu diesem Zeitpunkt darauf ab, dass
bezogen auf Opfer von Straftaten (Einbruchs- und Gewaltopfer) und Ver-
letzte von Verkehrsunfällen, die der Polizei bekannt werden, Hilfe- und Un-
terstützungsnotwendigkeiten in sachlich fundierten Analysen festgestellt und
professionelle Hilfsangebote bedarfsgerecht und problemorientiert vermittelt
werden.

Schwerpunkt des Opferschutzkonzeptes liegt demnach auf der Information
und der bedarfsgerechten Weitervermittlung von Opfern an bestehenden Hil-
feeinrichtungen durch jeden Polizeibeamten und jede Polizeibeamtin der Be-
hörde.

Initiiert wurde ein „Netzwerk Opferhilfe“ mit allen in Bielefeld bestehenden
Hilfeeinrichtungen.

Die Hilfe- und Unterstützungsmöglichkeiten wurden fachlich und sachlich in
einem Opferhilfekatalog zusammengefasst, in dem allen Opfern von Strafta-
ten und Verletzten von Verkehrsunfällen bedarfsgerecht und problemorien-
tiert eine oder mehrere Hilfeorganisationen aufgezeigt bzw. vermittelt wer-
den konnten. Zusätzlich wurden durch das Polizeipräsidium Bielefeld
Opferschutzbroschüren entwickelt, die sich mit folgenden Themen beschäfti-
gen:

1. Was Sie als Opfer eines Gewaltdeliktes wissen sollten.

2. Was Sie als Opfer eines Einbruchs wissen sollten.

3. Was Sie wissen sollten, wenn Sie an einem Verkehrsunfall beteiligt wa-
ren.

4. Sexueller Missbrauch – sexuelle Gewalt an Mädchen und Jungen.

5. Vergewaltigung (Hilfe für Frauen).
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Die Broschüren 4 und 5 wurden in Zusammenarbeit mit der Stadt Bielefeld
erstellt. Zur Koordinierung und Umsetzung des Polizeilichen Opferschutzes
im Bereich des Zuständigkeitsbereiches des Polizeipräsidiums Bielefeld wur-
den drei Opferschutzbeauftragte benannt. Zusätzlich obliegt Ihnen die Pflege
und der Ausbau des „Netzwerkes Opferhilfe“.

Für die Erfassung der polizeilichen Opfer wurde ein Formular entwickelt,
welches im Rahmen des polizeilichen Erstkontaktes ausgefüllt werden sollte,
um u. a. nach der Opferhilfemaßnahme eine Auswertung vornehmen zu kön-
nen.

Im Jahre 2000 erhielt die Fakultät für Sozialpädagogik der Bielefelder Uni-
versität vom Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen auf Anre-
gung des Bielefelder Polizeipräsidenten den Auftrag, das Bielefelder Opfer-
schutzkonzept zu evaluieren. Dazu wurde im Juli 2000 ein Kooperations-
vertrag zwischen der Universität Bielefeld und dem Polizeipräsidium Biele-
feld über die Evaluierung des Konzeptes „Polizeilicher Opferschutz“ abge-
schlossen.

Gegenstände der Begleitforschung und Evaluierungsaufgaben waren die
Schnittstellen Opfer-Polizei, Opfer-Hilfeeinrichtungen und Hilfeeinrich-
tungen-Polizei. Letztere konnte aus den unterschiedlichsten Gründen nicht
durchgeführt werden.

Forschungsmethoden

Das Evaluierungsvorhaben verfolgte einen formativ-externen Ansatz, in dem
entsprechend den konkretisierten Fragestellungen verschiedene Methoden,
Erhebungsinstrumente und Verfahren der empirischen Sozialforschung mit-
einander kombiniert wurden.

Für die interessierende Fragestellung wurden neben der schriftlichen Befra-
gung in Form von standardisierten Fragebögen aller für einen bestimmten
Zeitraum erfassten Opfer (zusätzlich in türkischer Sprache) auch quantitative
Interviews mit den beteiligten Akteuren sowie zusätzliche Gruppendiskussi-
onen mit Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten, Opferschutzbeauftragten
und weiteren Schlüsselpersonen durchgeführt.

Projektablauf

Juli 2000: Kooperationsvertrag zwischen dem Polizeipräsidium Bielefeld und
der Universität Bielefeld – Fakultät für Pädagogik –
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1. September 2000: Beginn des Projektes

bis März 2001: Konkretisierung des Evaluierungskonzeptes hinsichtlich der
Fragestellungen und der Forschungsmethoden Datenerhebung der Opfer für
die Monate Juni bis September 2000

März 2001: Pressekonferenz im Polizeipräsidium Bielefeld Information der
Öffentlichkeit über die Fragebogenaktion

März 2001: erste Versendung der Fragebögen

Mai 2001: zweite Versendung der Fragebögen

bis Dezember 2001: Interviews mit Polizeibeamtinnen/Polizeibeamten und
anderen Schlüsselpersonen

bis Januar 2002: Auswertung der Ergebnisse

Juni 2002: Projektbericht, Dokumentation und Präsentation der Ergebnisse

Forschungsergebnisse

Betroffene Opfer und Opfererleben

Die schriftliche Befragung von ca. 900 Opfern von Gewaltstraftaten ein-
schließlich Einruchsdelikten und Verletzten von Verkehrsunfällen ergab fol-
gende Ergebnisse:

Generell wird der polizeiliche Umgang mit Opfern von den Betroffenen
selbst zum ganz überwiegenden Teil positiv eingeschätzt bzw. als zufrieden-
stellend erlebt. Eine Ausnahme bilden die Jugendlichen und teilweise auch
die nichtdeutschen Opfer. Bei den Jugendlichen wird möglicherweise ihr
Unterstützungsbedarf unterschätzt, bei nichtdeutschen Opfern spielen wahr-
scheinlich kulturelle Verständnisbarrieren eine Rolle.

Übereinstimmend wird deutlich, dass psychische Traumatisierungen den
stärksten Unterstützungsbedarf nach sich ziehen.

Ungeachtet dessen erfahren Opfer unabhängig vom Grad der Schädigung
bzw. vom subjektiven Erleben und Unterstützungsbedarf polizeilicherseits
eine gleichermaßen sensible Behandlung.

Den Angaben zufolge treten Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte den Be-
troffenen zum überwiegenden Teil freundlich und hilfsbereit gegenüber, zei-
gen Interesse für deren Probleme und könne sie bei deren Bewältigungen
unterstützen.
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Anders verhält es sich, wenn man nach der Zufriedenheit mit besonderen
Unterstützungsmaßnahmen gemäß Opferschutzkonzeption fragt. Zwar wer-
den die Opfer in rund einem Fünftel der Fälle schriftlich oder mündlich über
die bestehenden Unterstützungsangebote professioneller Hilfen informiert
und in eineigen wenigen Fällen zudem bei den Kontaktaufnahmen mit den
Hilfeeinrichtungen unterstützt, jedoch stehen die einzelnen Maßnahmen in
keinem direkten Bezug zum individuell erlebten Unterstützungsbedarf. Die-
jenigen Opfer, die eine Traumatisierung intensiver erleben bzw. die sich
betreuungsbedürftiger fühlen, erfahren deswegen nicht unbedingt auch eine
intensivere Unterstützung. Nach ihrer Zufriedenheit mit den besonderen Op-
ferschutzmaßnahmen befragt, gaben mehr als die Hälfte der Befragten an,
damit unzufrieden gewesen zu sein.

Trotz des vergleichsweise hohen Unterstützungsbedarfs, der relativen Be-
kanntheit von Hilfeeinrichtungen sowie diesbezüglicher Informationen sei-
tens der Polizei werden professionelle Angebote von den befragten Opfern
kaum in Anspruch genommen. Über die Gründe lässt sich nur spekulieren.

Wenn auch ein relativ hoher Anteil der mit den besonderen Opferschutzmaß-
nahmen unzufriedenen Opfer vorhanden ist, überwiegt dennoch eine positive
Einstellung zur Polizei. 

Bevor es zu dem fraglichen Polizeikontakt kam, hatten die meisten der Be-
fragten (rund drei Fünftel) eine eher neutrale Einstellung zur Polizei, bei ei-
nem Drittel war die Einstellung eher positiv und bei vergleichsweise Weni-
gen eher negativ. Bei zwei Dritteln der Opfer blieb die Einstellung durch den
Polizeikontakt unverändert, bei einem Viertel hat sich die Einstellung verbes-
sert, bei ca. jedem fünfzehnten Opfer dagegen verschlechtert.

In der Tendenz scheint das Polizeiverhalten den Opfererwartungen weitge-
hend zu entsprechen, in vielen Fällen die sogar zu übertreffen.

Zusammenfassung:

Der polizeiliche Umgang mit Opfern stellt sich den Untersuchungsbefunden
zufolge generell positiv dar. Polizeibeamte und Polizeibeamtinnen verhalten
sich gegenüber den Opferbelangen überwiegend aufgeschlossen und sensibel.
Der Leitgedanke der Bielefelder Opferschutzkonzeption – die Vermittelung
von Hilfen – ist im Prinzip unbestritten, wenngleich auch noch nicht optimal
realisiert. Kritische Einwände konzentrieren sich auf Einführung, Umsetzung
und Fortschreibung der Konzeption und betreffen vor allem die innerbehörd-
liche, vertikale Vernetzung.



Evaluation

106

Besonderheiten

Der Evaluationsbericht wurde im Juni 2002 dem Bielefelder Polizeipräsi-
denten übergeben und unmittelbar danach öffentlich gemacht.

Die Evaluierungsergebnisse wurden behördenintern ausgewertet und mün-
deten in eine modifizierte innerbehördliche Dienstanweisung, die im Juni
2003 in Kraft trat. Die kritischen Befunde der Evaluierung aus der behördli-
chen Vertikalebene konnten, nachdem zu dem Thema eine Arbeitsgruppe ge-
gründet wurde, weitgehend positiv umgewandelt werden.

Kosten/Finanzierung

Die Kosten der Evaluierung des Konzeptes beliefen sich auf ca. 75.000 €,
welche vom Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen übernom-
men wurden.

Umsetzung

Der Evaluierungsbericht wurde in Papierform dem Bielefelder Polizeipräsi-
denten übergeben.

Zusätzlich erstellte die Fakultät für Pädagogik der Universität Bielefeld einen
Kurzbericht.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Polizeipräsidiums wurden durch In-
formationsveranstaltungen über das Ergebnis der Evaluierung in Kenntnis
gesetzt.

Im Rahmen einer Pressekonferenz stellte der Bielefelder Polizeipräsident die
Evaluierungsergebnisse den regionalen Medien vor.

Die Netzwerkorganisationen wurden gesondert durch das Bielefelder Poli-
zeipräsidium über die Evaluierungsergebnisse informiert.

Kontakte

Polizeipräsidium Bielefeld, Kommissariat Vorbeugung, Lerchenstraße 2,
33607 Bielefeld, E-Mail: vorbeugung@bielefeld.polizei.nrw.de

mailto:vorbeugung@bielefeld.polizei.nrw.de
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Primärprävention bei Kindern mit den Sympathiefiguren
der Landespolizei „Leo Listig“ und „Locki Wachsam“

Untersuchungsgegenstand

Das Präventionsprojekt mit den Sympathiefiguren „Leo Listig“ und „Locki
Wachsam“ wurde im November 1995 im Rahmen der Kieler Polizeisport-
schau zum ersten Mal eingesetzt. Die Zahl der Einsätze hat sich von 1996
(zwölf Einsätze) bis zum Jahr 2000 (86 Einsätze) ungefähr versiebenfacht.
Heute sind „Leo und Locki“ hauptsächlich in Grund-, Sonder- und Förder-
schulen und Kindergärten unterwegs, da die Zielgruppe des Projekts aus allen
Einrichtungen im vorschulischen Bereich, aus Schülern der 1. bis 3. Klasse
aller allgemeinbildenden Schulen sowie aus 4. und 5. Klassen von Sonder-
und Förderschulen gebildet wird. „Leo“ und „Locki“ werden von einem Poli-
zeibeamten und einer Polizeibeamtin gespielt, d. h. sie tragen ein Kostüm,
dass jeweils ihren Rollen entspricht und spielen „Leo Listig“ von der Krimi-
nalpolizei und „Locki Wachsam“ von der Schutzpolizei.

Die Konzeption des Projektes verfolgt vier Ziele:

1. Einsatz der Großfiguren als Mittler in der verhaltensorientierten Vorbeu-
gung.

2. Sensibilisierung von Eltern, Schule und Öffentlichkeit für Kinder als Op-
fer und Täter.

3. Verwendung der Leitfiguren als Sympathieträger für die Polizei.

4. Unentgeltliche Verteilung der Plüschfiguren in bestimmten Situationen
und zu bestimmten Anlässen an Kinder. 

Ein weiteres Charakteristikum des Projekts stellt die Zusammenarbeit von ei-
nem ortsansässigen Polizisten, den Figuren „Leo und Locki“ und den Lehr-
kräften der Schulen dar.

Die Wirksamkeit auf eine Verhaltensänderung bei den Kindern steht bei der
Untersuchung dieses Projekts im Vordergrund.

Forschungsmethoden

Für die Evaluation wurden die an dem Projekt teilnehmenden Schüler und
das Lehrpersonal vor und nach dem Projekt befragt. Die Fragebögen für bei-
de Gruppen wurden selbst entwickelt.
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Da die befragten Schülern die 2. oder 3. Klasse besuchten, stand die Ver-
ständlichkeit der Fragen im Vordergrund. Ebenso enthielt der Fragebogen nur
sieben Fragen, die in der sog. geschlossenen Frageform gestellt wurden. Die
Fragebögen für die Lehrkräfte umfassten eine Seite.

Folgende Hypothesen wurden im Vorfeld gebildet und mittels der Fragebö-
gen untersucht:

Hypothese 1:
Die Gewaltbereitschaft der Schüler nimmt in der Nachheruntersuchung ab.

Hypothese 2:
Das Engagement der Lehrkraft beeinflusst die Abnahme der Gewaltbereit-
schaft der Schüler in der Nachheruntersuchung.

Hypothese 3:
Es besteht zwischen Jungen und Mädchen ein Unterschied in Bezug auf ihre
Gewaltbereitschaft in der Vorheruntersuchung sowie in der Nachheruntersu-
chung.

Hypothese 4:
Es besteht ein Unterschied zwischen den Schülern der zweiten und dritten
Klasse in Bezug auf die Abnahme ihrer Gewaltbereitschaft in der Vorherun-
tersuchung sowie in der Nachheruntersuchung.

Projektablauf

Die Evaluation umfasste eine Vorher- und Nachheruntersuchung, d. h. vor
der Primärprävention wurden an die teilnehmenden Schüler und Lehrer Fra-
gebögen verteilt, ebenso unmittelbar nach der Durchführung des Projekts.
Daneben wurden Kontrollgruppen gebildet und befragt. Die Befragungen
wurden an acht Schulen in Schleswig-Holstein durchgeführt.

Die Stichprobe umfasste 1.078 Schülerfragebögen, von denen jeweils 539 der
Vorher- und 539 der Nachheruntersuchung zuzuordnen sind. Ebenso verhält
es sich mit der Stichprobe der Lehrer, 26 Fragebögen gelten der Vorher- und
26 der Nachheruntersuchung.

Forschungsergebnisse

Bei der Kontrollgruppe ergaben sich wie erwartet keine nennenswerten Ver-
änderungen.
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Ergebnisse der Untersuchung von Hypothese 1: „Die Gewaltbereitschaft der
Schüler nimmt in der Nachheruntersuchung ab.“

- Die Hypothese ist im Bereich des Merkmals „Schubsen“ abzulehnen, a-
ber in den Bereichen der Merkmale „Ärgern auf dem Schulweg“ und
„Stehlen der Federtasche“ beizubehalten.

- Die Gewaltbereitschaft der Schüler hat hinsichtlich der beiden Merkmale
abgenommen.

Ergebnisse der Untersuchung von Hypothese 2: „Das Engagement der Lehr-
kraft beeinflusst die Abnahme der Gewaltbereitschaft der Schüler in der
Nachheruntersuchung.“

- Die Hypothese ist im Bereich des Merkmals „Stehlen der Federtasche“
abzulehnen und im Bereich „Ärgern auf dem Schulweg“ beizubehalten.

- Das Engagement der Lehrer hat nur einen positiven Einfluss auf den Be-
reich „Ärgern auf dem Schulweg“.

Ergebnisse der Untersuchung von Hypothese 3: „Es besteht zwischen Jungen
und Mädchen ein Unterschied in Bezug auf ihre Gewaltbereitschaft in der
Vorheruntersuchung sowie in der Nachheruntersuchung.“

- Die Hypothese ist in allen drei Bereichen beizubehalten.

- Es besteht ein Unterschied zwischen den Geschlechtern der Schüler hin-
sichtlich der Gewaltbereitschaft in der Vorheruntersuchung sowie in der
Nachheruntersuchung.

- Bei den Jungen sinkt die Gewaltbereitschaft in der Nachheruntersuchung
in allen drei Bereichen deutlicher als bei den Mädchen. Die Jungen
kreuzten allerdings auch im Vorher-Test generell höherer Werte hin-
sichtlich der Gewaltbereitschaft an als die Mädchen. Diese Unterschiede
lassen sich bspw. durch die Geschlechtersozialisation erklären.

Ergebnisse der Untersuchung von Hypothese 4: „Es besteht ein Unterschied
zwischen den Schülern der zweiten und dritten Klasse in Bezug auf die Ab-
nahme ihrer Gewaltbereitschaft in der Vorheruntersuchung sowie in der
Nachheruntersuchung.“

- Hinsichtlich des Merkmals „Stehlen der Federtasche“ ist die Hypothese
abzulehnen.

- In den Bereichen der Merkmale „Schubsen“ und „Ärgern auf dem
Schulweg“ ist sie beizubehalten.
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- Die 2. Klasse geben eher konstruktive Lösungen für das Merkmal „Är-
gern auf dem Schulweg“ an und zeigen eine größere Aufnahmefähigkeit
für die im Projekt vermittelten Botschaften. Die 2. Schulklasse scheint
für das Projekt geeigneter zu sein als die 3. Klasse. Ebenso kann man da-
von ausgehen, dass Schüler der 2. Klasse tendenziell braver sind als die
der 3. Klasse.

Obwohl für die untersuchten Merkmale nur geringe Veränderungen festge-
stellt werden konnten und die Hypothesen im Bereich einiger dieser Merk-
male abgelehnt werden mussten, kann dem Projekt „Primärprävention mit
den Sympathiefiguren der Landespolizei Schleswig-Holstein Leo Listig und
Locki Wachsam“ eine Wirksamkeit zugeschrieben werden. Es haben Verän-
derungen stattgefunden, die sich auf die vorher gesetzten Ziele beziehen.
Laut einschlägiger Literatur ist ein Projekt unter diesen Umständen als wirk-
sam zu bezeichnen.

Besonderheiten

Die Evaluation wurde im Rahmen einer Diplomarbeit durchgeführt.

Die Ergebnisse der Lehrerfragebogen werden nicht gesondert aufgelistet, da
sie lediglich der Bestätigung der Schülerfragebogen dienen. 

Gewalt bzw. Gewaltbereitschaft als Untersuchungsgegenstand wurde durch
Merkmale wie „Schubsen“, „Ärgern auf dem Schulweg“ und „Stehlen der
Federtasche“ operationalisiert und im Fragebogen abgefragt.

Umsetzung

Die Evaluation liegt in Form einer Diplomarbeit im Studiengang Erzie-
hungswissenschaft an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, Erzie-
hungswissenschaftliche Fakultät vor. Sie wurde von Michaela Klann und
Svenja Simon unter der Leitung von Prof. Dr. phil. Krope unter dem Titel
„Zur Wirksamkeit von lebensgroßen Sympathiefiguren in der Präventionsar-
beit mit Kindern am Beispiel von Leo Listig und Locki Wachsam der Lan-
despolizei Schleswig-Holstein“ erarbeitet.

Kontakte

Christian-Albrechts-Universität Kiel, Erziehungswissenschaftliche Fakultät,
– Institut für Pädagogik –, Kiel,
Internet: http://www.uni-kiel.de/Paedagogik/paedagog_ewf.htm

http://www.uni-kiel.de/Paedagogik/paedagog_ewf.htm
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Pro Mann

Untersuchungsgegenstand

Mit der Eröffnung der Beratungsstelle „ProMann“ am 1. September 1999 in
Magdeburg wurde ein für Sachsen-Anhalt einmaliges Modellprojekt gestar-
tet, dessen Aufgabenschwerpunkt in der Beratung und Begleitung von ge-
waltanwendenden Männern liegt.

Die konzeptionelle Strategie des Programms umfasst drei Abschnitte: in einer
ersten Gesprächseinheit steht das gegenseitige Kennenlernen, der Vertrau-
ensaufbau und die Planung der Beratungsdauer. Daran anschließend werden
in den folgenden drei Monaten jeweils einmal wöchentlich Gespräche geführt
in deren Mittelpunkt die Verantwortungsübernahme für die geschehenen
Gewalttaten steht und die Frage zu beantworten ist, wie eine individuelle
Ausstiegsmöglichkeit aus dem Gewaltkreislauf aussehen kann. In der dritten
und letzten Einheit werden in der Gruppe, jeweils einmal im Monat, männer-
spezifische Themen besprochen.

Forschungsmethoden

Seit September 2000 wird das Projekt wissenschaftlich betreut durch das In-
stitut für sozialwissenschaftliche Informationen und Studien (ISIS).

Im Mittelpunkt der wissenschaftlichen Begleitung stehen die quantitative
Dokumentation der Beratungsarbeit, die qualitative Untersuchung der Bera-
tungsergebnisse, die Prüfung der Bereitschaft zur Annahme des Beratungs-
angebots sowie die Darstellung und Prüfung von Zwangs- und Freiwilligen-
beratung.

Projektbegleitend wurden mit Hilfe eines Erhebungsbogens 56 Männer inter-
viewt und deren Angaben aufbereitet und analysiert.

Projektablauf

Die 56 Männer wurden parallel zu ihren Beratungen bei „ProMann“ inter-
viewt.

Die Teilnehmer wiesen insgesamt ein Quantum von 300 Beratungen auf.

Neben der Verarbeitung dieser Aussagen wurden zusätzlich Experteninter-
views geführt, um detailliert die Beratungsstrategie zu dokumentieren.
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Forschungsergebnisse

Bei der Untersuchung der Männer welche das Angebot von „ProMann“
nutzten, bildete sich ein bestimmtes wiederkehrendes Muster unter den Pro-
banden heraus. So handelte es sich bei den Klienten vorwiegend um Männer
mittleren Alters (Durchschnittsalter 34 Jahre), die nur über eine unterdurch-
schnittliche Bildung verfügten und meist arbeitslos waren, respektive Sozial-
hilfe empfingen. Von den untersuchten Männern lebten über zwei Drittel in
einer Familie beziehungsweise in einer festen Partnerschaft mit Kindern. 

Bei der Mehrzahl der Männer stand die Gewaltanwendung in Zusammenhang
mit schweren Beziehungsstörungen (71 %) sowie umfangreichen sozialen
Problemen (46 %).

Bei einer Minderheit korrespondierte die Gewaltanwendung mit anderen
Problemen wie 

psychischen Defekten (27 %), Suchtverhalten (21 %) und sexuellen Schwie-
rigkeiten (14 %).

Rund drei Viertel der Teilnehmer führte das Programm auch bis zu seinem
Ende durch. Abbrüche wurden besonders bei den Männern festgestellt, die
einerseits, bezogen auf die Frage der Gewaltanwendung ein starkes Problem-
potential aufwiesen, sowie sich auch in den anderen nachgenannten Problem-
bereichen auffällig zeigten. 

Von den Männern die sich an dem Programm bis zu seinem Ende beteiligten,
bescheinigten rund 60 % dem Modell, dass es einen positiven Einfluss auf ihr
Verhalten habe. Bei denen, welche die Gespräche als wenig erfolgreich be-
werteten, ließ sich erneut eine „Doppelbelastung“ mit anderen Belastungsfel-
dern feststellen.

Eine Wirksamkeitsanalyse der Zwangsberatungen also der Beratungen, die
aufgrund richterlicher Weisung erfolgten konnte vor dem Hintergrund, dass
bei diesen Fällen bisher nur Erstberatungen realisiert wurden, noch nicht
durchgeführt werden. Sie bleibt einer ex post Evaluation vorbehalten.

Kosten/Finanzierung

Träger des Projekts ist der Deutsche Familienverband – Landesverband
Sachsen-Anhalt e. V. – dessen Konzept nach einer landesweiten Ausschrei-
bung des Ministeriums für Arbeit, Frauen, Gesundheit und Soziales des Lan-
des Sachsen-Anhalt den Zuschlag erhielt.
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Kontakte

Ministerium für Gesundheit und Soziales des Landes Sachsen-Anhalt, Refe-
rat für Öffentlichkeitsarbeit, Turmschanzenstraße 25, 39114 Magdeburg
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Selbstsicherheits-/Selbstbehauptungstraining für Mädchen
an Schulen in Nordrhein-Westfalen (Forschungsprojekt)

Untersuchungsgegenstand

Das Selbstsicherheits-/Selbstbehauptungstraining für Mädchen an Schulen in
Nordrhein-Westfalen dient der Vorbeugung von sexuellen Gewaltübergrif-
fen. Selbstsicherheitskurse sollen die Mädchen dazu befähigen, sich selbst
vor Übergriffen schützen zu können. 

Konkret untersucht werden sollen

- die Effektivität der Form und Art des Unterrichts,

- die Geeignetheit des Trainings zum Selbstschutz,

- die Veränderung der Einstellung zur Polizei und des Anzeigeverhaltens.

Forschungsmethoden

Es wurde ein Fragebogen entwickelt, der folgende Inhalte umfasst:

- Inhalt des Trainings,
- Wirksamkeit des Trainings,
- Zielgruppe des Trainings,
- Form des Angebots,
- Wiederholung und Weiterführung,
- Beteiligung der Polizei am Unterricht,
- eigene Ideen und Tipps für das Training.

Insgesamt beinhaltete der Fragebogen 15 Fragen.

Die Fragebögen wurden an folgende Schulen verteilt:

- Schule für Lernbehinderte,
- Hauptschule,
- Realschule,
- Gymnasium,
- Gesamtschule,
- Berufsschule.
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Zur Zielgruppe zählten

- hauptsächlich Mädchen der Altersgruppe 13 bis 18 Jahre;

- Mädchen, die in den Jahren 1998 und 1999 an den Trainings teilnahmen;

- Mädchen, die ein Training besucht haben, das mindestens vor zwei und
höchstens vor vier Jahren stattgefunden hat;

- Mädchen, die noch kein Training besucht hatten.

Projektablauf

Die Entwicklung des Fragebogens begann im Sommer 1999. Die Erhebung
selbst startete im Frühjahr 2000 und endete im September 2000. Von 1.075
an weiterführende Schulen im Oberbergischen Kreis verschickten Fragebö-
gen wurden 578 zurückgeschickt. Die Auswertung der Fragebögen wurde im
Januar 2001 abgeschlossen, während die Bearbeitung der Ergebnisse und die
anschließende Veröffentlichung bis Frühjahr 2002 andauert.

Forschungsergebnisse

Die Zahlen einer Analyse belegen, dass das Training bei den Mädchen eine
Verhaltensänderung herbeiführte. Sie zeigten mehr Selbstsicherheit und
Selbstbewusstsein.

- 92 % der Mädchen waren in der Lagen, Übergriffe durch Gegenwehr er-
folgreich zu verhindern,

- nur 8 % konnten Übergriffe nicht durch Gegenwehr verhindern.

Hinsichtlich der detaillierten Handlungsfähigkeit zeigte sich folgendes Bild:

Durch das Training konnten 31 % der Mädchen

- „merkwürdige (sexuelle) Situationen, in denen ich mich nicht wohl ge-
fühlt habe“,

- „Berührungen, die ich nicht wollte“,

- sexuelle Beleidigung durch Worte,

- sexuelle Nötigung/Vergewaltigung

rechtzeitig vermeiden. Bei der genannten Prozentzahl handelt es sich um den
errechneten Mittelwert aus den vier beispielhaften Ereignissen.
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25 % der Mädchen konnten sich durch das Training tatsächlich bezüglich der
vier genannten Begebenheiten verteidigen, 18 % erkannten diese als Über-
griffe, 18 % konnten sie mit Worten verhindern und 8 % konnten sie nicht
verhindern.

Insgesamt betrachtet lauten die Ergebnisse: 

- guten Erinnerungswert der Unterrichtsinhalte,
- Einleitung einer Verhaltensänderung,
- Anwendbarkeit im Alltag.

Eine Kurzformel könnte folgendermaßen lauten: Prävention = Handlungs-
kompetenz = Schutz.

Kontakte

Frauenstudien, Universität Dortmund, August-Schmidt-Straße 4, 
44227 Dortmund, 
Internet: http://www.fb14.uni-dortmund.de/~frauenstudien.htm

http://www.fb14.uni-dortmund.de/~frauenstudien.htm
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Straßenkreuze – Unorte des Sterbens

Untersuchungsgegenstand

Untersuchung der Wirkung der verkehrserzieherischen Ausstellung im Land
Sachsen-Anhalt (Evaluation).

Untersucht wird, ob die mit der Ausstellung „Straßenkreuze – Unorte des
Sterbens“ erwartete Wirkung bei Schülern und Schülerinnen im Alter von 14
bis 18 Jahre eintritt.

Das Projekt „Straßenkreuze – Unorte des Sterbens“ fügt sich in eine Palette
von verkehrserzieherischen Maßnahmen, Anregungen und Grundsätzen ein,
mit denen im Land Sachsen-Anhalt versucht wird, auf ein vernünftiges Ver-
kehrsverhalten junger Menschen hinzuwirken. Die verkehrserzieherische Ar-
beit konzentriert sich dabei auf die Schulen, da hier die Altersgruppen zu-
sammengefasst sind, die demnächst am motorisierten Straßenverkehr
teilnehmen oder schon zu der Risikogruppe der 18- bis ca. 25-Jährigen zäh-
len, die häufig verunglücken bzw. häufig Unfälle verursachen. 

Die Ausstellung – auch die musikalische Bearbeitung des Themas – möchte
subjektive Betroffenheit herstellen, die individuelle Stellungnahmen und in-
dividuelle Ausdrucksmöglichkeiten für diese Thematik eröffnen. Die persön-
liche Auseinandersetzung soll durch die Behandlung des Themas im Unter-
richt verstärkt werden. Mit diesem Projekt soll auf diese Weise ein
persönlicher Bezug zu einem vernünftigen Verkehrsverhalten erreicht wer-
den.

Ob die erwünschte und erwartete Wirkung durch das Projekt „Sraßenkreuze –
Unorte des Sterbens“ eintritt, soll Gegenstand der Evaluation sein. 

Das Referat „Verkehrsangelegenheiten“ im Ministerium des Innern bat die
Fachhochschule der Polizei, die wissenschaftliche Begleitung des Projektes
zu übernehmen. Von dort aus wird auch – sofern das Kultusministerium dem
Forschungsantrag zustimmt – die Verteilung der Fragebögen an die Schulen
vorgenommen.

Forschungsmethoden

Schriftliche Befragung: Dreifachmessung = vor der Ausstellung, unmittelbar
nach dem Besuch der Ausstellung, ca. drei Monate nach der Ausstellung.
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Durchführung der Evaluation:

1. Die Evaluation wird durch eine „Vorher-Nachher-Befragung“ durchge-
führt, d. h. Schülerinnen und Schüler an allen Schularten des Landes
(außer Sonderschulen) werden, bevor sie die Ausstellung besucht haben,
zu ihrem Verkehrsverhalten befragt (A-Version des Fragebogens) und
unmittelbar nach Besuch der Ausstellung und der Aufarbeitung des
Themas im Unterricht (B-Version des Fragebogens). Eine dritte Gruppe
von Schülerinnen und Schülern wird ca. drei Monate nach der Ausstel-
lung und der Unterrichtung befragt (C-Version des Fragebogens).

Es wird dementsprechend eine horizontale Dreifachmessung durchge-
führt, die es den Auswertern ermöglicht gut abzuschätzen, wie die Ein-
stellungen zur Teilnahme am motorisierten Straßenverkehr vor der Aus-
stellung waren und welche Effekte die Ausstellung und die
Unterrichtung bei den Schülern hatten. 

Die horizontale Dreifachmessung ermöglicht eine relativ schnelle Erhe-
bung der Daten, mit denen die Einstellungskonstanz oder Einstellungs-
veränderungen gemessen werden können, im Gegensatz zu einer se-
quentiellen Erhebung (Zeitreihenuntersuchung), mittels der die
Einstellungen einer Untersuchungseinheit (hier die Schülerinnen und
Schüler einer Klasse) zu verschiedenen Zeitpunkten untersucht wird.

2. Die Fragebögen sind so aufgebaut, dass mit ihnen Einstellungen zum
Verkehrsverhalten in drei Ausprägungen gemessen werden können:

a) Zunächst werden die kognitive Ausprägungen der entsprechenden
Einstellungen erhoben. Diese umfassen die abgestuften Zu- oder
Ablehnungen zu Sachaussagen, die diese Problematik betreffen (die
kognitive Komponente: Die Wahrnehmung und Vorstellungen zu
dem Thema).

b) Dann werden die Zu- und Ablehnungen hinsichtlich emotionaler
Aussagen abgefragt (die affektive oder evaluative Komponente: die
gefühlsmäßigen oder bewertenden Regungen gegenüber dem The-
ma).

c) Es folgen Einstellungsmessungen hinsichtlich des Verkehrsver-
haltens (konotative Komponente: Die Verhaltenstendenz gegenüber
dem Thema.

Die Messungen der Einstellungen der Schüler/-innen zu dem Ver-
kehrsverhalten auf den verschiedenen Dimensionen ermöglicht gut
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abzuschätzen, ob diese Einstellungen relativ stabil sind und auch
relativ wahrscheinlich in entsprechendes Verhalten übersetzt wer-
den. Trotzdem ist der Schluss auf das konkrete Verhalten im Stra-
ßenverkehr dadurch eingeschränkt, dass nicht alle unmittelbaren
Stimulierungen, welche die Praxis des Verkehrsverhaltens beein-
flussen, in der Befragung erfasst werden können und das Verkehrs-
verhalten der Schüler selbst nicht beobachtet wird.

d) Ein Teil der Fragen erhebt nicht nur die individuellen Einstellungen,
sondern erschließt, ob die Einstellungen auch von den Freundeskrei-
sen bzw. den Cliquen geteilt werden. Diese Fragen basieren auf der
theoretischen Vorstellung, dass die Einstellungen eine höhere Stabi-
lität erreichen, wenn sie sozial d. h. von den Personen des Bezie-
hungsnetzes, in dem der Befragte selbst steht, geteilt werden.

3. Die Fragebögen sollen von einer Lehrkraft im Unterricht ausgegeben
und wieder eingesammelt werden. Polizeibeamte holen sie dann in den
Schulsekretariaten ab und übergeben sie den Antragsstellern. 

Das Ausfüllen der Fragebögen verlangt keinen großen Zeitaufwand, da
in der A-Version des Fragebogens die jeweilige Ausprägung der Zu-
stimmung oder Ablehnung zu einer Frage nur angekreuzt werden soll. In
der B- und C-Version der Fragebögen kommen nur drei offene Fragen zu
den geschlossenen Fragen hinzu. (B- und C-Version sind inhaltlich i-
dentisch. Die Unterscheidung dient nur der zeitlichen Markierung der
Befragung: unmittelbar nach der Ausstellung/der Unterrichtung und drei
Monate nach der Ausstellung/der Unterrichtung).

Projektablauf

Beginn: April 2002, Ende: Juli 2003
- Rücklauf der Fragebogen, Dateneingabe : Sachstand

April 2003 bis November 2003: 
- Untersuchung der Wirkung der verkehrserzieherischen Ausstellung im

Land Sachsen-Anhalt (Evaluation)

Forschungsergebnisse

Es konnte gezeigt werden, dass die verkehrserzieherische Ausstellung „Stra-
ßenkreuze – Unorte des Sterbens“ einen positiven Einfluss auf die Einstel-
lung zum Verkehrsverhalten hat. Die Einflüsse werden durch kognitive Ver-
arbeitung (Unterricht) verstärkt.
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Besonderheiten

Die Besonderheit des Projektes „Straßenkreuze – Unorte des Sterbens“ be-
steht darin, dass mit einer Ausstellung, die in Zusammenarbeit mit Künstlern,
Wissenschaftlern und Polizeibeamten entstand, junge Menschen angeregt
werden sollen, über ethische Verpflichtungen gegenüber anderen im Straßen-
verkehr nachzudenken und die Risiken, Gefahren, auch den Unfalltod nicht
zu verdrängen.

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung der Fachhochschule der Polizei und des Ministeriums des
Innern des Landes Sachsen-Anhalt;

Aktualisierung 2004:
Das Ministerium des Innern Sachsen-Anhalt übernahm die praktische Durch-
führung der Untersuchung und die Druckkosten

Umsetzung

Aktualisierung 2004:

Veröffentlichungen:

- Abschlussbericht zur Evaluation des Projektes „Straßenkreuze – Unorte
des Sterbens“ von Prof. Dr. Hans-Joachim Asmus und Dr. Hendrik
Fuchs:
www.polizei.sachsen-anhalt.de/inet-fhs/publikation/strassenkreuze.pdf

- Veröffentlichung des Artikels von Prof. Dr. Hans-Joachim Asmus und
Dr. Hendrik Fuchs: Wirkt Verkehrserziehung? – Eine Evaluationsstudie
zur Ausstellung „Straßenkreuze – Unorte des Sterbens“, in der Zeitschrift
„Polizei und Wissenschaft“, Heft 2, 2004

Kontakte

Fachhochschule der Polizei Sachsen-Anhalt, Schmidtmannstraße 86, 06449
Aschersleben, E-Mail: poststelle@fhs.pol.lsa-net.de, 
Internet: http://www.polizei.sachsen-anhalt.de

mailto:poststelle@fhs.pol.lsa-net.de
http://www.polizei.sachsen-anhalt.de/
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Aufkommen, Ursachen, rechtliche Würdigung und Mög-
lichkeiten der Prävention bei Gewalt- und Rohheitsdelikten
jugendlicher und heranwachsender Täter in Mecklenburg-
Vorpommern

Untersuchungsgegenstand

Ausgehend davon, dass die durch junge Täter begangenen Gewalt- und Roh-
heitsdelikte in den letzten Jahren in der BRD insgesamt zugenommen haben,
fallen in Mecklenburg-Vorpommern vor allem eine offenbar zunehmende
Brutalisierung, die häufige Tatbegehung in Gruppen und unter Alkoholein-
fluss sowie die Angabe rechtsextremistischer Motive auf. Die Hauptrichtun-
gen der beabsichtigten Forschungstätigkeit bestehen in der

- Analyse der Verfahrensbearbeitung durch Polizei/Staatsanwaltschaft,
Gericht,

- Erforschung von Präventionsmöglichkeiten und

- Darstellung der Veränderungen in der rechtlichen Bewertung des Tatge-
schehens im Verfahrensablauf von der Anzeige bis zum Urteil und Erar-
beitung von Vorschlägen für notwendige Gesetzesänderungen.

Diese Aspekte werden in einem interdisziplinären Forschungsprojekt an der
Universität Greifswald empirisch analysiert, an dem Kriminologen, Rechts-
mediziner, Psychologen und Praktiker aus dem Landeskriminalamt und der
Staatsanwaltschaft kooperativ beteiligt sind.

Drei zentrale Fragestellungen zu Ursachen, Abläufen und Präventionsmög-
lichkeiten stehen im Vordergrund:

- Wo liegen im Einzelnen die Ursachen für diese Gewalttaten? Gibt es bei
aller Verschiedenheit der Gewaltvorkommnisse einen gemeinsamen
Hintergrund von Ursachen? Welche Bedeutung haben Hemmschwellen
und wie lassen sich diese beeinflussen?

- Wie werden diese Fälle von Polizei und Justiz bearbeitet? Wie werden
diese Fälle von der Polizei aufbereitet, wie an die Staatsanwaltschaften
weitergegeben und wie schließlich zu einem gerichtlichen Abschluss ge-
bracht? Verändern sich die Deliktsbeschreibungen von der Anzeige bis
zum Urteil? Welche Probleme ergeben sich bei der Erfassung und Be-
wertung objektiver und subjektiver Tatbestandsmerkmale?
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- Welche konkreten Schlussfolgerungen lassen sich aus den ermittelten
Befunden zu Ursachen und Abläufen für eine allgemeine Kriminalprä-
vention ziehen? Wo liegen Verbesserungspotentiale in den Abläufen,
welche lokalen Maßnahmen etwa im Bereich der Jugend- und Familien-
arbeit sind erforderlich, wie sind erzieherische Maßnahmen einzuschät-
zen?

Forschungsmethoden

Nach den mit dem LKA geführten Absprachen ist beabsichtigt, zunächst von
den durch die Kriminalpolizeiinspektionen in Mecklenburg-Vorpommern in
den Jahren 1998 und 1999 abgeschlossenen Verfahren wegen Mordes bzw.
Totschlages auszugehen. Auf dieser Grundlage wurden die entsprechenden
polizeilichen Kriminalakten hinsichtlich vorhandener Ausgangsmitteilungen
überprüft. Ausgangsbasis sind somit die in der PKS erfassten Fälle.

Auf der Basis dieser Auswertungen des LKA werden im ersten Schritt fallbe-
zogene Analysen der betreffenden Strafakten durchgeführt. In die Aktenana-
lyse sollen dabei nur die rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren einbezogen
werden. Die Aufbereitung erfolgt mittels eines umfänglichen Kategoriensys-
tems, das von den Partnern gemeinsam erarbeitet und erprobt wird. Über eine
solche landesweite Vollerhebung von etwa 140 Fällen kann ein erstes syste-
matisches Bild über die aktuelle Praxis des polizeilichen und justiziellen
Vorgehens gewonnen werden. Um dieses Bild abzurunden sind ferner syste-
matische Befragungen der sachbearbeitenden Beamten beabsichtigt.

In einem weiteren Schritt soll versucht werden, den Fall noch einmal stärker
aus der Sicht von Tätern und Opfern zu rekonstruieren. Dabei kommt es vor
allem darauf an

- eine detaillierte Täterdiagnostik zu betreiben (mittels standardisierter
Fragebögen),

- ein genaues Bild der bisherigen Legalbiografie zu ermitteln, insbesonde-
re bezüglich der bereits erfolgten Präventionsmaßnahmen und ihrer Ef-
fekte,

- das soziale Umfeld des Täters vor, während und nach der Tat genauer zu
erfassen (Netzwerkanalyse und Interview zu gruppendynamischen Pro-
zessen) und

- die Einschätzungen zur Vollzugsqualität, zur weiteren Lebensperspekti-
ve bzw. zur aktuellen Lebenssituation zu erheben (teilstandardisiertes
Interview).
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In einem letzten Schritt wird schließlich danach geforscht, welche konkreten
Anhaltspunkte sich aus den Ursache- und Ablaufanalysen für systematische
geplante, kriminalpräventive Maßnahmen ergeben, die sowohl auf die Täter
als auch auf die Opfer sowie das nähere und weitere Umfeld bezogen sind.
Hier gilt es vor allem zu prüfen, ob präventiv wirkende Maßnahmen wie ef-
fektive kriminalpolizeiliche Ermittlungen, die bessere Vernetzung von Ein-
richtungen und die zeitnähere Reaktion auf Straftaten bereits hinreichend ge-
nutzt werden und wo Verbesserungspotentiale aktiviert werden können.

Besonderheiten

Im weiteren Verlauf des Projektes wird über den konkreten Umfang einer
Ausweitung der Untersuchung auf gefährliche und schwere Körperverletzun-
gen und Körperverletzungen mit Todesfolge entschieden. Da hier aufgrund
des erheblichen Fallaufkommens eine Vollerhebung nicht möglich ist, soll-
nach noch konkret festzulegenden Kriterien (Tatbegehung durch mehrere
Täter unter 21 Jahre, alkoholische Beeinflussung u. a.) eine Stichprobe gezo-
gen werden, die für das Land und die entsprechenden Fallkonstellationen re-
präsentative Aussagen zulässt.

Das Projekt wird teilweise durch den Landesrat für Kriminalitätsvorbeugung
gefördert. Weitere Finanzierungsfragen werden noch durch die Universität
Greifswald geklärt.

Die Kooperation mit dem LKA beschränkt sich auf inhaltliche Aspekte des
Forschungsprojektes.

Umsetzung

Die durch das LKA vorgenommenen statistischen Auswertungen der 1998
und 1999 in Mecklenburg-Vorpommern polizeiliche abgeschlossenen Mord-
und Totschlagsdelikte wurden inzwischen abgeschlossen.

Nach Vorlage der datenschutzrechtlichen Genehmigung der Akteneinsicht
für wissenschaftliche Zwecke durch den Generalstaatsanwalt soll noch im
Frühjahr 2001 mit der Strafaktenanalyse begonnen werden.

Kontakte

Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern, Retgendorfer Straße 2,
19067 Rampe
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Biografien und Karrieremuster von sexuellen Gewalttätern

Untersuchungsgegenstand

Teilprojekt a) Stichprobenerstellung und Typisierung
Der erste Teil wird als Eigenprojekt vom OFA-Team des BKA im Sinne ei-
ner gemeinsamen Typologie-Analyse durchgeführt.

Teilprojekt b) Analyse der Biografien und Karrieren
Der zweite Teil des Projektes (Biografie- und Karriereforschung) muss ver-
geben werden, weil die Täterbefragungen nicht von Polizeibeamten durchge-
führt werden können (Strafverfolgungszwang)

Praxisbedürfnis, Vorerfahrungen, Vorarbeiten, Forschungsstand:

Die Vorarbeiten des BKA/KI 13-Projektes „Polizeiliche Vorerkenntnisse“
hatte ergeben, dass Karriereverläufe bei dieser Tätergruppe offensichtlich
oftmals sprunghaft verliefen und dass es eine typische „Sexualstraftäterkar-
riere im herkömmlichen Sinn“ nicht gibt. Stattdessen scheinen andere – als
sexuell deviante – Merkmale eine bedeutendere kriminogene Rolle zu spie-
len. Diese gilt es zu erforschen.

Auf der Basis solcher Forschungsergebnisse sollte es möglich sein, fallanaly-
tische Aussagen mit höherer Sicherheit abgeben zu können (desgleichen für
Rasterungen).

Kurze inhaltliche Beschreibung:

Zu dem bereits Untersuchungssample des Forschungsprojekts „Polizeiliche
Vorerkenntnisse“ sollen in einem ersten Untersuchungsschritt soziale und
Biografiedaten zusätzlich herausgearbeitet werden (N = ca. 400, Totalerhe-
bung aller Vergewaltiger und Sexualmörder aus vier Bundesländern).

Auf der Basis dieser Sozial- und Karrieredaten werden dann typische Lebens-
und Karriereverläufe herausgearbeitet und eventuell typisiert (in fallanalyti-
scher Teamarbeit).

In einem dritten Schritt wird eine typenbezogene Stichprobe von etwa 50
Tätern gezogen, die dann in Tiefeninterviews befragt werden soll. Damit
werden die Erkenntnisse aus der Typisierung widerlegt oder bestätigt und
ggf. inhaltlich differenziert untermauert werden.
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In einem vierten Projektschritt (zu einem späteren Zeitpunkt) sollte ange-
dacht werden, die Fälle aus den Jahren bis 1999/2000 fünf Jahre später noch
einmal zu untersuchen (Welche weiteren Entwicklungen hat es bei der Täter-
gruppe nach dem Querschnittsereignis „sexuelles Gewaltdelikt“ gegeben?).

Die Projektergebnisse werden dazu beitragen, bessere Aussagen über Vorle-
ben, Vorstrafen und Prognosen dieser Tätergruppe machen zu können. Dies
wird positive Auswirkungen sowohl auf den Fallanalyse- als auch auf den
ViCLAS-Datenbank-Ansatz haben.

Forschungsmethoden

Teilprojekt a) Quantitative Untersuchung – Aktenanalyse (Sozialdaten, Typi-
sierung) – etwa 400

Teilprojekt b) Qualitative Tiefeninterviews (Befragung von Tätern) – etwa 50

Projektablauf

Laufzeit: vom 1. 7. 2004 bis 30. 9. 2005

Besonderheiten

Besonderheiten, Probleme:

Wegen des Strafverfolgungszwanges der Polizei muss der Projektteil b) als
Vergabeprojekt durchgeführt werden.

Das Aufspüren der aktuellen Adressen und die Erlangung der Aussagege-
nehmigungen (z. B. bei einsitzenden Tätern) wird nicht ganz leicht sein (aus
dem Geiselnahmeprojekt gibt es allerdings entsprechende positive Erfahrun-
gen).

Kosten/Finanzierung

Kosten für Projektteil b): 72.500 €

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI13@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

mailto:KI13@bka.bund.de
http://www.bka.de/
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Feldstudie zur Häuslichen Gewalt im Rahmen der Agenda
21 des Rems-Murr-Kreises

Untersuchungsgegenstand

Die Forschungsstudie hatte den Auftrag, Aussagen über die Umsetzung des
Platzverweisverfahrens im Kreis und hier insbesondere über die Situation der
Opfer zu treffen. Welche und welcher Umfang an professioneller Hil-
fe/Unterstützung wurde den Opfern angeboten. Außerdem wurden Lösungs-
wege für die Umsetzung eines Beratungsangebotes, das auf die Bedürfnisse
der Betroffenen abgestimmt ist, erarbeitet. Die Studie steht in enger Koope-
ration mit der landesweiten Forschungsstudie „Platzverweis – Beratung und
Hilfen“, die vom Sozialministerium BW in Auftrag gegeben wurde und von
der Ev. Fachhochschule in Freiburg durchgeführt wird.

Forschungsmethoden

Statistische Analysen;

Befragungen: 
Schriftliche Befragungen der Kommunen, schriftliche Befragungen sowie
qualitative Interviews der Frauen, zu deren Gunsten ein Platzverweis ausge-
sprochen wurde, schriftliche sowie persönliche Befragung bei den Beratungs-
stellen

Forschungsergebnisse

Es ist nicht gewährleistet, dass jedem Opfer, zu dessen Gunsten ein Platz-
verweis ausgesprochen wurde, auch ein Beratungsangebot unterbreitet wird.
Ein einheitliches Konzept über Umfang und Form der Beratung wurde nie er-
stellt. Einige wenige Kommunen haben sich auf eine bestimmte Form der
Intervention in der Opferberatung geeinigt. Die Ausgabe des Faltblattes
„Häusliche Gewalt“ erfolgt ebenfalls nicht immer, so dass viele Betroffene
über allgemeine Beratungsangebote im Kreis nicht informiert werden. Die in
der Studie befragten Frauen wünschten sich jedoch eine schnelle professio-
nelle Unterstützung, die pro aktiv auf die Frauen zugeht. Viele fühlten sich in
der für sie extrem belastenden Situation nicht in der Lage, einen Beratungs-
kontakt selbst herzustellen.
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Kosten/Finanzierung

17.000 €; Finanzierung erfolgt über Agenda 21 des Rems-Murr-Kreises

Umsetzung

Publikation wird derzeit erstellt. Ergebnispräsentation vor allen Beteiligten.
Erstellung und Umsetzung der Konzeption „Opferberatung im Platzverweis-
verfahren für en Rems-Murr-Kreis“

Kontakte

Polizeidirektion Waiblingen, Kriminalprävention, Alter Postplatz 20, 
71332 Waiblingen, E-Mail: praevention@pdwn.bwl.de, 
Internet: http://praevis.de

mailto:praevention@pdwn.bwl.de
http://praevis.de/
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Gewalt an Schulen

Untersuchungsgegenstand

Forschungsschwerpunkt „Gewalt an Schulen“:

Teilprojekt: „Görlitzer Lehrerbefragung zu Gewalt an Schulen“

Ziel: 
Es soll die subjektive Wahrnehmung von Gewalterscheinung an Schulen
systematisch erfasst werden.
Zweck:
Präventionsmaßnahmen

Schriftliche Lehrerbefragung zur Gewaltproblematik an Schulen. 
Es wurden wesentliche Beiträge zur Entwicklung der Befragungsinstrumente
und zur Durchführung der Untersuchung, bei der sämtliche Lehrer an Görlit-
zer Schulen (ca. 700) befragt wurden, geleistet. Ebenso wurde die Datener-
fassung, Datenaufbereitung Datenanalyse und Darstellung der Ergebnisse
durchgeführt. Die Arbeitsschwerpunkte im Berichtszeitraum
1. 10. 2002/30. 9. 2003 lagen bei weiteren Feinanalysen des Datenmaterials
und aufbereiteten Darstellungsformen der Ergebnisse im Rahmen von Vor-
trägen und Publikationen.

Forschungsmethoden

- Schriftliche Lehrerbefragung (ca. 700) an Görlitzer Schulen
- Datenerfassung, Datenaufbereitung, Datenanalyse

Projektablauf

Laufzeit des Projektes: 1. 3. 2000 bis 30. 9. 2003

Die Arbeitsschwerpunkte lagen im Jahr 2002 bei der Durchführung der Be-
fragung, Erfassung und Auswertung der Ergebnisse, weitergehenden Daten-
analysen und Verfassung von Datenberichten und Ergebnisberichten.

Im Jahr 2003 erstreckte sich die Forschungsarbeit auf weitere Analysen und
die Fertigstellung mehrerer Publikationen zu den Ergebnissen der Untersu-
chung.
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Forschungsergebnisse

Aktualisierung 2004 (aus „Forschungsbericht 2003“):
In den vorausgegangenen Berichtszeiträumen vorgelegte Ergebnisse aus die-
sem Projekt sind den Angaben zum Forschungsbericht 2002 zu entnehmen.
Hier sind nur die Ergebnisse 1. 10. 2002-30. 9. 2003 erfasst.

Besonderheiten

Mitarbeiter/Kooperationspartner: 
Präventionsrat der Stadt Görlitz; Polizeidirektion Görlitz; Gymnasien und
Schulen in Görlitz; Dipl.-Soz. Marianne Sterbling.

Kosten/Finanzierung

Mitteilung 2002:

- Druckkosten für Fragebogen, Porti usw. werden von der Stadtverwaltung
Görlitz getragen;

- Datenerfassung, Auswertung, Datenanalysen, Verfassung eines Berichts
und Publikation kostenlos durch projektdurchführenden Professor an der
Fachhochschule für Polizei Sachsen

Aktualisierung 2003:
Mittelbedarf für die Unterstützung der Projektarbeit: Es ist von einem weite-
ren Bedarf von ca. 150 Hilfskraftstunden für weitere Feinanalysen und die
Unterstützung der Fertigstellung mehrerer Publikationen auszugehen. Ebenso
ist mit Druckkosten zu rechnen.

Aktualisierung 2004:
keine Angaben

Umsetzung

Aktualisierung 2003 (aus „Forschungsbericht 2002“):

Tabellarische Darstellung der wichtigsten Ergebnisse der Lehrerbefragung zu
Gewalt an Schulen in Görlitz, Görlitz 2002 (Ergebnisbericht, 127 Seiten) (zu-
sammen mit Dipl.-Soz. Marianne Sterbling).

Tabellarische Darstellung der Ergebnisse zum Fragebogen über Schulver-
weigerung/Schulbummelei. Vorläufige Ergebnisse, Görlitz 2002 (Ergebnis-
bericht, 8 Seiten) (zusammen mit Dipl.-Soz. Marianne Sterbling).
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Tabellarische Darstellung der Ergebnisse der Lehrerbefragung „Gewalt an
Schulen“ durchgeführt in Görlitz im Januar/Februar 2002. Vorläufiger Er-
gebnisbericht, in: Forschungsergebnisse 2002. Eine Dokumentation, Rothen-
burg/OL 2002 (S. 187-299) (Intranet).

Aktualisierung 2004 (aus „Forschungsbericht 2003“):

„Alltägliche Gewalt an Schulen. Erscheinungsformen, Ursachen und Präven-
tion“ – Eröffnungsvortrag im Rahmen der Fachtagung „Kriminalität in der
Schule“, der Sachsischen Landeszentrale für politische Bildung und des
Sächsischen Staatsministeriums der Justiz, im Franz-Rendtorff-Haus Leipzig
– Leipzig, 24./25. März 2003.

„Gewalt an Schulen – Ergebnisse der Görlitzer Lehrerbefragung“ – Vortrag
an der Hochschule Zittau/Görlitz – Görlitz, 9. Mai 2003.

„Gewalt und Prävention an Schulen“ – Vortrag bei der internationalen Ta-
gung „Präventionsforschung und Prävention in der Polizeiausbildung“, an der
Fachhochschule für Polizei Sachsen – Rothenburg, OL, 3. bis 4. September
2003.

Görlitzer Lehrerbefragung über Gewalt an Schulen. Rothenburger Beiträge.
Schriftenreihe der Fachhochschule für Polizei Sachsen (Band 13), Rothen-
burg/Oberlausitz 2002 (217 Seiten).

Alltägliche Gewalt an Schulen. Erscheinungsformen, Ursachen und Präventi-
on, in: Die Kriminalprävention. Europäische Beiträge zur Kriminalität und
Prävention, 7. Jg., Heft 2, Heft 3 und Heft 4, Steinfurt 2003 (I. Teil, S. 72 -
76, II. Teil, S. 105 - 115, III. Teil, S. 145 - 157) (zusammen mit Dipl.-Soz.
Marianne Sterbling).

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich V: Gesellschafts-
wissenschaften, Professur für Soziologie und Pädagogik, Friedensstraße 120,
02929 Rothenburg/OL
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Gewalt gegen Polizeibeamte und -beamtinnen

Untersuchungsgegenstand

Die tödlichen Schüsse auf die Dortmunder Polizeibeamten im Sommer 2000
und die danach in der Öffentlichkeit erörterten Fragen haben bewusst ge-
macht, dass es in Deutschland keine aktuellen wissenschaftlich abgesicherten
Erkenntnisse zu Tötungsdelikten gegen Polizeibeamte gibt. Auch schwere
Gewalttaten, die gegen Polizeibeamte verübt wurden, sind seit sechs Jahren
nicht mehr systematisch erfasst und analysiert worden.

Die letzte derartige bundesweite Untersuchung wurde als „graues Papier“ im
Jahr 1994 von der Polizei-Führungsakademie polizeiintern publiziert. Sie be-
zog sich auf Angriffe auf Polizeibeamte, die im Jahr 1992 zu einer mehr als
siebentägigen Dienstunfähigkeit des Opfers geführt haben.

Diese Tradition greift das KFN mit dieser Untersuchung auf und versucht, sie
inhaltlich aus kriminologisch-soziologischer Perspektive zu bereichern und
vom Umfang her auf gravierende Straftaten verschiedener Art sowie auf ei-
nen größeren Zeitraum bezogen zu erweitern.

Forschungsmethoden

schriftliche Befragung einer Auswahl von Polizeibeamtinnen und -beamten
(standardisiertes Instrument):

- Totalerhebung der in den Jahren 1985 bis 7/2000 mit Tötungsabsicht an-
gegriffenen Beamtinnen und Beamten;

- Totalerhebung der vom 1.1. bis 15.7.2000 angegriffenen Beamtinnen
und Beamten mit der Folge einer Dienstunfähigkeit von mindestens sie-
ben Tagen;

- Zufallsauswahl der in den Jahren 1995-1999 angegriffenen Beamtinnen
und Beamten mit der Folge einer Dienstunfähigkeit von mindestens sie-
ben Tagen.

Insgesamt versandte Fragebögen 2.293, zurückerhaltene Bögen: 1.152
(Rücklauf: 50,2 %).

Aktenanalyse der Akten der Staatsanwaltschaften und Gerichte zu den Fällen
der mit Tötungsabsicht angegriffenen Beamtinnen und Beamten aus den Jah-
ren 1985 bis 7/2000 (quantitative Inhaltsanalyse), analysierte Akten: 373.



Gewalt

132

Befragung von Angehörigen getöteter Beamtinnen und Beamten (qualitative,
explorative Interviews), bislang realisierte Interviews (Stand 12/2001): 12.

Projektablauf

Projektdauer: 8/2000 bis 7/2003

Projektstand (Februar 2002):
8/2000: Projektbeginn
10/2000: Beginn des Versands der Fragebögen
2/2001: Beginn der Aktenanalysen und der Interviews mit Hinterbliebenen
7/2002: Abschlussbericht

Forschungsergebnisse

s. Internet www.kfn.de (Projekte)
- Erste Ergebnisse 5/2001
- Stand der Ergebnisse 1/2002
- Endergebnisse 7/2002
- Buchveröffentlichung 1/2003

Besonderheiten

Zusammenarbeit mit der länderoffenen Arbeitsgruppe „Gewalt gegen PVB“
des AK II der IMK; Kooperation mit PFA, BKA und MI Niedersachsen, u. a.
bei der Entwicklung des Fragebogens (KFN-PFA: Vergleichbarkeit des In-
strumentariums; KFN-MI Niedersachsen: Arbeitsgruppe von Expertinnen
und Experten der Polizei Niedersachsen, PVB aus verschiedenen gewaltna-
hen Verwendungsbereichen; PFA-KFN: PreTest in der PFA mit Beamtinnen
und Beamten eines Aufstiegslehrgangs); KFN-BKA: Recherche nationaler
und internationaler Forschungsergebnisse, Erörterung rechtlicher Fragen
(Rechtsvergleichendes Projekt, durchgeführt durch das BKA).

Kosten/Finanzierung

150.000 DM (IMK)
115.000 DM (GdP)
180.000 DM (KFN)
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Umsetzung

Veröffentlichung von Ergebnissen in der Zeitschrift „Deutsche Polizei“
(6/2001, S. 3; 12/2001, S. 33)

Veröffentlichung der Zwischenergebnisse (Stand Oktober 2002) im Internet
unter:
- http://www.gdp.de/fred/abb/fachaufsatz.pdf und 
- http://www.kfn.de/zwischenergebnis2.pdf

Veröffentlichung der Zwischenergebnisse in der Schriftenreihe der PFA
(Heft 3/4 2001)

Materialien für die polizeiliche Fortbildung:

- Ohlemacher, Thomas, Arne Rüger und Gabi Schacht (2001), Gewalt ge-
gen Polizeibeamtinnen und -beamte 1985-2000, Das KFN-Projekt, 2.
Zwischenbericht (Befragung). Hannover: Kriminologisches For-
schungsinstitut Niedersachsen.

- Rüger, Arne, Gabi Schacht und Thomas Ohlemacher (2001), Gewalt ge-
gen Polizeibeamtinnen und -beamte 1985-2000, Das KFN-Projekt, 3.
Zwischenbericht (Aktenanalyse). Hannover: Kriminologisches For-
schungsinstitut Niedersachsen.

Abschlussbericht: Ohlemacher, Th., Arne Rüger, Gabi Schacht und Ulrike
Feldkötter (2003), Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte 1985-2000,
Eine kriminologische Analyse. Nomos: Baden-Baden.

Weitere Informationen unter www.kfn.de (Projekte) erhältlich!

Kontakte

Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN),
Lützeroderstraße 9, 30161 Hannover, eMail: kfn@kfn.uni-hannover.de, 
Internet: http://www.kfn.de

mailto:kfn@kfn.uni-hannover.de
http://www.kfn.de/
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Gewalt im Polizeialltag

Untersuchungsgegenstand

In welchen Situationen und durch welche Handlungen kommt es zu Gewalt-
handlungen

Forschungsmethoden

- schriftliche Befragung
- Interviews

Projektablauf

Beginn: 2002
Ende: 2003
lt. Mitteilung 6. 3. 2003: z. Zt. Auswertungsphase

Forschungsergebnisse

s. u. Umsetzung

Kosten/Finanzierung

- Eigenfinanzierung des Forschers

- Sachkosten für Befragungsunterlagen werden von der Fachhochschule
getragen

Umsetzung

Veröffentlichungen und Umsetzung in Lehrveranstaltungen

Aktualisierung 18. 3. 2003:

- Ergebnisse werden auf einer Tagung in Eichstätt im Juli d. J. vorgestellt
und sollen danach bei Leske & Budrich in einem Sammelband veröf-
fentlicht werden.

- Der gesamte Abschlussbericht soll bis 31. 12. 2003 in Buchform er-
scheinen. Titel und Verlag stehen noch nicht fest.
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Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich II, Friedensstraße 120,
02929 Rothenburg/OL
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Konfliktanalyse für die Stadt Espelkamp

Untersuchungsgegenstand

Anlass des Auftrages der Konfliktanalyse war eine eskalierte Konfliktsituati-
on zwischen jugendlichen Spätaussiedlern und Türken im Juni 2002. Ziel der
Konfliktanalyse war es, wenn möglich einen Überblick, zumindest aber einen
Einblick in die aktuellen Konfliktfelder in Espelkamp aus der Sicht verschie-
dener Gruppen in der Stadt zu bekommen. Die Ergebnisse sollen die Grund-
lage eines konzeptionellen Entwicklungsprozesses für ein Gesamtkonzept zur
Konfliktdeeskalation bilden, um ein handlungsfähiges Netzwerk für ein gutes
Zusammenleben in der Stadt Espelkamp aufzubauen.

Forschungsmethoden

Es wurden Gruppeninterviews durchgeführt. In enger Kooperation mit dem
Jugendamt wurden 16 relevant erscheinende Gruppen zusammengestellt. In
den Interviews waren weniger Daten und Fakten von Interesse, als Wahr-
nehmungen, Gefühle und Bewertungen in Bezug auf die von den Teilneh-
menden selbst benannten Konfliktfeldern.

Zur Strukturierung der Interviews wurden die Methoden Kartenabfrage und
Mind Mapping genutzt.

Projektablauf

Die Interviews wurden am 12., 13. und 29. 11. 2002 durchgeführt.
Das Ergebnis der Befragung wurde der Stadt Espelkamp im Februar mitge-
teilt.

Forschungsergebnisse

Für das Management der Konflikte wurden drei zentrale Bereiche festge-
stellt:

1. Zusammenleben in Espelkamp

In den Gesprächen wurde deutlich, dass Espelkamp unter einem
schlechten Image leidet. Dies wird durch negative Pressemitteilungen ü-
ber Gewalttätigkeiten in Espelkamp gefördert. Es gibt nicht viele Ange-
bote, die die Stadt attraktiv machen. Die gegenseitige Wahrnehmung der
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unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen voneinander ist geprägt von ne-
gativen Erfahrungen miteinander, Angst voreinander und vielen Be-
fürchtungen, was die „anderen“ tun werden.

Es besteht aber der gemeinsame tiefe Wunsch aller Beteiligten über alle
Altersstufen und alle Bevölkerungsgruppen hinweg nach einem friedli-
chen Zusammenleben.

2. Konfliktbearbeitung/Konfliktvermittlung

Es gibt in Espelkamp vielfältige Konflikte, die das Zusammenleben der
unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen/Menschen schwierig, z. T.
höchst problematisch, d. h. gewalttätig, gestalten. Konflikte scheint es
unterschwellig immer zu geben, wobei sie z. B. im Rahmen der Schule
weniger heftig auftreten als im Freizeitbereich. Das Vertrauen in die
Maßnahmen der Polizei und der Justiz ist gering. Aus Sicht der Befrag-
ten werden unzureichendes Eingreifen der Polizei und eine verzögerte
und nicht ernst zu nehmende Bestrafung bei Gewalttaten angemahnt.

Obwohl das Wissen um die Existenz und die Hintergründe der Konflikte
groß ist, fehlt der Aspekt der Konfliktbearbeitung. Konflikte werden in
Espelkamp nicht wirklich und beherzt angegangen.

3. Angebote und Beschäftigung für Jugendliche

Als Grund für die Gewalt unter den Jugendlichen wurde als erstes immer
die Langeweile genannt. Es fehlen im Espelkamp Angebote und Be-
schäftigung für Jugendliche und auch für Erwachsene.

Besonderheiten

Als Form für die Ergebnisdarstellung der Interviews wurden Mind Maps ge-
wählt.

Kosten/Finanzierung

Der Stadt Espelkamp entstanden Kosten in Höhe von 2.090 €.

Umsetzung

Geplant ist, die Handlungsempfehlungen der Konfliktanalyse vor Ort umzu-
setzen. Dazu sollen bestehende Ordnungspartnerschaften genutzt und neue
Netzwerke aufgebaut werden. Die Federführung liegt bei der Stadt Espel
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kamp. Finanzierung und Umsetzung erfolgen u. a. mit öffentlich geförderten
Projekten, wie „Konstruktive Konfliktaustragung im kommunalen Zusam-
menhang“, das vom Ministerium für Umwelt- und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz NRW gefördert wird, und „Soziale Stadt“.

Kontakte

Polizeiinspektion Lübbecke-Bad Oeynhausen, Osnabrücker Straße 18-20,
32312 Lübbecke, E-Mail: pi.lk-bo@minden.polizei.nrw.de

mailto:pi.lk-bo@minden.polizei.nrw.de
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Kriminalpsychologische Analyse der Tötungskriminalität im
Land Bremen

Untersuchungsgegenstand

- Totalerhebung von Tötungsdelikten im Land Bremen im Zeitraum 1971
– 2001

- Erhebung der Phänomenologie von Tötungskriminalität unter besonderer
Berücksichtigung sexuell motivierter Tötungsdelikte

- Identifizierung deliktspezifischer Verhaltensmuster unter Berücksichti-
gung situationsbedingter Einflüsse

- empirische Überprüfung zentraler Arbeitshypothesen der Operativen
Fallanalyse

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse 

- multivariate Auswertung (MDS, SSA)

Projektablauf

2002: Untersuchungsplanung und Entwicklung eines inhaltsanalytischen
Kategoriensystems

2003/04: Datenerhebung und –auswertung

2004: Dokumentation

Forschungsergebnisse

Erste Forschungsergebnisse liegen voraussichtlich im Herbst 2003 vor.

Besonderheiten

keine
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Kosten/Finanzierung

Eigenmittel

Umsetzung

Vorgesehen sind:
- einschlägige Publikationen
- Entwicklung eines Fortbildungsmoduls

Kontakte

Hochschule für Öffentliche Verwaltung Bremen, Institut für Polizei- und Si-
cherheitsforschung (IPOS), Doventorscontrescarpe 172, 28195 Bremen
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Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in
Deutschland

Untersuchungsgegenstand

Die Untersuchung greift das Problem auf, dass in Deutschland derzeit keine
repräsentativen Daten vorhanden sind, die das gesamte Ausmaß der Gewalt
gegen Frauen aufzeigen.

Forschungsmethoden

Befragt werden 10.000 Frauen zuzüglich 500 Frauen türkischer und russi-
scher Nationalität in einer Face-to-face-Befragung mit schriftlichen drop-off-
Fragebogen (Hauptuntersuchung) sowie in einer Zusatzbefragung die Grup-
pen „Frauen in Asylbewerberheimen“, „Prostituierte“ und „Frauen in Ge-
fängnissen“.

Projektablauf

Zur Vorbereitung und Begleitung der vom Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) im Mai 2002 unter dem Titel „Le-
benssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“ in
Auftrag gegebenen repräsentativen Untersuchung zu Gewalt gegen Frauen
wurde ein internationaler Beirat eingerichtet.

Dieser soll dabei helfen, Erfahrungen aus anderen EU-Ländern mit entspre-
chenden Erhebungen nutzen zu können und auch eine Vergleichbarkeit mit
ausländischen Studien zu ermöglichen.

Forschungsergebnisse

Die Feldphase wurde im Dezember 2003 abgeschlossen. Die Daten werden
z. Zt. geprüft und anschließend ausgewertet.

Die Ergebnisse der Studie werden voraussichtlich im Spätsommer/Herbst
2004 durch BMFSFJ bekannt gemacht.

Kosten/Finanzierung

Die Finanzierung erfolgt durch das BMFSFJ.
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Kontakte

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Referat 403,
53107 Bonn, E-Mail: info@bmfsfj.bund.de, Internet: http://www.bmfsfj.de

mailto:info@bmfsfj.bund.de
http://www.bmfsfj.de/


Gewalt

143

Untersuchung zur Veränderung der Anteile versuchter und
vollendeter Vergewaltigungen im Hellfeld

Untersuchungsgegenstand

Ziel des Projektes ist es, die Ursachen für den Rückgang des Versuchsanteils
bei Vergewaltigungen zu ermitteln. Dabei stehen folgende Fragen im Vor-
dergrund:

- Findet die Entwicklung im Hellfeld ihre Entsprechung im Dunkelfeld?

- Hat sich die Anzeigebereitschaft der Opfer verändert und falls ja, inwie-
fern?

- Hat sich die Strafrechtsreform ausgewirkt und falls ja, inwiefern?

Forschungsmethoden

- PKS-Sonderauswertung (Analyse der Hellfelddaten)
- Expertenbefragung
- Dunkelfeld-/Opferbefragung

Projektablauf

Januar 2004 bis voraussichtlich Oktober 2004

Kontakte

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, A 3/SG 32, Kriminalistisch-
kriminologische Forschungsstelle, Völklinger Straße 49, 40221 Düsseldorf



Gewalt

144

Vergewaltigung und sexuelle Nötigung in Bayern

Untersuchungsgegenstand

Vergewaltigung und sexuelle Nötigung in Bayern. Eine Untersuchung unter
Berücksichtigung der Vortäuschung von und der falschen Verdächtigung we-
gen dieser Delikte. Entwicklung seit 1988, Auswirkungen der Strafrechtsre-
form, justizielle Erledigung.

Forschungsmethoden

- PKS-Sonderauswertungen

- Aktenanalysen von Polizei und Justizakten zu Vergewaltigun-
gen/sexuelle Nötigungen und Vortäuschungen/falschen Verdächtigungen

- schriftliche Mitarbeiterbefragung

- Expertenbefragung

Projektablauf

September 2001 bis Dezember 2003

Forschungsergebnisse

noch in Bearbeitung

Umsetzung

Publikation als Buch, im Internet, als Fachartikel, bei Lehrveranstaltungen
und Veranstaltungen sonst. Interessierter

Kontakte

Bayerisches Landeskriminalamt, Abt. V, SG 511, Orleansstraße 35, 
81667 München
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WiBIG Wissenschaftliche Untersuchung zum Beratungsbe-
darf und zum Beratungsangebot nach einem Platzverweis
bei häuslicher Gewalt

Untersuchungsgegenstand

Das Forschungsprojekt soll folgende Fragen beantworten:

1. Welche Hilfen bzw. Beratungsprobleme erreichen Frauen (sofern Män-
ner betroffen sind, werden sie mit einbezogen) mit ihren Kindern nach
einem „Platzverweis“ des Partners?

2. Welche Hilfen und Beratung sind ihrer Lebenssituation angemessen und
weiterführend?

Forschungsmethoden

Die Forschungsmethoden umfassen:

Dokumentenanalysen, Aktenanalysen/-auswertungen, mündliche und schrift-
liche Befragungen, Meinungsumfragen, Interviews der Opfer

Projektablauf

Laufzeit: Oktober 2002 bis Juni 2004

Zwischenbericht wurde dem Sozialministerium Baden-Württemberg (Auf-
traggeber) vorgelegt.

Forschungsergebnisse

noch offen

Besonderheiten

Hinweise zum Forschungsauftrag:

Das Sozialministerium BW hat eine wissenschaftliche Untersuchung zur Si-
tuation von Frauen und zum Beratungsangebot nach einem Platzverweisver-
fahren bei häuslicher Gewalt an das Sozialwissenschaftliche Frauenfor-
schungsinstitut in Freiburg (SoFFI K.) vergeben. Unter Einbindung des IM
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BW, Abt. 3 LPP wurden zur Projektunterstützung die LPD Stuttgart II, die
PD Tübingen sowie die PD Tauberbischofsheim ausgewählt. Die PD Tauber-
bischofsheim arbeitet daher seit April 2003 eng mit der verantwortlichen
Projektleiterin unter Einbindung der zuständigen Ortspolizeibehörden zu-
sammen.

Kosten/Finanzierung

Landesmittel BW

Umsetzung

Geplant sind
1. Leitfaden für Beratung bei häuslicher Gewalt
2. Leitfaden für Kooperation bei häuslicher Gewalt

Kontakte

Polizeidirektion Tauberbischofsheim, Führungs- und Einsatzstab, Ein-
satz/Kriminalitätsbekämpfung, Hauptstraße 91, 97941 Tauberbischofsheim,
E-Mail: d2a310000@pdtbb.bwl.de

mailto:d2a310000@pdtbb.bwl.de
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Begleitforschung zügiger Jugendstrafverfahren bei jugendli-
chen Mehrfachtätern

Untersuchungsgegenstand

Zunächst handelt es sich um eine Kooperation zwischen Polizei, Staatsan-
waltschaft, Jugendamt, Amt für soziale Dienste und Amtsgericht mit dem
Ziel, kriminelle Karrieren möglichst frühzeitig abzubrechen.

Es wurden gemeinsame Vereinbarungen zur Beschleunigung von Verfahren
gegen jugendliche Intensivtäter (JIT) erarbeitet und von allen Beteiligten
mitgezeichnet. Durch die besondere Verfahrensbeschleunigung soll die psy-
chologische Situation der unmittelbaren Tatnähe zur Einwirkung auf den JIT
ausgenutzt und ihm keine weitere zeitliche Gelegenheit zur Begehung weite-
rer Straftaten gegeben werden. Das Verfahren wird wissenschaftlich begleitet
von der Westfälischen Wilhelms-Universität (WWU) Münster.

Forschungsmethoden

Befragung von ausgesuchten jugendlichen Intensivtätern durch das Institut
für Kriminalwissenschaften.

Projektablauf

Das Projekt läuft seit Anfang 2001 und ist für eine Dauer von sieben Jahren
angedacht.

Forschungsergebnisse

Forschungsergebnisse/Zwischenergebnisse der kriminologischen Begleitfor-
schung liegen noch nicht vor.

Besonderheiten

Das Projekt befindet sich in der Anlaufphase. Für 2001 wurden zwölf Ju-
gendliche für das Untersuchungsverfahren vorgeschlagen.
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Kosten/Finanzierung

Die Finanzierung des aufwendigen Projektes ist langfristig auf Grund des
Haushaltsrechts nicht gesichert.

Umsetzung

Umsetzungsmaßnahmen liegen derzeit nicht vor.

Kontakte

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, Völklinger Straße 49, 
40221 Düsseldorf, E-Mail: landeskriminalamt@mail.lka.nrw.de, 
Internet: http://www.lka.nrw.de

mailto:landeskriminalamt@mail.lka.nrw.de
http://www.lka.nrw.de/
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Entwicklung eines multiplen Indikatorensystems zur Krimi-
nalität und Kriminalitätsentwicklung (Kriminalitätsindika-
toren)

Untersuchungsgegenstand

Sozialwissenschaftliche Indikatorensysteme stellen der empirischen Sozial-
forschung umfassende standardisierte Datensammlungen zur Verfügung, die
es ermöglichen, Zustand und Entwicklung der objektiven Lebensbedingun-
gen zu beschreiben und hinsichtlich zahlreicher Fragestellungen der Grund-
lagenforschung wie der anwendungsbezogenen Forschung zu erschließen.
Der Bereich „Innere Sicherheit und Kriminalität“ ist in den gegenwärtig in
der Bundesrepublik Deutschland verwendeten Systemen sozialer Indikatoren
bislang höchst unzulänglich durch Aufnahme ausgewählter Daten der Poli-
zeilichen Kriminalstatistik berücksichtigt. Insoweit besteht Ergänzungsbedarf
nicht nur bezüglich der durch die anderen Organe der Strafverfolgung –
Staatsanwaltschaften und Gerichte – registrierten bzw. sanktionierten „offi-
ziellen“ Kriminalität, sondern auch bezüglich der objektiven als auch der
subjektiven Komponenten der Inneren Sicherheit im Sinne von tatsächlich er-
fahrener, zu einem großen Teil aber nicht angezeigter und registrierter Vik-
timisierung und des subjektiven Sicherheitsgefühls der Bevölkerung. 

Diese Lücke soll durch das multiple Indikatorensystem zu Struktur und Ent-
wicklung von Kriminalität und Sanktionspraxis allmählich geschlossen wer-
den. Dem dienen drei Teilprojekte, nämlich 

- Konstanzer Victim Survey (KVS), 
- Konstanzer Inventar Kriminalitätsentwicklung (KIK), 
- Konstanzer Inventar Sanktionsforschung (KIS).

Um die Nutzbarkeit für Forschung und Praxis zu erhöhen, werden die in
Konstanz gewonnenen Datenbestände nicht nur als kontinuierlich gepflegtes
Indikatorensystem – insbesondere in Form von Zeitreihen – aufbereitet, son-
dern auch als regelmäßig aktualisiertes Inventar Publikationen auf den Inter-
netseiten des Konstanzer Instituts für Rechtstatsachenforschung bereitge-
stellt:

- Konstanzer Inventar Sanktionsforschung(KIS): 
http://www.uni-konstanz.de/rtf/kis/

- Konstanzer Inventar Kriminalitätsentwicklung (KIK): 
http://www.uni-konstanz.de/rtf/kik/
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- Materialien zu Kriminalitätsentwicklung und Sanktionsforschung:
http://www.uni-konstanz.de/rtf/ki/materialien.htm

Forschungsmethoden

- Statistische Analysen, insbesondere von Polizeilicher Kriminalstatistik
und amtlichen Strafrechtspflegestatistiken (StA- und Strafverfolgungs-
statistik)

- Opferbefragung

Projektablauf

kontinuierlich

Forschungsergebnisse

s. „Umsetzung“

Umsetzung

Internet-Darstellung der Ergebnisse unter http://www.uni-konstanz.de/rtf/ki

Kontakte

Universität Konstanz, Fachbereich Rechtswissenschaft, Fach D 119, 
78457 Konstanz, E-Mail: wolfgang.heinz@uni-konstanz.de, 
Internet: http://www.uni-konstanz.de/rtf/heinz

mailto:wolfgang.heinz@uni-konstanz.de
http://www.uni-konstanz.de/rtf/heinz
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Evaluation des Projektes: Wir in Mecklenburg-
Vorpommern – fit und sicher in die Zukunft

Untersuchungsgegenstand

Forschungsgegenstand ist die Evaluation des Projektes „Wir in MV – fit und
sicher in die Zukunft“ im Hinblick auf die Erreichung der angestrebten Ziele
sowie der Zweckmäßigkeit der angewandten Methoden.

Ziele, des auf Langfristigkeit angelegten Gemeinschaftsprojektes der Kinder-
und Jugendprävention an Schulen sind im Einzelnen:

- jungen Menschen ein positives Bild vom Land Mecklenburg-
Vorpommern zu vermitteln;

- jungen Menschen durch Heranführen an Berufe eine sichere Zukunfts-
perspektive in Mecklenburg-Vorpommern zu schaffen;

- junge Menschen dazu zu bringen, sich durch Beteiligung, zum Beispiel
in Vereinen und Organisationen, aktiv in das gesellschaftliche Leben ih-
rer Region einzubringen und sich für wichtige Aufgaben einzusetzen;

- auf Risiko- und Schutzmöglichkeiten im Gesundheitsbereich zu verwei-
sen und junge Menschen dazu anzuhalten, gesund zu leben;

- auf Sicherheitsrisiken und Schutzmöglichkeiten bei der Teilnahme am
Straßenverkehr aufmerksam zu machen und jungen Menschen Kompe-
tenzen zu vermitteln, selbst für Schutz und eigene Sicherheit zu sorgen;

- Kriminalitätsrisiken und Schutzmöglichkeiten aufzuzeigen und junge
Menschen bereit und fähig zu machen, normkonformes Verhalten zu zei-
gen, sich vor Kriminalität zu schützen und keine Straftaten zu begehen;

- Bedingungen dafür zu schaffen, dass junge Menschen in Mecklenburg-
Vorpommern sicher sind und selbst die Sicherheit nicht beeinträchtigen.

Um diese Ziele zu verwirklichen, werden die Maßnahmen der Kriminalprä-
vention mit anderen jugendfördernden Maßnahmen wie Sport, der Gesund-
heitsförderung, der Verkehrserziehung bis hin zur Vorbereitung auf den Be-
ruf noch effektiver miteinander verknüpft. Dadurch erfährt die
Jugendprävention eine erhebliche Stärkung und langfristig ist mit Synergieef-
fekten zu rechnen.
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Forschungsmethoden

Wesentlicher Bestandteil der Evaluation sind Schülerbefragungen in insge-
samt zwölf Schulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Die Befragun-
gen erfolgen per Fragebogen anonym und freiwillig. Die Auswahl der zwölf
Schulen berücksichtigt folgende Kriterien:

a) sechs Schulen, die sich bereits aktiv am Projekt beteiligten – bei diesen
Schulen ist auch eine längerfristige Projektteilnahme wahrscheinlich

b) sechs Schulen, die sich bisher noch nicht am Projekt beteiligten (noch
keine Anforderung des Themenübersichtsordners).

Bei sechs Schulen beschränkt sich die Befragung auf den Grundstufenbereich
(Klasse 1 bis 4); bei den anderen sechs Schulen auf die Mittel- und Oberstufe
(Klassen 5 bis 10). Folgende Schularten sind vertreten:

- Haupt- und Realschulen mit Grundschulteil sowie 

- reine Haupt- und Realschulen und

- Grundschulen.

Eine proportionale Stadt-Land-Verteilung ist gewährleistet. Für die Grund-
stufe als auch für die Mittel- und Oberstufe wurden altersspezifische Frage-
bögen erstellt. 

Der eingesetzte Untersuchungsplan wird in der Fachliteratur als Pretest-
Posttest-Kontrollgruppen-follow-up-Design bezeichnet. Nach erfolgtem Pre-
test im Jahre 2002 und einem Posttest im Jahre 2003 sind bis 2005 weitere
zwei follow-up-Messungen vorgesehen. 

Folgende Themenbereiche sind Inhalt des Fragebogens:

- Personaldaten,
- Meinung über Mecklenburg-Vorpommern,
- Ernährung,
- Drogen- und Medikamentenkonsum,
- Freizeitgestaltung,
- Gesundheit,
- Verhalten im Straßenverkehr,
- Sicherheitsgefühl,
- Gewalt an der Schule,
- Kriminalität.
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Projektablauf

Im Rahmen des Projektes soll erreicht werden, dass sich die Schulen in ei-
nem landesweiten Wettbewerb engagieren. Dazu erhalten Sie auf Anforde-
rung einen Themenübersichtsordner. Die Schüler der teilnehmenden Schulen
setzen sich im Rahmen des Projektes ihrem Alter entsprechend mit den The-
men Fitness und Sicherheit auseinander. Aus diesem Grunde sind die Aufga-
benstellungen und -ziele nach den drei Altersstufen Grund-, Mittel- und O-
berstufe gestaffelt.

Die am Wettbewerb interessierten Schulen erfahren zu allen Projekten durch
die Partner passive (materielle) und in Ausnahmen aktive (personelle) Unter-
stützung. Nach der Auseinandersetzung mit den Wettbewerbsthemen sind die
Schulen gehalten, den Partnern die Ergebnisse zuzusenden. Die eingesandten
Unterlagen werden durch die Jury nach einem festgeschriebenen Punktesys-
tem bewertet. Unter bestimmten Voraussetzungen können die Schulen mo-
natlich Sonderprämierungen erhalten.

Der Einsendeschluss für die Projekte des laufenden Schuljahres liegt jeweils
im Juni. Noch vor Beginn der Sommerferien erfolgt jährlich die Verleihung
der Hauptpreise. Dabei handelt es sich um die Finanzierung und Ausstattung
hochwertiger Schulpartys.

Die insgesamt 18 Projektthemen werden jährlich gewechselt.

Forschungsergebnisse

Die vorliegenden Ergebnisse des Pretests geben einen Überblick über die
Ausgangslage vor Beginn der Projektwettbewerbe und beschreiben das La-
gebild zur Gewalt und zum Sicherheitsgefühl an den Schulen in Mecklen-
burg-Vorpommern im Jahre 2002. Sie umfassen Befunde zur Opfererfahrung,
zur Täterschaft, zur Bandenbildung in der Schule, zu mitgeführten Waffen,
zum Sicherheitsgefühl, zum Gewaltaufkommen in der Schule, zur Delin-
quenzerfahrung und zur Drogenproblematik.

Bei Auswertung des Pretests wurde deutlich, dass sich die einbezogenen
Schulen zu Beginn der Präventionsmaßnahmen nicht signifikant voneinander
unterschieden haben. Im Vergleich zu einer ähnlichen Studie in Mecklen-
burg-Vorpommern aus dem Jahre 1997 zeigt der Pretest zu vergleichenden
Befunden eine günstige Entwicklung auf. In der Summe ist das Gewaltauf-
kommen an den Schulen rückläufig und das Sicherheitsgefühl ausgeprägt.
Allerdings gibt es deutliche Hinweise darauf, dass eine kleinere Gruppe von
männlichen Intensivtätern die Abläufe an den Schulen erheblich stört und
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vermutlich seitens der Lehrer und Polizeibeamten das Bild einer zunehmen-
den Brutalisierung fördert.

Kosten/Finanzierung

Die Finanzierung erfolgte bisher durch eine Förderung des Landesjugend-
amtes, die an einen 20-prozentigen Eigenanteil der Projektpartner gekoppelt
ist.

Umsetzung

Der Pretest aus dem Jahre 2002 ist bereits abgeschlossen und ausgewertet.
Gegenwärtig läuft die Auswertung des Posttestes aus dem Jahre 2003 und die
Vorbereitung der ersten follow-up-Messung.

Kontakte

Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern, Dezernat 64 – Prävention,
Retgendorfer Str. 02, 19067 Rampe, E-Mail: lkamv.praevention@t.online.de

mailto:lkamv.praevention@t.online.de
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Gewalt an/in Schulen (Hessen)

Untersuchungsgegenstand

- Erstellung eines Lagebildes Gewalt an/in Pestalozzi- und Limesschule in
der Hessentagsstadt 2002 Idstein.

- Ergebnisvergleich mit anderen einschlägigen Schülerbefragungen, insbe-
sondere der Schülerbefragung in Bochum im Jahre 1993.

- Optimierungsvorschläge/ggf. Handlungsanleitungen an die betroffenen
Schulen, Eltern, Schüler und sonstige Institutionen aufgrund festgestell-
ter Ergebnisse.

Forschungsmethoden

schriftliche Befragung von 1.454 Schülerinnen und Schülern (Haupt-, Real-
schule und Gymnasium)

Projektablauf

Projektplanung im März 2002, Durchführung der Befragung am 12. 6. 2002
(zeitgleich an beiden Schulen), Auswertung bis Juli 2003, Schlussbericht im
August 2003.

Forschungsergebnisse

Umfangreiche Ergebnisse aus Sicht der Schülerinnen und Schüler z. B.

- zur eigenen Einschätzung von Schule, Lehrern oder Klasse,

- zur Beurteilung des Schulweges und des eigenen Elternhauses,

- zur Bewertung allgemeiner und spezieller Gewaltsituationen,

- zur Darstellung selbst erlebter Gewalt,

- zu Ausführungen von Gewaltgründen,

- zur Beurteilung von Alkohol- und Drogenkonsum sowie zur Fremden-
feindlichkeit.

Die Projektergebnisse weisen einen hohen Übereinstimmungsgrad mit der
Bochumer Schülerbefragung von 1993 auf.
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Optimierungsvorschläge/Handlungsanleitungen für Schulen, Lehrer und El-
tern werden angeboten.

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Umsetzung

- Internetveröffentlichung unter www.polizei.hessen.de (Verwaltungsfach-
hochschule)

- Veröffentlichung im Intranet der hessischen Polizei

- Versendung des Abschlussberichtes an betroffene Polizeidienststellen,
Einrichtungen und Schulen

- Präsentation der Ergebnisse bei den betroffenen Schulen

Kontakte

Verwaltungsfachhochschule Wiesbaden, Fachbereich Polizei, Schönbergstra-
ße 100, 65199 Wiesbaden, Internet: http://www.vfh-hessen.de

http://www.vfh-hessen.de/
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Jugendkriminalität in der modernen Stadt. Jugenddelin-
quenz und -devianz im Wandel von urbanen Sozialmilieus,
Lebens-, Freizeit- und Konsumstilen, ethnisch-kulturellen
Orientierungen und sozialer Kontrolle

Untersuchungsgegenstand

In den letzten Jahren hat sich aufgrund von Daten der polizeilichen Kriminal-
statistik in der massenmedialen und politischen Öffentlichkeit die Auffassung
durchgesetzt, dass die Kinder- und Jugendkriminalität in bedrohlicher Weise
zugenommen habe. Möglicherweise ist aber auch die Anzeigebereitschaft in
der Bevölkerung infolge einer erhöhten Kriminalitätsfurcht, der Zunahme
interethnischer Konflikte oder einer verstärkten öffentlichen Thematisierung
der Gewalt unter Jugendlichen gestiegen. Dunkelfeldbefragungen unter
Schülern legen indessen nahe, dass die Jugendkriminalität weit weniger zu-
genommen hat, als es die Polizeistatistik vermuten lässt. Gleichwohl enthal-
ten diese Studien deutliche Hinweise auf neuere, eher qualitative Phänomene
einer gewaltsamen Intensivierung sowie Konflikt- und Verständigungsunfä-
higkeit. Es wird vermutet, dass diese mit der Herausbildung neuer Konsum-
und Freizeitstile, Wert- und Leistungsorientierungen sowie auch mit der Ver-
änderung familiärer Kontrollstrukturen korrespondieren.

Ziel des Forschungsprojektes ist es, Formen sozialer Abweichung und Delin-
quenz als Teil eines sozialen Kontextes zu untersuchen, der insbesondere die
in der Jugendphase schnell veränderliche Lebens-, Freizeit- und Konsumstile
sowie kulturelle und normative Orientierungen berücksichtigt. Damit können
die strukturellen Bedingungen devianter wie konformer Verhaltensweisen er-
heblich differenzierter als bisher mit den aktuellen Entwicklungen in be-
stimmten Jugendmilieus in Verbindung gebracht werden. Diese Prozesse
sollen mit fünf jährlich wiederholten Befragungen (Panel) von Schülerinnen
und Schülern aller Schularten ab der 7. Klasse in Duisburg und Münster un-
tersucht werden.

Forschungsmethoden

Die Analyse von Kontinuität und Wandel, Stabilität und Veränderung des
abweichenden Verhaltens Jugendlicher auf der Individualebene und deren
Kriminalitätsrate auf der Systemebene erfordern ein kohortenspezifisches
Längsschnittdesign mit der Erhebung von Befragungsdaten (Paneldaten). Die
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Schülerbefragung wird als repräsentative Studie mit einem standardisierten,
schriftlichen Fragebogen durchgeführt. Als Befragungsorte wurden die Städte
Münster und Duisburg ausgewählt, um stärker integrierte und partiell desin-
tegrative urbane Räume miteinander vergleichen zu können. Das Erhe-
bungsinstrument umfasst u. a. Fragen zur Opferwerdung, selbstberichteten
Delinquenz, Erziehungsfragen, Konfliktverhalten, Kriminalitätseinstellungen
sowie zu kulturellen und normativen Orientierungen und Lebens-, Freizeit-
und Konsumstilen und wurde für eine schriftliche anonyme Befragung kon-
zipiert. So weit wie möglich wurden Fragen verwendet, die bereits in anderen
Jugendstudien eingesetzt wurden.

Geplant ist zudem ein Vergleich der Ergebnisse dieser Dunkelfelderhebung
mit Erkenntnissen aus dem Hellfeld (Bundeszentralregister, Erziehungsre-
gister/Kriminalpolizeiliche Sammlung).

Projektablauf

Münster:

2000:
Vollerhebung der 7. Klassen und je eine Stichprobe aus den 9. und 11. Jahr-
gangsstufen aller Schultypen

2001: 
Vollerhebung der 8. Klassen aller Schultypen

2002: 
Vollerhebung der 9. Klassen aller Schultypen

2003: 
Vollerhebung der 10. Klassen aller Schultypen

2004: 
Abgleich der Ergebnisse der Dunkelfeldforschung mit Hellfelderkenntnissen
(BZR, Erziehungsregister/KpS)

Duisburg:

2002: 
Vollerhebung der 7. und 9. Klassen aller Schultypen

2003: 
Vollerhebung der 8. und 10. Klassen aller Schultypen

2004: 
Vollerhebung der 9. Klassen aller Schultypen
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2005: 
Vollerhebung der 10. Klassen aller Schultypen; Abgleich der Ergebnisse der
Dunkelfeldforschung mit Hellfelderkenntnissen (BZR, Erziehungsregis-
ter/KpS)

Forschungsergebnisse

Fundierte Erkenntnisse werden umfassend nach Ende der Längsschnittunter-
suchungen erwartet. Zwischenergebnisse wurden/werden sukzessive publi-
ziert und mit den Beteiligten besprochen (Eltern, Schüler/-innen, Lehrer/-
innen, Polizei, Kriminalpräventiver Rat usw.).

Auf der Homepage der WWU Münster sind weitere Hinweise enthalten.

Besonderheiten

Bestandteil des Projektes sind die Untersuchungen des

- PP Münster „Kriminologische Befragung an Münsteraner Schulen“;

- PP Duisburg „Kriminologische und jugendsoziologische Erhebung an
Duisburger Schulen“.

Kosten/Finanzierung

Anstoßfinanzierung durch Haushaltsmittel des Innenministeriums NRW (Er-
hebung Duisburg), Mitteln der WWU Münster, der Stadt Münster, des Kri-
minalpräventiven Rates der Stadt Münster und des Polizeipräsidiums Müns-
ter (Erhebung Münster).

2002 bis 2004 Förderung durch die DFG. Eine Fortsetzung der Förderung ist
beantragt.

Umsetzung

Zwischenergebnisse und Projektdesign wurden/werden veröffentlicht
durch/in: Homepages der Institute, Flyer und Broschüren für die Beteiligten,
Publikationen (zu beziehen über das Kriminologische Institut):

- Boers, K. (2000): Jugendliche Gewaltkriminalität. In: Neue Kriminalpo-
litik, Heft 3, S. 7-10.
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- Raithel, J. (2002): Jugendkriminalität und elterliches Erziehungsverhal-
ten. In: Neue Kriminalpolitik, Heft 2, S. 62-65.

- Boers, K. / Reinecke, J. / Motzke, K. / Wittenberg, J. (2002): Werteori-
entierungen, Freizeitstile und Jugenddelinquenz. In: Neue Kriminalpoli-
tik, 14. Jg., Heft 4, S. 141-146.

- Wittenberg, J. / Reinecke, J. (2003): Diebstahlkriminalität von Jugendli-
chen. In: Raithel, J. / Mansel, J. (Hrsg.): Kriminalität und Gewalt im Ju-
gendalter. Hell- und Dunkelfeldbefunde im Vergleich. Weinheim und
München: Juventa Verlag, S. 207-225.

- Boers, K. / Pöge, A. (2003): Wertorientierungen und Jugenddelinquenz.
In: Lamnek, S. / Boatca, M.: Geschlecht – Gewalt – Gesellschaft. Opla-
den: Leske + Budrich, S. 246-268.

- Solberg, A. (2004): Ethnicity and self-reported delinquency. How to de-
fine ethnicity? In: Queloz, N. / Brossard, R. / Bütikofer Repond, F. /
Meyer-Bisch, B. / Pittet, D. (eds.): Migrations and ethnic minorities: im-
pacts on youth crime an challenges for the juvenile justice and other in-
tervention systems. Bern: Staempfli Editions. (im Druck)

Kontakte

Westfälische Wilhelms-Universität Münster, Rechtswissenschaftliche Fa-
kultät, Institut für Kriminalwissenschaften, Abteilung IV – Kriminologie,
Bispinghof 24/25, 48143 Münster, E-Mail: Kriminologie@uni-muenster.de, 
Internet: http://www.uni-muenster.de/Jura.krim/Abt_IV/

mailto:Kriminologie@uni-muenster.de
http://www.uni-muenster.de/Jura.krim/Abt_IV/
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Junge Mehrfachtatverdächtige in NRW

Untersuchungsgegenstand

- Umfang, Struktur und Entwicklung junger MTV der letzten zehn Jahre
in NRW

- Vergleich der Täter-Opfer-Konstellationen zu nicht mehrfach auffälligen
TV

- Analyse typischer Verlaufsmuster offizieller Registrierungen über Le-
bensspannen durch Kohortenbetrachtung

Forschungsmethoden

- Sonderauswertung PKS
- multivariate Verfahren

Projektablauf

Beginn: Januar 2004; 
geplant bis Ende 2004 oder länger

Sachstand: 
- Aufarbeiten des Forschungsstandes
- Datenaufbereitung

Forschungsergebnisse

liegen noch nicht vor

Kontakte

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, A 3/SG 32, Kriminalistisch-
kriminologische Forschungsstelle, Völklinger Straße 49, 40221 Düsseldorf
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Praxis und Wirkung des staatlichen Reaktionsverhaltens im
Bereich der Kinder- und Jugendkriminalität

Untersuchungsgegenstand

Bestandsaufnahme des staatlichen Umgangs mit abweichendem Verhalten
(insbesondere in Form von Straftaten) von Jugendlichen; subjektive Wahr-
nehmung der betroffenen Jugendlichen bzgl. formeller und informeller Re-
aktionen des Staates und der Familie/Freundeskreis auf delinquentes Verhal-
ten

Forschungsmethoden

- Modul: Expertenbefragung in Form von standardisierten Interviews; lan-
desweit aus jeder Polizeidirektion ca. acht Experten aus den Bereichen
Polizei, Jugendgerichtshilfe, Jugendhilfe, Staatsanwaltschaft und Gericht
(insgesamt ca. 300 Interviews).

- Modul: Quantitativ-qualitative Täterbefragung mit halb-standardisiertem
Fragebogen; Exploration nach der Methode der idealtypisch-
vergleichenden Einzelfall-Analyse. 

- Befragung von insgesamt 90 Probanden in drei Teilgruppen: 30 Haftpro-
banden, 30 Probanden aus dem Jugendarrest, 30 Probanden, die mit am-
bulanten Reaktionen belegt wurden.

- Die Erhebungen der Haftprobanden wurden im Dezember 2001 abge-
schlossen, die der Arrestanten im Juli 2002. Im Mai 2003 wurden die Er-
hebungen der ambulant Sanktionierten beendet.

Projektablauf

Durchführung der Interviews für das 
1. Modul: Ende März 1999/Anfang April 1999
2. Modul: September 2001 bis Mai 2003

Besonderheiten

Durchführung der Interviews bzgl. des 1. Moduls durch Studierende der
Hochschule für Polizei; Durchführung der Interviews bzgl. des 2. Moduls
(Täterbefragung) durch Studierende der Eberhard Karls-Universität Tübingen
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(Fachrichtungen: Rechtswissenschaft, Pädagogik, Soziologie, Psychologie,
Volkswirtschaft)

Gemeinschaftsprojekt mit Prof. Dr. Hans-Jürgen Kerner, Institut für Krimi-
nologie der Universität Tübingen und mit Prof. Dr. Werner Maschke, Hoch-
schule für Polizei in Villingen-Schwenningen, im Auftrag des Innenministe-
riums des Landes Baden-Württemberg.

Die Durchführung eines Teils des 2. Moduls wurde vom Sozialministerium
Baden-Württemberg finanziert.

Die Expertenbefragung ist Teil eines umfassenden Forschungsprojekts; sie
soll ergänzt werden durch Aktenanalysen, Täterbefragungen und Statistik-
analysen.

Kosten/Finanzierung

s. Besonderheiten

Umsetzung

Ableitung von Verbesserungsvorschlägen für die Praxis der Strafverfolgung
und der Jugendhilfe

Kontakte

Universität Tübingen, Institut für Kriminologie der Eberhard Karls-
Universität, Sand 6/7, 72076 Tübingen, E-Mail: ifk@uni-tuebingen.de, 
Internet: http://www.ifk.jura.uni-tuebingen.de

mailto:ifk@uni-tuebingen.de
http://www.ifk.jura.uni-tuebingen.de/
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Sanktion und Legalbewährung im Jugendstrafverfahren in
Baden-Württemberg – Eine Analyse der Legalbewährung
von jugendlichen Straftätern nach einer formellen bzw. in-
formellen Erledigung des Verfahrens anhand der Freibur-
ger Kohortenstudie

Untersuchungsgegenstand

Mit dem Projekt soll die praktische Anwendung sowie die Verteilung und
Entwicklung der jugendstrafrechtlichen Sanktionen durch die Gerichte in Ba-
den-Württemberg seit Ende der 80er Jahre vor dem Hintergrund der normati-
ven Erwartungen der Gesetzesänderung, sowie die Wirkung der staatlichen
Reaktion auf das weitere Verhalten der auffälligen Jugendlichen in ihrem Le-
benslauf empirisch untersucht und der Rückfallsverlauf nach einer formellen
bzw. informellen Reaktion detailliert analysiert werden.

Forschungsmethoden

vergleichende Analyse ( u. a. mittels inferenzstatistischer Methoden)

Projektablauf

2001 bis 2003

Arbeitsbericht 2002: 
Die theoretischen Grundlagen und die bisher in diesem Zusammenhang
durchgeführten Forschungsprojekte wurden aufgearbeitet, sowie die Daten
für die Berechnungen vorbereitet und erste Analysen zu Fragen der Vertei-
lung und Entwicklung strafrechtlicher Sanktionierung durchgeführt und mit-
tels deskriptiver Statistik dargestellt.

Arbeitsplan 2003:
Im ersten Quartal 2003 soll die Analyse mittels inferenzstatistischer Metho-
den abgeschlossen und anschließend die Ergebnisse unter Einbeziehung des
empirischen Forschungsstandes und des normativ-theoretischen Kontextes
interpretiert sowie die Ergebnisse aufbereitet dargestellt werden. 

Es ist geplant, das Vorhaben bis Ende 2003 abzuschließen.
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Forschungsergebnisse

keine Angaben

Besonderheiten

Zugrunde gelegt werden die Daten der Kohortenstudie zur Entwicklung poli-
zeilich registrierter Kriminalität und strafrechtlicher Sanktionierung des Max-
Planck-Institutes für ausländisches und internationales Strafrecht in Freiburg.

Kosten/Finanzierung

Promotionsvorhaben

Umsetzung

vertiefende Literaturhinweise:

- Wolfgang Heinz (1992): Diversion im Jugendstrafverfahren der Bundes-
republik Deutschland. Bonn, S. 15 mit weiteren Nachweisen. 

- GRUNDIES, V., HÖFER, S. & TETAL, C. (2002): Basisdaten der Frei-
burger Kohortenstudie: Prävalenz und Inzidenz polizeilicher Registrie-
rung. Arbeitsberichte aus dem Max-Planck-Institut 2002/1, edition iusc-
rim, Freiburg i. Br., 202 S.

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: c.bareinske@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:c.bareinske@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Theorie der korruptiven Beziehung? Metaanalyse vorlie-
gender Erkenntnisse über korruptive Handlungen

Untersuchungsgegenstand

In einer Metaanalyse soll herausgefunden werden, welches gesicherte Wissen
sich aus den zahlreichen Untersuchungen zur Korruption ergibt.

Forschungsmethoden

Metaanalyse

Projektablauf

Vorarbeiten: seit 2002
Beginn: 2003
Ende: 30. 6. 2005

Forschungsergebnisse

liegen noch nicht vor

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt

Umsetzung

noch unbestimmt

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich II, Friedensstraße 120,
02929 Rothenburg/OL
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Bewertung der Rahmenkonzeption zur Intensivierung der
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität unter besonde-
rer Berücksichtigung der Auswertung/Analyse

Untersuchungsgegenstand

Die Rahmenbedingungen, unter denen die Bekämpfung der Organisierten
Kriminalität stattfindet, und die Anforderungen an eine moderne und effekti-
ve OK-Bekämpfung, haben sich in den vergangenen Jahren stark verändert
und erfordern die Neuausrichtung polizeilicher Strategien und Taktiken. Das
betrifft insbesondere die Notwendigkeit einer umfassenderen und verbesser-
ten Informationsbeschaffung und –auswertung sowie einer intensiveren Zu-
sammenarbeit mit anderen Behörden und Einrichtungen. Im Rahmen eines
Pilotprojektes sind in Niedersachsen zu diesem Zweck Auswerte- und Analy-
seeinheiten bei den OK-Dienststellen eingerichtet worden.

Im Anschluss an die Pilotierung wird das Projekt sowie seine Auswirkungen
bewertet.

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse von OK-Verfahrensakten
- Experteninterviews
- Fragebögen

Projektablauf

1. 7. 2001 bis Ende 2004

Forschungsergebnisse

noch keine

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Kontakte
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Landeskriminalamt Niedersachsen, PG Evaluation OK-Rahmenkonzeption
(PG EvalOK), Schützenstraße 25, 30161 Hannover
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Logistik der Organisierten Kriminalität im Zusammenhang
mit illegalen Gewinnen

Untersuchungsgegenstand

Mit dem Forschungsprojekt sollen die Finanzlogistikstrukturen und -
elemente der international agierenden OK nachvollzogen, aufgedeckt und a-
nalysiert werden, um auf dieser Basis Empfehlungen für eine Effektivierung
der OK-Bekämpfung zu erarbeiten. Erforderlich dazu ist eine eingehende
Untersuchung der auf die Gewinnmehrung und -sicherung ausgerichteten
Ziele und Motive der Täter sowie der Zielbereiche in der gewerblichen Wirt-
schaft, in denen die OK vorzugsweise ihre Gewinne platziert.

Im Ergebnis soll ein Überblick verschafft werden, was in dieser Hinsicht von
den Tätern bereits praktiziert wird, bzw. zukünftig praktiziert werden könnte.
Die oben angeführte, ursprüngliche Zielrichtung des Projektes ist in Abspra-
che mit OA 46 etwas modifiziert worden. Es soll nun eine stärkere Ausrich-
tung auf das Verdachtschöpfungsinstrumentarium bei der Geldwäsche gelegt
werden. Gleichzeitig soll geprüft werden, inwieweit Banken zu einer stärke-
ren (freiwilligen) Mitarbeit bei der Geldwäschebekämpfung (Stichwort:
Kundenprofil) gewonnen werden können.

Bedarfsträger sind das BKA und OK-Stellen der Länder.

Projektablauf

- Termin für den Abschlussbericht wurde bis März 2001 verlängert.

- Im April 2001 ist der Schlussbericht eingegangen und wurde aus Sicht
des BKA bewertet.

- Aktualisierung März 2004: 

- Derzeit erfolgt die Überarbeitung des Berichtes durch den Auftragneh-
mer.

- Mit der Veröffentlichung des Abschlussberichtes kann im Laufe des Jah-
res 2004 gerechnet werden.
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Umsetzung

- Umsetzung durch Veröffentlichung in der BKA-Publikationsreihe „Poli-
zei + Forschung“ sowie Vorträge an der Fachhochschule und bei Poli-
zeidienststellen

- Vortrag zum Projekt anlässlich der Tagung „Forum KI 1“ am 28./29. Ju-
ni 2000 und

- Veröffentlichung des Vortrages in der BKA-Publikationsreihe „Infor-
mationen aus der kriminalistisch-kriminologischen Forschung“, Band
„Forum KI 1 – 2000“.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 14,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI14@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

mailto:KI14@bka.bund.de
http://www.bka.de/
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Organised Crime in Europe: Manifestations and Policies in
the European Union and beyond

Untersuchungsgegenstand

Vergleich der historischen und gegenwärtigen Erscheinungsformen der Or-
ganisierten Kriminalität und der entsprechenden Bekämpfungspolitik in 13
europäischen Ländern

Forschungsmethoden

- statistische Analysen

- Dokumentationsanalysen

- Aktenanalyse

- Expertenbefragung

Projektablauf

Februar bis November 2002:
Feldforschung und Erstellung der Entwürfe der Länderberichte

Ende Februar 2003:
Konferenz in Freiburg, um Länderberichtsentwürfe zu diskutieren und ge-
meinsame Tendenzen und nationale Besonderheiten herauszukristallisieren

März 2003:
Versendung der Bemerkungen und Verbesserungsvorschläge der zwei Pro-
jektkoordinatoren an die Teilnehmer

Juni 2003:
Abgabe der Endfassung der Länderberichte

Juli bis August 2003:
Erstellung der vergleichenden Teile durch die beiden Projektkoordinatoren

Besonderheiten

Mitarbeit von etwa 25 ausgewiesenen Experten, welche die Länderberichte
verfassen werden
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Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: l.paoli@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:l.paoli@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Organisierte Kriminalität im internationalen Kontext

Untersuchungsgegenstand

Die Sekundäranalyse verschiedener Quellen in Hinblick auf die Frage, was
auf nationaler Ebene in Deutschland, England und den Niederlanden unter
organisierter Kriminalität verstanden wird und welche Maßnahmen damit in
Zusammenhang gebracht werden, wird zeigen, ob auf internationaler Ebene
ein derartiges spezifisches Phänomen festzustellen ist. Daraus soll sich erge-
ben, ob und in welcher Form ein zwischenstaatlich koordiniertes Vorgehen
gerechtfertigt ist.

Forschungsmethoden

- Literatur
- Sekundäranalyse
- Expertenbefragung

Projektablauf

2001 bis 2003

Im Jahr 2002 wurde die Literaturrecherche beendet und die Gliederung der
Arbeit, dabei insbesondere die Fragestellung in Hinblick auf die Länderbe-
richte ausgearbeitet. Ferner wurde mit dem Landesbericht England die dorti-
ge, die organisierte Kriminalität betreffende Situation abschließend behan-
delt.

Im Jahr 2003 sollen die die Niederlande und Deutschland betreffenden Län-
derberichte erstellt und mit dem auf England bezogenen Bericht in einem Er-
gebnisteil zusammengestellt werden, der die Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede der jeweiligen nationalen Diskurse zu organisierter Kriminalität
aufzeigen soll. Zur Überprüfung dieses Ergebnisteils sollen die Experten/-
innen-Interviews durchgeführt werden. Diese sollen außerdem zu den
Schlussfolgerungen dazu überleiten, ob und inwieweit auf internationaler E-
bene Maßnahmen ergriffen werden sollten.

Forschungsergebnisse

keine Angaben
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Besonderheiten

keine Angaben

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt der Max-Planck-Gesellschaft

Umsetzung

Ausgewählte Literatur:

- ALBRECHT, H.-J. (1998): Organisierte Kriminalität – Theoretische Er-
klärungen und empirische Befunde. In: Organisierte Kriminalität und
Verfassungsstaat. Hrsg. H.-J. Albrecht. Heidelberg, 1-40.

- BESOZZI, C. (1997): Organisierte Kriminalität und empirische For-
schung. Chur/Zürich, 117 S.

- DEN BOER, M. (2001): The Fight against Organised crime in Europe: A
Comparative Perspective. European Volume on Criminal Policy and Re-
search 9, No. 3, 259-272.

- GROPP, W. & HUBER, B. (Hrsg.) (2001): Rechtliche Initiativen gegen
organisierte Kriminalität. edition iuscrim, Freiburg i. Br., 991 S.

- KERNER, H.-J. (1995): Organisierte Kriminalität: Realitäten und Kon-
struktionen. Neue Kriminalpolitik, 40-46.

- KINZIG, J. & LUCZAK, A. (im Erscheinen): Organized Crime in the
European Union and in particular in Germany. In: Instituto Nacional des
Ciencias Penales (INACIPE), Combate al la delincuencia organizada (er-
scheint in spanischer Sprache).

- LEVI, M. (2002): The Organization of Serious Crimes. In: The Oxford
Handbook of Criminology. Third Edition. Eds. M. Maguire, R. Morgan
& R. Reiner. Oxford, 878-913.

- LUCZAK, A. (2002): Mafiakraken. Die Konstruktion „organisierte Kri-
minalität“. Forum Recht 2, 44-46.

- MACK, J. (1975): The Crime Industry. Westmead, Farnboruogh, Hants.,
England, 209 S.
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- MILITELLO, V., ARNOLD, J. & PAOLI, L. (Hrsg.) (2000): Organi-
sierte Kriminalität als transnationales Phänomen. edition iuscrim, Frei-
burg i. Br., 445 S.

- PÜTTER, N. (1998): Der OK-Komplex. Münster, 450 S.

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: a.luczak@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:a.luczak@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Rechtsberatungs- und Wirtschaftsprüfungsberufe aus der
Perspektive von Geldwäsche und Geldwäschekontrolle

Untersuchungsgegenstand

Bei dem vorliegenden Projekt handelt es sich um eine Auftragsforschung, die
auf eine Ausschreibung des BMJ aus dem Jahr 1998 zurückgeht. Hintergrund
war die Erforschung der bislang ungeklärten Frage nach dem quantitativen
Umfang des Phänomens Geldwäsche im Bereich der Rechtsberatungs- und
Wirtschaftsprüfungsberufe und der Gefährdung dieser Berufsgruppen durch
Geldwäsche im Zusammenhang mit den damals noch umstrittenen Plänen der
EU, die Geldwäschekontrolle auszuweiten und die genannten Berufsgruppen
in den Kreis der meldepflichtigen Personen einzubeziehen.

Forschungsmethoden

- Durchführung einer schriftlichen Befragung 
- Analyse von Verfahrensakten

Projektablauf

1999 bis 2003

Arbeitsbericht bis 2003:

Zusätzlich zu den insgesamt 4.065 Befragten aus dem Jahr 2000 wurden im
Jahr 2003 auf der Grundlage einer zweiten Zufallsstichprobe weitere 4.060
Berufsgruppenvertreter postalisch befragt. Nach einem Rücklauf von 18,9
Prozent (N = 767) in der 2000er Untersuchung, konnte in der 2003er Erhe-
bung sogar eine erhöhte Rücklaufquote von 20,2 Prozent (N = 821) erreicht
werden.

Hinsichtlich der Aktenanalyse konnten zusätzlich zu den Akten aus 59 Ver-
fahren, die bis Anfang April 2002 erreicht und ausgewertet wurden, bis Au-
gust 2003 weitere 36 Akten erfolgreich nachgeordert werden. Auf diese Wei-
se konnten die Akten aus insgesamt 95 personenbezogenen Ermittlungs-
verfahren in die Analyse einbezogen werden.
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Forschungsergebnisse

Aus den Ergebnissen der Befragungen lässt sich insgesamt auf ein recht gut
ausgeprägtes, zumindest abstraktes Problembewusstsein für mögliche Ge-
fährdungen des eigenen Berufsstandes durch Geldwäsche schließen. So sind
in der Informantenperspektive innerhalb beider Untersuchungen einem Vier-
tel der Antwortenden Fälle eines Geldwäscheverdachts gegen Angehörige der
relevanten Berufsgruppen bekannt. Ebenso wie in der Erhebung des Jahres
2000 geben auch in 2003 die meisten Befragten, die von derartigen Ver-
dachtsfällen wussten, an, von durchschnittlich drei solchen Fällen Kenntnis
erlangt zu haben. Hinsichtlich der Frage nach der Verbreitung derartiger
Fälle schätzen in beiden Erhebungen mehr als drei Viertel der Antwortenden
diese allerdings als „eher selten“ oder „sehr selten“ ein.

In der Selbstberichtungsperspektive ist zwischen beiden Befragungen eine
Zunahme von Fällen zu verzeichnen, in denen Berufgruppenvertreter den
Eindruck gewannen, dass Geldwäsche in der eigenen Berufsausübung eine
Rolle gespielt haben könnte. Hinsichtlich der Häufigkeit solcher Fälle geben
Rechtsanwälte, Notare und Steuerberater durchschnittlich zwei Fälle, Wirt-
schaftsprüfer im Jahr 2000 einen und im Jahr 2003 ebenfalls zwei Fälle an.
Sinkende Prozentwerte hingegen erfährt im Jahr 2003 die Bejahung der Fra-
ge, ob aufgrund des Eindrucks einer beabsichtigten Geldwäsche schon einmal
die Annahme eines Mandats verweigert wurde.

Ein gesteigertes Geldwäscherisiko wird unter der Viktimisierungsperspektive
von Rechtsanwälten und Notaren vor allem bei (Bar-)Zahlungen von Honora-
ren in Straf- und Steuerrechts-, Gesellschafts- und Unternehmens- sowie
Wirtschaftsrechtsangelegenheiten hervorgehoben. Darüber hinaus wird ins-
besondere die treuhänderische Verwaltung von Fremdgeldern über Ander-
konten als überaus anfällig für den Missbrauch durch Geldwäsche beschrie-
ben. Wirtschaftsprüfer heben ein Geldwäscherisiko insbesondere bei
Treuhandtätigkeiten, Immobilientransaktionen und Unternehmens-
beteiligungen hervor. Steuerberater verweisen zumeist auf Branchen mit ho-
hem Barmittelumlauf (z. B. Gaststätten) sowie auf Treuhandaufträge und die
Verwaltung fremden Geldes.

Einleitend in die Geldwäscheperspektive wurde danach gefragt, welches un-
terstellte Wissen für Zwecke der Geldwäsche missbraucht werden könnte. Im
Ergebnis sind es vor allem die Kenntnisse von Recht und Gesetz, die aus der
Sicht der Antwortenden die relevanten Berufsgruppen für potentielle Geld-
wäscher attraktiv erscheinen lassen. Signifikant dominieren darunter die
Rechtsanwälte und Notare. Wirtschaftsprüfer hingegen überwiegen in der
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Frage nach Kenntnissen der wirtschaftlichen Zusammenhänge und wirt-
schaftsrechtlichen Verhältnisse. 

Gefragt nach weiteren Qualitäten die für Geldwäscheaktivitäten interessant
sein könnten, hebt eine deutliche Mehrheit der Antwortenden die Seriosität
des eigenen Berufsstandes hervor. Von untergeordneter Bedeutung erschei-
nen dagegen das Renommee und der individuelle Ruf des jeweiligen Berufs-
gruppenvertreters. Darüber hinaus findet sich in allen drei Berufsgruppen das
Mandatsgeheimnis als das herausragende Argument in der Begründung mög-
lichen Missbrauchs durch Geldwäscheaktivitäten. 

Hinsichtlich spezieller Geldwäschetechniken, zu deren Durchführung die Be-
rufsgruppen besonders attraktiv erscheinen könnten, werden sowohl im Jahr
2000 als auch in 2003 aus allen Berufsgruppen vornehmlich die Einrichtung
von Treuhandkonten und die Weiterleitung von Fremdgeldern thematisiert.
Als typisierter „Kundenkreis“ erscheint allen Berufsgruppen die Klientel aus
dem Bereich der Organisierten Kriminalität als besonders risikobehaftet.

Als relevante Informationen für die Strafverfolgungsbehörden, die im Rah-
men der beruflichen Tätigkeit anfallen, werden unter der Kontrollperspektive
aus den Berufsgruppen die Herkunft der zu „waschenden“ Gelder und das
Wissen um personelle und geschäftliche Verflechtungen genannt. Rechtsan-
wälte führen überdies alle mandatsinternen Kenntnisse und persönliche und
wirtschaftliche Verhältnisse der Mandanten an. Zugleich aber wird dezidiert
auf die Verschwiegenheitspflicht verwiesen, die keinerlei Hinweise an die
Strafverfolgungsbehörden zulasse. Wirtschaftsprüfer nennen das gesamte
Prüfwissen und Kenntnisse von Einkaufs- und Verkaufspreisen, sprechen
sich aber ebenfalls für die Schweigepflicht aus. Dies trifft in gleicher Weise
für Steuerberater zu, die daneben die Kenntnis von Buchführungsunterlagen
nennen.

Bezogen auf die Implementationsperspektive war die EU-Richtlinie zum
Zeitpunkt der 2000er Befragung in den Berufszweigen gleichermaßen zu ei-
nem Viertel bekannt, wobei Rechtsanwälte früher von der Novellierung
Kenntnis genommen hatten als Wirtschaftsprüfer und Steuerberater. Das no-
vellierte Geldwäschegesetz hingegen ist im Jahr 2003 drei Vierteln der Ant-
wortenden bekannt, darunter am geläufigsten den Wirtschaftsprüfern und
Steuerberatern. Wurden indes noch im Jahr 2000 mehrheitlich gravierende
Probleme für die eigene Berufsausübung antizipiert, so zeigen sich gegen-
wärtig deutlich weniger Berufsgruppenvertreter kritisch gegenüber dem Ge-
setz. Problematisiert aber wird vor allem der Gewissenskonflikt zwischen
dem Mandatsgeheimnis auf der einen und der drohenden Strafbarkeit auf der
anderen Seite. Die in der Richtlinie bzw. dem Gesetz vorgesehene Ver
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pflichtung zur Identifizierung, Aufzeichnung und Aufbewahrung wird von
einem Teil der Antwortenden nicht als Änderung der bisherigen Praxis gese-
hen, andere werden sich diesen Pflichten unterwerfen. Wurde bereits im
Rahmen der 2000er Befragung die Einführung einer Meldepflicht bei Ver-
dacht der Geldwäsche vehement abgelehnt, so schätzen zum Zeitpunkt ihrer
Implementation durch das novellierte Gesetz nahezu drei Viertel der Ant-
wortenden die Anzeigepflicht als problematisch ein. Eine deutliche Mehrheit
in allen Berufsgruppen und beiden Befragungen sieht vor allem den Schutz
der Vertraulichkeit gefährdet. 

Gleichwohl hält sowohl im Jahr 2000 als auch in 2003 über die Hälfte der
Antwortenden die in nationales Recht überführte EU-Richtlinie für grund-
sätzlich sinnvoll. Ob das novellierte Geldwäschebekämpfungsgesetz jedoch
ein geeignetes Mittel ist, um die Gefährdung des eigenen Berufsstandes
durch Geldwäscheaktivitäten zu verringern und die Organisierte Kriminalität
und den internationalen Terrorismus zu bekämpfen, wird aus allen Berufs-
zweigen mehrheitlich bezweifelt.

Bei der Aktenanalyse konnte die Zahl der erreichten Verfahrensakten, wie
berichtet, deutlich erhöht werden. Von den ursprünglich 163 von den Lan-
deskriminalämtern als einschlägig gemeldeten Ermittlungsverfahren konnten
letztendlich die Akten zu 95 Verfahren ausgewertet werden. Bedingt durch
unterschiedliche Meldekriterien und -praktiken waren der Rücklauf und die
Trefferquote in den einzelnen Bundesländern allerdings sehr unterschiedlich.
Viele der registrierten Verfahren waren nicht einschlägig: entweder wiesen
die Ermittlungen keinerlei erkennbare Bezüge zu den untersuchten Berufs-
gruppen auf oder es ergaben sich keine Anhaltpunkte auf Tatelemente, die
rechtlich unter den Geldwäschetatbestand subsumiert werden könnten.

Tätigkeit der Verdächtigen Anzahl Prozent
Rechtsanwalt
Fachanwalt
Wirtschaftsprüfer
Notar
Steuerberater
Rechtsanwaltsgehilfe
Sonstiges

68
0
0

11
8
1
6

72,3
0,0
0,0

11,7
8,5
1,1
6,4

94 100,0

Erwartungsgemäß kann aus den Ergebnissen der Aktenanalyse geschlossen
werden, dass das abstrakte Gefährdungsszenario, das (auch) aus der Ein-
schätzung der befragten Berufsgruppenvertreter spricht, die Strafverfol



Organisierte Kriminalität

180

gungswirklichkeit nicht ansatzweise widerspiegelt. Die Analyse der hier aus-
gewerteten Ermittlungsverfahren hat nämlich ergeben, dass fast drei Viertel
der Verfahren nach Abschluss der Ermittlungen von der Staatsanwaltschaft
gemäß § 170 Abs. 2 eingestellt wurden (n = 70). Dabei war schon der aus den
Aufzeichnungen zu entnehmende Tatverdacht, was die mögliche Relevanz
auf den Vorwurf strafrechtlich relevanter Geldwäsche betrifft, wenig sub-
stantiiert. 

Verdachtauslösende Faktoren waren zumeist Tätigkeiten im Zusammenhang
mit der Eröffnung von oder einzelnen Transaktionen über Anderkonten. Zu
einer Anklage kam es denn auch nur in sechs Fällen. Und in keinem einzigen
dieser Fälle erfolgte – jedenfalls bis zum Ende des Erhebungszeitraumes –
eine rechtskräftige Verurteilung wegen Geldwäsche.

Überraschend war hingegen, dass sich die Ermittlungen in ebenfalls fast drei
Viertel aller Fälle gegen Rechtsanwälte richteten. Entgegen der Gefähr-
dungseinschätzung des Gesetzgebers scheint das Fachwissen insbesondere
von Wirtschaftsprüfern und Steuerberatern bislang nicht in dem zu erwarten-
den Umfang zu Geldwäschezwecken missbraucht zu werden. Zumindest
scheinen konkrete Verdachtsfälle in diesen Tätigkeitsbereichen in dem unter-
suchten Zeitraum (1994 bis 2002) nicht Gegenstand konkreter Ermittlungs-
verfahren gewesen zu sein.

Kosten/Finanzierung

Gefördert durch die Bundesministerien der Justiz und des Inneren (je zur
Hälfte).

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:m.kilchling@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Strafverfolgung von Menschenhandel – unter besonderer
Berücksichtigung des neuen Prostitutionsgesetzes

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt untersucht die Strafverfolgung von Menschenhandel in
Deutschland unter Bezugnahme auf die gesetzlichen Rahmenbedingungen,
phänomenologische Besonderheiten und die Erfassung des Delikts durch die
Polizei.

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse
- Befragung

Projektablauf

2002 bis 2004

- Aktenanalyse von Staatsanwaltschaftsakten aus ausgewählten Bundes-
ländern

- Befragung von Mitarbeitern verschiedener Polizeidienststellen, die
schwerpunktmäßig Menschenhandelsfälle bearbeiten (allgemeine örtli-
che Polizeidienststellen und Sonderdezernate der Kriminalpolizei, LKA)

- Hieran schließt sich eine Befragung zum neuen Prostitutionsgesetz an. 

- Im Anschluss daran sollen die Stellungnahmen der Vertreter der Polizei-
dienststellen mit den Einschätzungen anderer an Menschenhandel und
dessen Bekämpfung beteiligter Akteure (Staatsanwaltschaft, Ermittlungs-
richter, Mitarbeiterinnen von Frauenberatungsstellen, Opfer, Gesund-
heitsbehörde, Ausländerbehörde) verglichen werden. 

- Im Anschluss an die empirische Studie ist ein Vergleich des deutschen
Ansatzes im Umgang mit Prostitution mit dem holländischen und schwe-
dischen Ansatz geplant. 

- Dieser Gegenüberstellung soll sich ein rechtspolitischer Diskurs darüber
anschließen, welches Potential das Strafrecht bei der Bekämpfung krimi-
neller Begleiterscheinungen im Zusammenhang mit der Prostitution hat.
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Forschungsergebnisse

keine Angaben

Besonderheiten

Vergleich mit der holländischen und schwedischen Situation

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt der Max-Planck-Gesellschaft (Promotionsvorhaben)

Umsetzung

keine Angaben

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: a.herz@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:a.herz@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Verfahrenszahlen Menschenhandel

Untersuchungsgegenstand

Seit längerem sind die Verfahrenszahlen für Menschenhandel bei der Polizei
rückläufig, obwohl die Erfahrung das Gegenteil annehmen müsste. Diesem
Phänomen soll nachgegangen werden. Die Regelungen in den §§ 180 b und
181 StGB könnten sich als schwer handhabbar erweisen.

Forschungsmethoden

- Schriftliche und mündliche Befragungen bei Polizei, Justiz, evtl. Straf-
verteidiger, Ausländerämter, Gesundheitsämter

- Aktenanalyse: Länder und BGS

Projektablauf

- Beginn: Frühjahr/Sommer 2003, Dauer: 1 Jahr.

- Januar bis März 2003: Ausschreibung des Beschaffungsamtes (BeschA)
des BMI.

- Zuschlag an Forschungsgemeinschaft von MPI Freiburg und KrimZ
Wiesbaden Ende März 2003.

- Die KrimZ hat ihren Bericht im April 2004 abgeschlossen und an das
MPI weitergereicht; dort wird der Abschlussbericht erstellt.

- Voraussichtliches Ende: August 2004.

Besonderheiten

Es gibt eine Forschungsgemeinschaft von zwei unabhängigen kriminologi-
schen Instituten.

Das Projekt wird zusammen mit dem Referat OA 37 (Sachbereich 5) des
BKA betreut.

Kosten/Finanzierung

Max. Kosten 20.500 €
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Die Kosten teilen sich hälftig BMI und BMFSFJ, die das Projekt fördern; das
BMI hat bereits im Jahr 2002 seinen Anteil überwiesen.

Umsetzung

Die Ergebnisse werden voraussichtlich in der BKA-Reihe „Polizei + For-
schung“ veröffentlicht.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI12@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

mailto:KI12@bka.bund.de
http://www.bka.de/
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Akzeptanz und Sinnhaftigkeit des neuen 5-Schicht-
Dienstzeitmodells am Beispiel der Polizeidirektion Pirna

Untersuchungsgegenstand

- Zusammenhänge zwischen Dienstorganisation und Dienstklima sowie
den sich daraus ergebenden Einflüssen auf das Wohlbefinden des PVD
der Polizeireviere (Krankenstandsentwicklung, Bürgerorientierung,
Auswirkungen auf das Privatleben, z. B. die Familie usw.)

- Herausarbeiten von Empfehlungen für Führungsbeamte der sächsischen
Polizei

PS: 
Ab 1. November 2002 wird nach diesem Modell u. a. im Polizeirevier Roch-
litz (PD Chemnitz) verfahren (Entscheidung unter Beteiligung und Zustim-
mung der Beamtinnen und Beamten des Polizeireviers).

Forschungsmethoden

Schriftliche Befragung von Polizeibeamten mittels Fragebogen in den Poli-
zeirevieren der PD Pirna (PRev Pirna, PRev Freital, PRev Dippoldiswalde,
PRev Sebnitz)

Projektablauf

3/2002: 
Vorbereitung unter Leitung des Fachbereiches Führung und Einsatz der
Fachhochschule für Polizei Sachsen im Rahmen des Wahlpflichtfaches Für-
sorge/Gesundheitsfürsorge

6/2002: 
Zustimmung der PD Pirna

8/2002: 
Befragung der Beamtinnen und Beamten mittels Fragebogens

2/2003: 
Abschluss der Befragung (Verzögerung durch den „Hochwassereinsatz“ Au-
gust 2002)
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4/2003: 
Präsentation erster Ergebnisse der Auswertung der Befragungsaktion auf dem
„Vortragstag“ der Fachhochschule für Polizei Sachsen (7. Studienjahrgang
vor den Studierenden des 9. Studienjahrganges)

Forschungsergebnisse

Ziel: sollen 9/2003 vorliegen

Besonderheiten

keine Angaben

Kosten/Finanzierung

keine Angaben

Umsetzung

1. Vortragstag – Präsentation erster Ergebnisse durch einen Studenten des
7. Studienjahrganges

Die Forschung lief im Rahmen des Wahlpflichtpraktikums (ebenfalls 7.
Studienjahrgang). Die Auswertung erfolgt ebenfalls durch in dem Wahl-
pflichtfach Fürsorge/Gesundheitsfürsorge, unter Leitung des Projektver-
antwortlichen mit Unterstützung des Lehrbeauftragten, des Leitenden
Polizeiarztes der sächsischen Polizei, und der Beratung durch den Do-
zenten im Fachbereich V Gesellschaftswissenschaften der Fachhoch-
schule für Polizei Sachsen. 

2. Publikation in den Rothenburger Beiträgen und in verschiedenen Zeit-
schriften ist nach Abschluss der Forschung (4. Quartal 2003) vorgese-
hen.

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich Führung und Einsatz, Frie-
densstraße 120, 02929 Rothenburg/OL
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Bürgerfreundliche Polizei

Untersuchungsgegenstand

Teilprojekt im Forschungsschwerpunkt: Qualität der Polizeiarbeit

Empirische Untersuchung der Bürgerfreundlichkeit der Polizei im Freistaat
Sachsen.

Nachdem Ende Mai 2002 die Untersuchungen zur ,Bürgerfreundlichkeit der
Polizei‘ mit der Vorlage der Ergebnisse weiterer Feinanalysen und metho-
denkritischer Untersuchungen vorläufig abgeschlossen wurden, bildet bis
Mitte Oktober 2002 der „Innovationspreis“ den Schwerpunkt des Projektes
„Qualität der Polizeiarbeit“. Damit sind keine wissenschaftlichen Forschun-
gen unsererseits verbunden. Im Berichtzeitraum sind einige nachbereitende
Analysen erfolgt.

Forschungsmethoden

Durchgeführt wurden schriftliche Befragungen von jeweils 180 Bürgern in
13 Polizeirevieren. Im Jahr 2002 lag der Schwerpunkt der Arbeit insbesonde-
re auf weiteren Feinanalysen und methodenkritischen Untersuchungen.

Projektablauf

Laufzeit des Projektes: 1. 1. 2001 – Ende offen

Forschungsergebnisse

Aktualisierung 2004 (aus „Forschungsbericht 2003“):

In den vorausgegangenen Berichtszeiträumen vorgelegte Ergebnisse aus die-
sem Projekt sind meinen Angaben zum Forschungsbericht 2002 zu entneh-
men. 

Hier sind nur die Ergebnisse 1. 10. 2002-30. 9. 2003 erfasst.

Besonderheiten

Mitarbeiter/Kooperationspartner:

Staatsministerium des Innern, verschiedene sächsische Polizeidienststellen,
Landespolizeischule Bautzen
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Umsetzung

Aktualisierung 2003 (aus „Forschungsbericht 2002“):

„Bürgerfreundlichkeit der Polizei – eine Zwischenbetrachtung“ – Vortrag
anlässlich der Arbeitstagung: „Qualität der Polizeiarbeit“ an der Fachhoch-
schule für Polizei Sachsen, Rothenburg/OL, 15. bis 17. Mai 2002.

Qualitätsmessung und Qualitätssicherung: Bürgerfreundlichkeit der Polizei &
Evaluation der Hochschulausbildung. Ergebnisse empirischer Untersuchun-
gen, Rothenburger Beiträge. Schriftenreihe der Fachhochschule für Polizei
Sachsen, Band 12, Rothenburg/OL 2002 (Herausgeber).

Messung sozialer Phänomene, Qualitätsmessung und Qualitätssicherung, in:
Sterbling, Anton (Hg.): Qualitätsmessung und Qualitätssicherung: Bürger-
freundlichkeit der Polizei & Evaluation der Hochschulausbildung. Ergebnisse
empirischer Untersuchungen, Rothenburger Beiträge. Schriftenreihe der
Fachhochschule für Polizei Sachsen, Band 12, Rothenburg/OL 2002, S. 13-
36.

Qualität der Polizeiarbeit. Ergebnisse empirischer Untersuchungen, in:
Sterbling, Anton (Hg.): Qualitätsmessung und Qualitätssicherung: Bürger-
freundlichkeit der Polizei & Evaluation der Hochschulausbildung. Ergebnisse
empirischer Untersuchungen, Rothenburger Beiträge. Schriftenreihe der
Fachhochschule für Polizei Sachsen, Band 12, Rothenburg/OL 2002 (zu-
sammen mit Prof. Dr. Joachim Burgheim und Dr. Martin Dunker), S. 37-99.

Subjektive Sicherheit, Lebensqualität, Bürgerfreundlichkeit der Polizei – un-
ter besonderer Berücksichtigung altersspezifischer Sichtweisen?, in: For-
schungsergebnisse 2002. Eine Dokumentation. Rothenburg/OL 2002, S. 105-
146 (Intranet).

„Bürgerfreundlichkeit der Polizei“ und „Focus“-Polizeitests – einige punktu-
elle Vergleiche?, in: Forschungsergebnisse 2002. Eine Dokumentation, Ro-
thenburg/OL 2002, S. 147-160 (Intranet).

Aktualisierung 2004 (aus „Forschungsbericht 2003“):

„Bürgerfreundlichkeit der Polizei“ und „Focus“-Polizeitests – einige punktu-
elle Vergleiche, in: Die Polizei. Fachzeitschrift für öffentliche Sicherheit mit
Beiträgen aus der Polizei-Führungsakademie, Carl Heymanns Verlag, Köln
2002, S. 297-301.

Subjektive Sicherheit, Lebensqualität, Bürgerfreundlichkeit der Polizei – un-
ter besonderer Berücksichtigung altersspezifischer Sichtweisen, in: Die Kri-
minalprävention. Europäische Beiträge zur Kriminalität und Prävention,
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6. Jg., Heft 3 und Heft 4, Steinfurt 2002 (I. Teil, S. 91-98, II. Teil, S. 128-
139) (zusammen mit Prof. Dr. Joachim Burgheim).

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich V: Gesellschafts-
wissenschaften, Professur für Soziologie und Pädagogik, Friedensstraße 120,
02929 Rothenburg/OL
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Gesellschaftliche und internationale Entwicklungen, Quali-
fikationsanforderungen an den Polizeiberuf und Aufgaben
der Ausbildung der Polizei

Untersuchungsgegenstand

Teilprojekt im Forschungsschwerpunkt: Qualifikationsanforderungen und
Hochschulausbildung der Polizei

Untersucht werden verschiedene Aspekte der komplexen Gesamtzusammen-
hänge zwischen gesellschaftlichen und internationalen Entwicklungen, Quali-
fikationsanforderungen des modernen Polizeiberufs sowie institutionellen
und curricularen Aspekten der Polizeiausbildung. Das Projekt ist auch auf
praktische Vorhaben der Curriculumsweiterentwicklung bezogen. Außerdem
ist im Rahmen des Teilprojektes Evaluation der Polizeiausbildung und -
weiterbildung eine auf Absolventen-, Dozenten- und Vorgesetztenbefragun-
gen gestützte Evaluierung des Ausbildungslehrganges „Prüfungserleichterter
Aufstieg zum gehobenen Dienst“ im Gange. Dazu sind die Erhebungsinstru-
mente entwickelt und der Durchführungsplan erarbeitet worden. Zur Zeit er-
folgen die Datenerhebung und Datenerfassung sowie erste Schritte der Da-
tenaufbereitung und Datenanalyse.

Forschungsmethoden

vorwiegend Literatur- und Sekundäranalysen;

Projektablauf

Laufzeit des Projektes: seit 1. 6. 1998 (mit unterschiedlichen thematischen
Fragestellungen) – Ende unbestimmt.

Laufzeit des Teilprojektes „Evaluation des Ausbildungslehrganges „Prü-
fungserleichterter Aufstieg zum gehobenen Dienst“: Mitte März bis Ende
Dezember 2003.

Forschungsergebnisse

Aktualisierung 2004 (aus „Forschungsbericht 2003):
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In den Jahren 1999-2002 vorgelegte Ergebnisse aus diesem Projekt sind den
Angaben zu den Forschungsberichten 1999, 2000, 2001, 2002 zu entnehmen,
hier sind nur die Ergebnisse 1. 10. 2002-30. 9. 2003 erfasst.

Besonderheiten

Mitarbeiter/Kooperationspartner: 
Fachhochschulen anderer Bundesländer, die für die Ausbildung der Polizei
zuständig sind; Polizei-Führungsakademie Münster; andere Bildungsein-
richtungen der Polizei in Ländern Ost- und Ostmitteleuropas; Frau Ing. Bar-
bara Hausmann

Umsetzung

Aktualisierung 2003 (aus „Forschungsbericht 2002“):

„EU-Osterweiterung – Herausforderung für die innere Sicherheit“ – Vortrag
anlässlich des Besuchs des Arbeitskreises Inneres, Recht und Finanzen der
SPD-Fraktion im Sächsischen Landtag an der Fachhochschule für Polizei
Sachsen – Rothenburg/OL., 5. Februar 2002.

„Verlässt das Wissen die Rationalität? Zum Verhältnis von Rationalität, Wis-
sen und Kritik“ – Vortrag im Rahmen des Abschiedskolloquiums anlässlich
des Ausscheidens von Prof. Dr. Helmut F. Spinner: „Der Karlsruher Ansatz
der integrierten Wissensforschung“ an der Universität Karlsruhe – Karlsruhe,
22. bis 23. Februar 2002.

„Integrationsprozesse und Brüche in Europa“ – Vortrag beim Vorsymposion
„Projekt Kontinentalbruch“ im Rahmen des Vorhabens „Graz Zweitausend-
drei Kulturhauptstadt Europas“ – Graz, 17. bis 19. März 2002.

„Informationszeitalter und Wissensgesellschaft – und der Wandel der Wis-
sensgrundlagen der Moderne – Vortrag im Rahmen des Forschungsschwer-
punktes „Kulturpolitik und Wissensgesellschaft“ des Collegium Pontes Gör-
litz (Jahrgang 1/2002), anlässlich einer Veranstaltung des Collegiums an der
Fachhochschule für Polizei Sachsen – Rothenburg/OL, 2. Mai 2002.

„Thesen zur Wissensgesellschaft“ – Vortrag im Rahmen des Collegium
Pontes, im UNESCO-Haus Klingenwalde – Görlitz, 31. Juli 2002.

Polizei gestern, heute und morgen – Aufgaben und Ausbildung, Rothenbur-
ger Beiträge. Schriftenreihe der Fachhochschule für Polizei Sachsen, Band
11, Rothenburg/Oberlausitz 2002 (Herausgeber, zusammen mit Prof. Dr.
Wolfgang Geierhos und Prof. Dr. Joachim Burgheim).
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Vom Nutzen der „Klassiker“ im soziologischen Denken. Einige Anmerkun-
gen und Konsequenzen im Hinblick auf die Lehre des Faches Soziologie, in:
Geierhos, Wolfgang/Burgheim, Joachim/Sterbling, Anton (Hrsg.): Polizei
gestern, heute und morgen – Aufgaben und Ausbildung, Rothenburger Bei-
träge. Schriftenreihe der Fachhochschule für Polizei Sachsen, Rothenburg/
Oberlausitz 2002 (S. 321-337).

Informationszeitalter und Wissensgesellschaft. Zum Wandel der Wissens-
grundlagen der Moderne. Hamburger Beiträge zur Erziehungs- und Sozial-
wissenschaft, Heft 4, Universität der Bundeswehr Hamburg 2002 (37 Seiten).

Überlegungen zu einer Polizei-Universität, in: Kriminalistik. Unabhängige
Zeitschrift für die kriminalistische Wissenschaft und Praxis, Kriminalistik
Verlag, 55. Jg., Heidelberg 2002 (S. 282-289).

Qualität des Wissen im Informationszeitalter, in: Sterbling, Anton (Hrsg.):
Qualitätsmessung und Qualitätssicherung: Bürgerfreundlichkeit der Polizei &
Evaluation der Hochschulausbildung. Ergebnisse empirischer Untersuchun-
gen, Rothenburger Beiträge. Schriftenreihe der Fachhochschule für Polizei
Sachsen, Band 12, Rothenburg/Oberlausitz 2002 (S. 191-208).

„Informationszeitalter“ und „Wissensgesellschaft“ – und der Wandel der
Wissensgrundlagen der Moderne, in: Forschungsergebnisse 2002. Eine Do-
kumentation, Rothenburg/OL 2002 (S. 9-42) (Intranet).

Wissenschaftssoziologische Überlegungen zum Stand der „Polizeiwissen-
schaften“ in: Forschungsergebnisse 2002. Eine Dokumentation, Rothen-
burg/OL 2002 (S. 43-60) (Intranet).

EU-Osterweiterung – Herausforderung für die innere Sicherheit, in: For-
schungsergebnisse 2002. Eine Dokumentation, Rothenburg/OL 2002 (S. 61-
78) (Intranet).

Aktualisierung 2004 (aus „Forschungsbericht 2003“):

„Ausgangspunkte, Anliegen und Schwerpunkte der Curriculumsentwicklung“
– Vortrag sowie organisatorische Vorbereitung des V. Hochschuldidakti-
schen Kolloquiums zum Themenkreis „Weiterentwicklung des Curriculums“,
an der Fachhochschule für Polizei Sachsen – Rothenburg/OL., 15. bis 16.
November 2002.

„Wissenschaftssoziologische Überlegungen zum Stand der „Polizeiwissen-
schaften““ – schriftlicher Beitrag zur „European Police Science Conference“,
an der Nederlandse Politie Academie in Apeldoorn – Apeldoorn/Niederlande,
27. bis 29. November 2002.
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„Wissenschaftssoziologische Überlegungen zu den Polizeiwissenschaften“ –
Vortrag im Rahmen des Workshop „Polizeiwissenschaft“, Leitung Klaus
Neidhardt, Präsident der Polizei-Führungsakademie und Prof. Dr. Hans-Gerd
Jaschke, Polizei-Führungsakademie – Münster-Hiltrup, 11. bis 12. Februar
2003.

Einfach zählen oder schätzen? Zum Stellenwert der Soziologie an Fachhoch-
schulen, in: Soziologie. Forum der Deutschen Gesellschaft für Soziologie,
Heft 1, Leske + Budrich, Opladen 2003, S. 118-123.

Evaluation der Ausbildung „Prüfungserleichterter Aufstieg zum gehobenen
Dienst“. Kurzbericht. Rothenburg/OL 2003 (37 Seiten).

Evaluation der Ausbildung „Prüfungserleichterter Aufstieg zum gehobenen
Dienst“. Gesamtbericht. Rothenburg/OL 2003 (132 Seiten).

Evaluation der Ausbildung „Prüfungserleichterter Aufstieg zum gehobenen
Dienst“. Tabellenband. Rothenburg/OL 2003 (145 Seiten).

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich V: Gesellschafts-
wissenschaften, Professur für Soziologie und Pädagogik, Friedensstraße 120,
02929 Rothenburg/OL
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Seiteneinsteigerinnen im Polizeialltag: Erfahrungen und
Probleme

Untersuchungsgegenstand

Es soll untersucht werden, wie sich sogenannte Seiteneinsteigerinnen integ-
rieren und welche Probleme dabei auftreten und bewältigt werden müssen.

Forschungsmethoden

Befragungen und Interviews

Projektablauf

Beginn: 2003
Ende: 30. 6. 2005

Forschungsergebnisse

liegen noch nicht vor

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt

Umsetzung

Publikationen geplant

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich II, Friedensstraße 120,
02929 Rothenburg/OL
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Abschiebungshaft in Deutschland und in Frankreich

Untersuchungsgegenstand

Im Rahmen des LEA untersucht das MPI gemeinsam mit dem Centre de Re-
cherches Sociologiques sur le Droit et les Institutions Pénales, Ministère de la
Justice (CESDIP) die Abschiebungshaft in Deutschland und in Frankreich.

In den letzten Jahren hat die Zahl der sich in Abschiebungshaft befindenden
Personen in Europa stark zugenommen, insbesondere nach Verschärfungen
in der Überwachung der EU-Außengrenzen. Auf nationaler und internatio-
naler Ebene werden immer häufiger repressive Maßnahmen eingesetzt, um
den Zustrom von unerwünschter Immigration zu drosseln. So werden die EU-
Außengrenzen stärker kontrolliert; Für die Schleussung von Immigraten,
Menschenhandel, illegalen Grenzübertritt und illegalen Aufenthalt werden
schärfere Sanktionen vorgesehen. Gleichwohl sind Zuwächse in der illegalen
Immigration und in der Zahl der Abschiebehäftlinge in Europa zu beobach-
ten.

Ziel dieses Projektes ist es, die Problematik der Abschiebehaft in einem grö-
ßeren immigrationspolitischen und rechtlichen Zusammenhang zu diskutieren
sowie die rechtliche Gestaltung der Abschiebehaft und die Zuständigkeiten
darzustellen. Ferner sollen der Abschiebehaftvollzug, dessen organisatorische
und rechtliche Voraussetzungen, Dauer, Häufigkeit sowie Bedingungen in
den Abschiebungshaftzentren untersucht werden

Forschungsmethoden

- Workshop
- Aktenuntersuchungen
- Datenerhebung mittels: Fragebögen, Interviews

Projektablauf

1999 bis 2005

Arbeitsbericht 2000/2001:
Im Zentrum der Arbeiten standen die Vorbereitung und Durchführung eines
Workshops vom 10.-12. Februar 2000. Hier wurde sowohl über die Geset-
zeslage als auch über die Praxis der Abschiebehaft referiert sowie Probleme
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und Grundfragen der Abschiebehaft insbesondere auch im Hinblick auf die
nationale und supranationale Gesetzgebung diskutiert.

Arbeitsplan 2002 bis 2003
Die Ergebnisse des Workshops und deren Aufarbeitung sollten nunmehr
Grundlage für eine empirische Untersuchung bilden. Dabei sollte es um die
Fragen gehen, durch was die Abschiebehaft ausgelöst wird, in welchen Ver-
fahren die Abschiebehaft angeordnet wird, wie die Abschiebehaft vollzogen
wird und was sich an die Abschiebehaft anschließt (insbesondere, wie die
Abschiebung vollzogen wird).

Arbeitsplan 2004 bis 2005:
Die erste Hälfte des Jahres 2004 dient der Datenerhebung. Dann sollen Fra-
gebögen an die Experten gesendet und die Akten angefordert werden. Da-
nach beginnt die Interviewphase. In der zweiten Hälfte des Jahres sind
Transkription, Datenaufbereitung und Datenauswertung geplant. Anfang
2005 sollen alle Ergebnisse schriftlich dargestellt werden, die Situation in
beiden Ländern verglichen und das Projekt beendet werden.

Kosten/Finanzierung

Die Kosten werden vom MPI für ausländisches und internationales Strafrecht
und von CESDiP getragen.

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: n.gueller@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:n.gueller@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Arbeitsgruppe Intensivtäter in Frankfurt am Main

Untersuchungsgegenstand

Überprüfung der Zielerreichung der Arbeitsgruppe (AG) Intensivtäter der
Frankfurter Polizei, Staats- und Amtsanwaltschaft und – vor dem Hinter-
grund des Forschungsstandes über Mehrfachtäter – Identifizierung kriminal-
biographischer Charakteristika von Personen, die als Intensivtäter ermittelt
wurden.

Forschungsmethoden

Die Überprüfung der Zielerreichung der Arbeitsgruppe Intensivtäter und der
Identifizierung kriminalbiographischer Charakteristika von Personen, die als
Intensivtäter ermittelt wurden, soll im Wesentlichen durch eine Dokumenten-
analyse erreicht werden. Diese bezieht sich auf:

- die von der Arbeitsgruppe Intensivtäter erstellten Sonderakten,

- die verfügbaren Strafakten sowie staatsanwaltschaftliche und polizeiliche
Ermittlungsregister,

- Bundeszentralregister-Auszüge.

Analysiert wird das Untersuchungsmaterial von einer nach dem Zufallsprin-
zip ausgewählten Stichprobe von 30 der 2002 bei der Arbeitsgruppe regist-
rierten circa 220 Intensivtäter, gegen die vor und nach Arbeitsbeginn der AG
ermittelt wurde. Zur Überprüfung der Zielerreichung der Arbeitsgruppe wird
die Aktenanalyse vergleichend durchgeführt. Die Akten von dem in der AG
Intensivtäter geführten Ermittlungsverfahren werden im Hinblick auf die Ar-
beitshypothesen, die für die Zielerreichung der AG Intensivtäter („erhöhte
Effizienz und Intensität der Ermittlungen“) aufgestellt wurden, analysiert.
Vergleichend wird entsprechend das letzte Ermittlungsverfahren gegen die
Person vor Arbeitsaufnahme der AG analysiert.

Zur Erreichung des zweiten Untersuchungszieles (Identifizierung kriminal-
biographischer Charakteristika von Personen, die als Intensivtäter ermittelt
wurden) wird das verfügbare Untersuchungsmaterial dieser Personen im
Hinblick auf Arbeitshypothesen analysiert.
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Projektablauf

Beginn: Sommer 2002

- Auswertung des kriminologischen Forschungsstandes, 

- Erfassung und Dokumentation, 

- Konkretisierung der Forschungsinteressen,

- Festlegung der Forschungsmethoden,

- Durchführung eines Pretests,

- Erstellung einer Projektplanung bezogen auf ein Projekt für den verblei-
benden Forschungszeitraum (Aktenanalysen, Befragungen).

Kosten/Finanzierung

Die Kosten werden getragen durch den Förderkreis für Kriminologie und
Strafrechtspflege e. V., Wiesbaden.

Umsetzung

Tagungsbeitrag auf der KrimZ-Fachtagung „Neue Konzepte der Kriminalpo-
litik“ vom 7.-9. Mai 2003. Ein Abschlussbericht ist in Vorbereitung.

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden, 
E-Mail: info@krimz.de, Internet: http://www.krimz.de

mailto:info@krimz.de
http://www.krimz.de/
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Diebstahl von Kraftfahrzeugen. Überprüfung von Fallzahlen
und Aufklärungsquoten im Bundesländer übergreifenden
Vergleich

Untersuchungsgegenstand

Begleitet von einem Bundesländer übergreifenden Vergleich (1990-1999)
werden für Bayern polizeiliche Erfassungspraxis und Aufklärungsquoten
beim Kfz-Diebstahl für das Jahr 1999 untersucht.

Forschungsmethoden

- PKS-Auswertungen

- Datenanalyse des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft e. V. (GDV)

- Abgleich PKS mit INPOL-Fahndungsbestand

- Auswertung von 433 polizeilichen Kriminalakten (10 %ige Zufallsstich-
probe der 4.302 im Jahr 1999 zur PKS gemeldeten Kfz-Diebstähle)

Projektablauf

Beginn: 7/2000

Das Projekt ist abgeschlossen (lt. Projektmitteilung 2/2004)

Forschungsergebnisse

Hinsichtlich des Kfz-Diebstahls erbrachte die Aktenauswertung für das Jahr
1999 eine Fehlerfassungsquote in Bayern von 5,8 %. Die Daten des GDV
belegen das sich in den Kriminalstatistiken der Länder spiegelnde Nord-Süd-
Gefälle beim Kfz-Diebstahl. Die Fälle von Fehlerfassungen zur PKS für den
Freistaat Bayern bewegen sich damit nachweisbar auf einem statistisch zu
akzeptierenden Niveau. Die hohe bayerische Aufklärungsquote beim Kfz-
Diebstahl kann wissenschaftlich nicht exakt begründet werden, teilweise ist
sie vermutlich auf die weit überproportionale Nutzung einschlägiger Dateien
(FINAS, RAKK, Anhaltemeldungen, EuFID) sowie auf effektive Kontrollen
im Grenzbereich zurückzuführen.
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Umsetzung

Der Projektbericht ist in Buchform veröffentlicht. Download des vollständi-
gen Textes wird im Intranet sowie auf der Internet-Homepage der Bayeri-
schen Polizei unter „Forschung“ angeboten.

Kontakte

Bayerisches Landeskriminalamt, Kriminologische Forschungsgruppe der
Bayerischen Polizei, Maillingerstraße 15, 80636 München, 
E-Mail: blka@polizei.bayern.de, Internet: http://www.polizei.bayern.de

mailto:blka@polizei.bayern.de
http://www.polizei.bayern.de/
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Effizienz und Effektivität der Ringalarmfahndung in Hessen

Untersuchungsgegenstand

Ringalarmfahndungen der Jahre1996, 2000 und 2001 in Hessen

- tatsächliche Anzahl der hessischen Ringalarmfahndungen
- Auslösungsgrund /-anlass
- Auslösezeitpunkt
- auslösende Dienststellen
- Effizienz / Erfolge
- Täterfluchtverhalten

Forschungsmethoden

- statistische Auswertung (begleitende Erhebung bei allen hessischen
Einsatzzentralen, Ablaufkalender )

- Akten-/ Dokumentenanalyse bei den sachbearbeitenden Dienststellen

- Täterbefragung

Projektablauf

Projektbeginn: Oktober 2000
Neuprojektierung im Oktober 2002

Teilprojekt I:

- retrograde Auswertung der Ringalarmfahndungen 1996, 2000 und 2001

- einsatzbegleitende Erhebung bei den hessischen Einsatzzentralen vom
1. 1. 2001 bis zum 31. 12. 2001

Das Teilprojekt I ist abgeschlossen (Februar 2003). Ein entsprechender Zwi-
schenbericht wurde im März 2003 vorgelegt.

Teilprojekt II:
Aktenauswertung der hessischen Ringalarmfahndungen 1996, 2000 und 2001
bei den hessischen Dienststellen
Mit dem Teilprojekt II wurde am 1. 10. 2002 begonnen; geplantes Ende:
1. 7. 2003
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Teilprojekt III: Täterbefragung
Beginn des Teilprojekts am 1. 10. 2003; geplantes Ende 1. 4. 2004

Forschungsergebnisse

Erste Ergebnisse liegen im Hinblick auf

- Kriminalitätslagebild, -analyse, -prognose,
- Professionalisierung des 1. Angriffs,
- vorbereitende Maßnahmen,
- Kontrollstellen, Kontrolllisten,
- Einsatz von Technik,
- Öffentlichkeitsfahndung,
- Kräftelage

vor, die es aber noch durch die anstehenden Projektabschnitte II und III zu
konkretisieren gilt.

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Umsetzung

- Versendung des Zwischenberichtes an alle hessischen Dienststellen und
das BKA

- Einstellung in das Extranet/Intranet beabsichtigt

- Vortrag anlässlich des Forum KI 1 – 2003 (26./27. 6. 2003): „Effizienz
und Effektivität der Ringalarmfahndung – Hessische Ringalarmfahndun-
gen der Jahre 1996, 2000 und 2001 (Gerhard Schmelz, VerwFHS – FB
Polizei –, Wiesbaden)

Publikationshinweis:

- Beilage „Forschung und Entwicklung – Information für den Polizeiprak-
tiker“ Nr. 30 

- Website des BKA:
www.bka.de/kriminalwissenschaften/kiforum/kiforum2003.html 

- Extrapol.de: www.extrapol.de/frameset/index.jsp?id=8024
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- Intranet des BKA: alphabetischer Index, Buchstabe F > Forum

Kontakte

Verwaltungsfachhochschule Wiesbaden, Fachbereich Polizei, Schönbergstra-
ße 100, 65199 Wiesbaden, Internet: http://www.vfh-hessen.de

http://www.vfh-hessen.de/
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Geografisches Verhalten fremder Täter bei sexuellen Ge-
waltdelikten

Untersuchungsgegenstand

Praxisbedürfnis, Vorerfahrungen, Vorarbeiten, Forschungsstand:

Bei der Lokalisierung von sexuellen Gewalttätern (z. B. im Ermittlungsver-
fahren, mit Hilfe der Fallanalyse, bei der ViCLAS-Analyse usw.) ist es be-
sonders wichtig, den Täter örtlich lokalisieren zu können. Zusammen mit an-
deren Merkmalen (phänomenologischen Variablen) können solche
Erkenntnisse bei der Täterprofilerstellung, für die Ermittlungshinweise sowie
bei der Rasterung eingesetzt werden.

Bisher bestehen in diesem Forschungsfeld ungeprüfte Vorannahmen, die
wahrscheinlich falsch sind: Man nimmt vielfach an, der fremde Täter sei
geografisch ein sehr mobiler Täter (und sei deshalb besonders schwer ermit-
telbar).

Die bisherige Forschungslage ist unbefriedigend.

Kurze inhaltliche Beschreibung:

Es ist bereits bekannt, dass sexuelle Gewalttäter, die ihre Opfer schon vor
dem Delikt kannten, meist auch aus der örtlichen Nähe des Opfers kommen
und dass der Tatort in der Nähe des Ankerpunktes des Täters (Wohnung, Ar-
beitsplatz u. ä.) liegt.

Aufbauend auf diese Erkenntnis soll die folgende Arbeitshypothese geprüft
werden: Vergewaltiger und Sexualmörder, die ihr Opfer vorher nicht kann-
ten, kommen ebenfalls aus der geografischen Nähe des Opfers bzw. haben
eine enge geografische Nähe zum Tatort (Es wird mit Radien von nicht mehr
als 20 Kilometer gerechnet.). Der mobile Täter mit weit verstreuten Tatorten
ist die Ausnahme.

Sollte sich diese Annahme bestätigen, dann könnten solche Täter zukünftig –
unter Zuhilfenahme von anderen Rastermerkmalen – besser lokalisiert wer-
den.

Forschungsmethoden

a) Auswertung der ViCLAS-Datenbank; Auswertung anderer Falldateien
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b) (aufwändige) Aktenbeschaffung und Aktenanalyse

Projektablauf

Beginn: Frühjahr 2003
Das Projekt ist fristgerecht zum 30. Juni 2004 beendet worden.

Forschungsergebnisse

s. u. „Umsetzung“

Besonderheiten

Besonderheiten, Probleme:

Es ist bemerkenswert, dass in den Ländern, welche die Fallanalyse nutzen
bisher solche empirischen und systematisierten Untersuchungen noch nicht
stattgefunden haben.

Die gefundenen Ergebnisse können kulturabhängig sein (Wie mobil ist eine
Gesellschaft? Wie mobil sind die Täter bei der Tatbegehung?)

Kosten/Finanzierung

- Personalkosten beim Fachbereich KI 13 des BKA
- Reisekosten und Sachmittel beim Fachbereich KI 13 des BKA: ca.

10.000 €

Umsetzung

Veröffentlichung als Bericht außerhalb der „Gelben Reihe“, eingestellt in
Extrapol.de und auf der Homepage des BKA: Harald Dern/Roland
Frönd/Ursula Straub/Jens Vick/Rainer Witt „Forschungsprojekt 'Geografi-
sches Verhalten fremder Täter bei sexuellen Gewaltdelikten'“, Juni 2004.

Geplant sind

- eine weitere Veröffentlichung in der Zeitschrift „Kriminalistik“,

- eine Übersetzung ins Englische und entsprechende internationale Veröf-
fentlichungen.
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Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI13@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

mailto:KI13@bka.bund.de
http://www.bka.de/
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Grenzüberschreitende polizeiliche Kooperation – das
deutsch-französische Beispiel

Untersuchungsgegenstand

Diese Studie untersucht einerseits die Entwicklung der Kooperationswege
und -methoden an der deutsch-französischen Grenze seit dem Inkrafttreten
des Schengener Durchführungsübereinkommens (SDÜ) und weiteren bilate-
ralen Verträge im Bereich der polizeilichen Arbeit. Andererseits beschäftigt
sie sich mit der praktischen Umsetzung dieser Verträge wie auch mit den
Konsequenzen, die diese mit sich auf die Polizei- und Zollarbeit und auf die
staatlichen Sicherheitsstrukturen tragen.

In der Studie werden drei deutsche Länder (Saarland, Baden-Württemberg
und Rheinland-Pfalz) und drei französische Departements (Moselle, Bas-
Rhin, Haut-Rhin) einbezogen. Alle staatlichen bzw. Landespolizeikräfte sind
Gegenstand der Studie (Zoll, douanes, BGS, Police Nationale, Landespolizei,
Gendarmerie nationale).

Forschungsmethoden

- Dokumentanalyse – öffentlich zugängliche Dokumente und behörden-
interne Informationen

- Interviews

- Feldbeobachtungen

Projektablauf

1999 bis 2002
in Abschlussphase

Besonderheiten

Die Forschung erfolgt im Rahmen des „Laboratoire Europèen Associé, das
1998 zu Thema „Kriminalität, Sicherheits- und Präventionspolitik : verglei-
chende deutsch-französische Untersuchungen“ zwischen der Max-Planck-
Gesellschaft (MPI für Strafrecht, Freiburg) und dem CESDiP (Guyancourt,
CNRS) gegründet wurde.
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Kosten/Finanzierung

Die Kosten werden vom MPI für ausländisches und internationales Strafrecht
und von CESDiP getragen.

Umsetzung

Vorträge, insbesondere

- 30 ème anniversaire du CESDiP, 14-16 octobre 1999 – Paris

- Krim. Südwestdeutsches Kolloquium, 30. 6.-2. 7.2000, Freiburg i. Br.

- Interlabo zum Thema „Grenzüberschreitende polizeiliche Zusammenar-
beit“, 27. 10. 2000 Freiburg i. Br.

- Seminaire „Questions de Police“ CESDiP. 23.-24. März 2001, Paris

- anlässlich der Kuratoriumssitzung 2002, Freiburg i. Br. 1. März 2002

- Forum KI 1 – 2003: Grenzüberschreitende polizeiliche Kooperation am
Beispiel der Arbeitsweise des Gemeinsamen Zentrums für Polizei- und
Zollarbeit in Kehl/BW (Dr. Azilis Maguer, MPI f. ausländisches und in-
ternationales Strafrecht, Freiburg i. Br.)

Publikationen

- Lea Bilanz (1998-2001) und Perspektiven (2002-2006) unter
www.iuscrim.mpg.de/forsch/online-pub.htm.

- Arbeitsbericht 2001 unter:
www.iuscrim.mpg.de/forsch/krim/nogala.html

- Jahrbuch 2001 der Max-Planck-Gesellschaft S. 805-910 Verlag Vanden-
hoeck u. Rupprecht, Göttingen

- European Journal of Crime, Criminal Law and Criminal Justice „Poli-
cing accross a dimorphous border. Challenge and Innovation at the
French Germans border“, S. 130-143

- Editorial S. 97-98

- Volume 2001.9 Number 2, Klumers Law International, The Hague, Lon-
don, Boston
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- „Forum KI 1 – 2003“, Beilage „Forschung und Entwicklung – Informa-
tion für den Polizeipraktiker“ Nr. 30 (Die Beiträge des Forums sind
nachlesbar auf der Website des BKA:
(http://www.bka.de/kriminalwissenschaften/kiforum/kiforum2003.html);
in Extrapol.de: (http://www.extrapol.de/frameset/index.jsp?id=8024)
und im Intranet des BKA (alphabetischer Index, Buchstabe F > Forum).

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: a.maguer@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

http://www.bka.de/kriminalwissenschaften/kiforum/kiforum2003.html);
http://www.extrapol.de/frameset/index.jsp?id=8024
mailto:a.maguer@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Implementation von Defibrillatoren in die Polizei Bremen

Untersuchungsgegenstand

- Implementation von Defibrillatoren in die Polizei Bremen zur Optimie-
rung von Notfallmaßnahmen gegen den plötzlichen Herztod

- Evaluation von Frühdefibrillation durch die Polizei (Effekte auf die Ü-
berlebensrate)

Die Schutzpolizei Bremen wird komplett (alle Streifenwagen) mit den De-
fibrillatoren ausgestattet. Die Polizeibeamten werden im Umgang mit dem
Gerät geschult. Die Evaluation bezieht sich sowohl auf die Ausstattung als
auch auf die Anwendungsschulung der Polizeibeamten. Bei positivem Er-
gebnis wird mit einer erheblichen Steigerung der Überlebensrate an Einsatz-
/Unfallorten gerechnet.

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse
- Systematische Verhaltensbeobachtung
- Expertenbefragung

Projektablauf

1. 1. 2003 bis 30. 6. 2003: 
Implementation von Automatischen Externen Defibrillatoren (AED); AED-
Schulungen; Aktenanalysen

30. 6. 2003 bis 31. 12. 2004: Evaluation der Maßnahme

Forschungsergebnisse

Erste Forschungsergebnisse werden voraussichtlich Ende 2003 vorliegen.

Besonderheiten

keine
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Kosten/Finanzierung

Co-Finanziert durch:
- Medtronic Foundation
- Polizei Bremen
- Feuerwehr Bremen

Umsetzung

- Publikation über die IPOS – Schriftenreihe ist vorgesehen
- Entwicklung eines Ausbildungsmoduls

Kontakte

Hochschule für Öffentliche Verwaltung Bremen, Institut für Polizei- und Si-
cherheitsforschung (IPOS), Doventorscontrescarpe 172, 28195 Bremen
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Polizeiliche Informationssysteme für die Unterstützung tä-
terorientierter Ermittlungen von deliktsunspezifischen Wie-
derholungstätern, die Gewalttaten begehen

Untersuchungsgegenstand

Bestandsaufnahme polizeilicher Instrumentarien, mit denen polizeiliche Er-
mittlungen gegen Gewaltstraftaten begehende Wiederholungstäter mit delikt-
sunspezifischen Vorerkenntnissen unterstützt werden.

Praxisbedürfnis, Vorerfahrungen, Vorarbeiten, Forschungsstand:

Das Projekt baut auf die BKA-Studie (Fachbereich KI 13) „Polizeiliche Vor-
erkenntnisse von Vergewaltigern und Sexualmördern“ auf. Dieses Projekt
wurde entwickelt, um die zielstrebige Rasterung von unbekannten Vergewal-
tigern und Sexualmördern zu professionalisieren. Im Rahmen dieses Vor-
projekts wurden die Praxisbedürfnisse und der Forschungsstand bereits auf-
gearbeitet.

In der NOCF in Großbritannien gibt es ähnliche Forschungsbemühungen mit
dem Ziel der effizienteren Beratung von ermittelnden Polizeidienststellen.

Kurze inhaltliche Beschreibung:

Aus den Ergebnissen des Vorläufer-Projekts (u. a.: Die allermeisten sexuel-
len Gewalttäter haben eine deliktsunspezifische kriminelle Vorgeschichte)
sollen neue Methoden der Rasterung und der Ermittlung entwickelt werden,
die sowohl bei der einzelnen Fallanalyse und der ViCLAS-Analyse als auch
bei üblichen Datenbankrecherchen eingesetzt werden können.

Dabei wird es notwendig sein, auf der Basis der Erkenntnisse aus dem Vor-
läufer-Projekt unterschiedlichste Datenquellen im Sinne eines Data-Mining
mit den modernen Methoden der Kriminalistik (z. B. Fallanalyse) zu ver-
knüpfen.

Forschungsmethoden

- Aktenerhebungen
- Interviews
- Fragebogen
- Workshops
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a) phänomenologische Analyse

b) Entwickeln von spezifischen Data Mining-Methoden

c) Entwickeln eines Beratungskonzepts

Projektablauf

Laufzeit: 1. 12. 2003 bis 1. 12. 2005:

- Einleitung: Frühjahr 2003
- Abschluss der Machbarkeitsstudie: 2004
- voraussichtlich Abschluss der Untersuchung mit Bericht: Ende 2005

Forschungsergebnisse

Im März 2004 haben die Projektnehmer die Machbarkeitsstudie vorgelegt mit
dem Ergebnis, dass das Projekt fortgesetzt wird.

Besonderheiten

Das Projekt hat eine besonders große Bedeutung für die Weiterentwicklung
des Konzepts, welches dem ViCLAS-Bedürfnis (Serienzusammenführung)
zu Grunde lag.

Bei diesem Projekt wird Neuland betreten. Das Projekt baut auf eine völlig
neue phänomenologische Sichtweise auf und gerade deshalb besteht – inhalt-
lich – eine hohe Erfolgswahrscheinlichkeit.

Es wird zu interdisziplinären Zusammenarbeiten kommen müssen.

Formal müssen u. U. Datenschutzbedenken aus dem Weg geräumt werden.

Kosten/Finanzierung

gesamt: ca. 260.000 €
- für 2005 u. U. zusätzlich 70.000 €

Umsetzung

Ergebnisse gehen in die Arbeitsweisen der operativen Fallanalyse ein.
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Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI13@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

mailto:KI13@bka.bund.de
http://www.bka.de/
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Rückmeldesysteme in der Kriminalitätssachbearbeitung

Untersuchungsgegenstand

Rückmeldungen in dem Prozess der Kriminalitätssachbearbeitung sind nicht
standardisiert. Sie würden Qualität beeinflussen, Motivation steigern und die
Kommunikation zwischen den Mitarbeitern fördern. Ziel ist die Einführung
eines Rückmeldesystems in der Polizei Bremen.

Forschungsmethoden

Expertenbefragung mündlich/schriftlich

Projektablauf

1. 10. 2003 bis 1. 8. 2004

Kontakte

Landeskriminalamt Bremen, K 2, In der Vahr 76, 28329 Bremen
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Soforteinbehalt bei Ladendiebstahl

Untersuchungsgegenstand

Mit dem Modellversuch „Soforteinbehalt“ bei Ladendiebstählen in Nürnberg
sollte ohne Änderung des geltenden Rechts ein Verfahren erprobt werden, bei
dem der auf frischer Tat ertappte Ersttäter freiwillig einen Geldbetrag an die
Polizei vor Ort bezahlt, mit dem die Staatsanwaltschaft dann regelmäßig so-
fort das Ermittlungsverfahren nach § 153 a Abs. 1 StPO abschließen kann.

Ziele sind zum einen die Beschleunigung des staatsanwaltschaftlichen Ver-
fahrens und die Stärkung polizeilichen Auftretens vor Ort und der damit ver-
bundenen Präventivwirkung.

Forschungsmethoden

- Erhebung und Untersuchung von Vorgangsgrunddaten des Polizeipräsi-
diums Mittelfranken

- Analyse von (für dieses Projekt entwickelten) staatsanwaltschaftlichen
Erfassungsbogen, EDV-Dateien, ergänzend Strafakten der StA Nürn-
berg-Fürth bezüglich Verfahrensgang und -abschluss

- Befragung von sachbearbeitenden Staatsanwälten, Polizeibeamten und
ausgewählten Geschädigten zu ihrer Einschätzung des Modellversuchs

- Vergleichsgruppe: Jahrgang 1999, nach dem Modellversuch gescheiterte
Fälle

Projektablauf

2001 bis 2003

Umsetzung

Erstellung von Zwischenberichten und dem Abschlussbericht 

Minthe, E. (Hrsg.) (2003). Soforteinbehalt bei Ladendiebstahl. Begleitfor-
schung eines Modellversuchs in Nürnberg. (Kriminologie und Praxis; 39).
Wiesbaden: KrimZ.
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Präsentation und Erörterung auf der KrimZ-Fachtagung „Neue Konzepte der
Kriminalpolitik“ 7. bis 9. Mai 2003 in Wiesbaden

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden,
E-Mail: info@krimz.de, Internet: http://www.krimz.de

mailto:info@krimz.de
http://www.krimz.de/
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Täterprofil von Brandstiftern

Untersuchungsgegenstand

Die empirische Untersuchung bezieht sich auf aufgeklärte vorsätzliche
Brandstiftungen im Land Brandenburg. Es sollen Grundlagen für eine krimi-
nalistisch-kriminologische Fallanalyse geschaffen werden. Die Untersuchung
soll im Ergebnis dazu führen, dass die Verdachtsgewinnungsstrategien, die
Überprüfung von Tatverdächtigen und nicht zuletzt auch die Ermittlung und
Überführung des vorsätzlichen Brandstifters professionalisiert und beschleu-
nigt werden.

Forschungsmethoden

Die Datenerfassung erfolgt durch Auswertung von Strafakten aufgeklärter
vorsätzlicher Brandstiftungen. Daran anschließend sind Befragungen von
Ermittlungsbeamten sowie die Exploration von ausgewählten Straftätern vor-
gesehen.

Projektablauf

Aktualisierungsmitteilung 6. 3. 2003:

- Das Forschungsprojekt begann im Oktober 2000 und endet voraussicht-
lich im September/Oktober 2004. 

- Im Ergebnis der Erarbeitung der theoretischen Grundlagen erfolgt ge-
genwärtig die Aktenauswertung. Bisher wurden die Daten aus 768
staatsanwaltschaftlichen Strafakten erfasst. Hinzu kommen ca. 300 Straf-
akten, die durch Studenten der Fachhochschule für Polizei des Landes
Sachsen analysiert werden. 

- Gegenwärtig werden Serienstraftäter gesondert untersucht. 

- Als letzte Phase folgt die Auswertung und abschließende Projektdoku-
mentation.
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Forschungsergebnisse

Aus den erfassten Datensätzen wurden die Häufigkeitsverteilungen einzelner
Tat- und Tätermerkmale ermittelt. Ein Auswertungsprogramm wird gegen-
wärtig erarbeitet und erprobt.

Besonderheiten

Es handelt sich um ein Kooperationsprojekt zwischen der Fachhochschule
der Polizei und dem Landeskriminalamt Brandenburg, an dem als Praxispart-
ner auch erfahrene Brandermittler der Polizei Brandenburg sowie ein exter-
ner Kriminalpsychologe beteiligt sind. Eine Mitwirkung der Fachhochschule
für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege Mecklenburg-Vorpommern, der
Fachhochschule für Polizei Sachsen sowie der Fachhochschule für Polizei
Sachsen-Anhalt sind vereinbart.

Kosten/Finanzierung

Die Finanzierung erfolgt durch Mittel aus dem Forschungstitel der Fachhoch-
schule der Polizei des Landes Brandenburg, die auf der Grundlage eines im
Senat bestätigten Forschungsplanes vergeben werden.

Umsetzung

Neben der Publikation der Ergebnisse ist vorgesehen, die Erkenntnisse im
Rahmen von Lehrveranstaltungen und Vorträgen in der Aus- und Fortbildung
zu nutzen. Bisher haben 18 Studierende aus einem studentischen Forschungs-
zirkel, der mit dem Forschungsprojekt verbunden ist, eine Diplomarbeit vor-
gelegt.

Vortrag anlässlich des Forums KI 1 – 2003 (26./27. 6. 2003): „Täterprofil
von Brandstiftern – eine Untersuchung des Landeskriminalamtes und der
Fachhochschule der Polizei des Landes Brandenburg“ (Harry Jäkel, LKA
Brandenburg).

Publikation siehe „Forum KI 1 – 2003“, Beilage „Forschung und Entwick-
lung – Information für den Polizeipraktiker“ Nr. 30, auf der Website des
BKA
(http://www.bka.de/kriminalwissenschaften/kiforum/kiforum2003.html), im
Extrapol.de (www.extrapol.de/frameset/index.jsp?id=8024) und im Intranet
des BKA (alphabetischer Index, Buchstabe F > Forum).

http://www.bka.de/kriminalwissenschaften/kiforum/kiforum2003.html
http://www.extrapol.de/frameset/index.jsp?id=8024)
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Kontakte

Landeskriminalamt Brandenburg, Referat 45.3, Tramper Chaussee 1, 16225
Eberswalde, E-Mail: lka-brandenburg@t-online.de

mailto:lka-brandenburg@t-online.de
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Zusammenarbeit zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft
bei schwerer Gewaltkriminalität – eine Bestands- und Quali-
tätsanalyse

Untersuchungsgegenstand

Im Juni 1998 haben die Justizministerinnen und -minister im Rahmen ihrer
turnusmäßigen Konferenz auf Grundlage verschiedener Forschungsergebnis-
se beschlossen, neue Formen der Zusammenarbeit zwischen Polizei und
Staatsanwaltschaft zu fördern.

Vor diesem Hintergrund hat die Kriminologische Zentralstelle ein For-
schungsprojekt begonnen, das die Zusammenarbeit zwischen Staatsanwalt-
schaft und Polizei speziell im Bereich der schweren Gewaltkriminalität (ge-
fährliche und schwere Körperverletzung, Raub, Erpressung, Tötungsdelikte)
untersuchen soll.

Auf Grundlage einer empirischen Untersuchung sollen einmal die tatsächlich
praktizierten Formen der Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und
Polizei im Bereich der schweren Gewaltkriminalität systematisiert werden.
Die von den Praktikern als sinnvoll eingestuften Variationen der Zusammen-
arbeit werden in einem zweiten Schritt mit Hilfe theoretischer Überlegungen
auf ihre Qualität hin analysiert. Im Ergebnis sollen u. a. auch Hilfestellungen
erarbeitet werden, um die Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und
Polizei bei schweren Gewaltdelikten effektiver und effizienter gestalten zu
können.

Forschungsmethoden

- Fragebogenerhebung
- Problemzentrierte Interviews und Experteninterviews

Projektablauf

Projektbeginn 2003

Explorationsphase

Überlegungen zu organisatorischen, theoretischen und inhaltlichen Grundla-
gen 
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Bestandsanalyse (Voruntersuchung): Festlegung der Rahmenbedingungen für
die Qualitätsanalyse sowie bundesweiter Überblick über die praktizierten
Formen der Zusammenarbeit zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft

Unterfragen hierzu sind u. a.:

- Welche wesentlichen Formen von Zusammenarbeit werden praktiziert?

- Welcher inhaltlicher Schwerpunkt (deliktsspezifisch/deliktsübergreifend,
fallspezifisch/fallübergreifend) liegt diesen Formen der Zusammenarbeit
überwiegend zugrunde?

- Inwieweit werden diese Formen von den Praktikern als sinnvoll einge-
stuft?

Ein weiteres Ziel der Voruntersuchung besteht darin, Komponenten gemein-
samer Arbeitsgruppen zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft herauszufin-
den. Maßgeblich hierfür sind u. a. folgende Fragen:

- Wie sind die Arbeitsgruppen entstanden?
- Welchen inhaltlichen Schwerpunkt haben sie?
- Welche organisatorischen Rahmenbedingungen liegen ihnen zugrunde?

Der Bestandsanalyse liegt ein exploratives Forschungsdesign zugrunde. Der
angewandte Erhebungsbogen beinhaltet strukturierte Fragen und standardi-
sierte Antwortmöglichkeiten. Als Erhebungsmethode wurde das Telefonin-
terview gewählt. Insgesamt sind mit Ansprechpartnern beider Behörden von
insgesamt 50 zufällig ausgewählten Städten Interviews geführt worden (=
100 Interviews). Auf Grundlage der Ergebnisse des Pretests (20 Interviews –
je 10 mit Staatsanwälten und Polizeibeamten), wurde der Erhebungsbogen
leicht modifiziert.

Besonderheiten

Mit den Ergebnissen der Voruntersuchung kann im Frühjahr 2004 gerechnet
werden. Auf dieser Basis können schließlich die konkreten Rahmenbedin-
gungen der Qualitätsanalyse festgelegt und die dafür erforderlichen Erhe-
bungsinstrumente konzipiert werden.

Kosten/Finanzierung

Eigene Haushaltsmittel der Kriminologischen Zentralstelle
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Umsetzung

noch offen!

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden, 
E-Mail: info@krimz.de, Internet: http://www.krimz.de

mailto:info@krimz.de
http://www.krimz.de/


Prävention

224

Erlebnispädagogisches Langzeitprojekt „On the wave“ in
Kooperation mit Jugendhilfe, Polizei und Schule

Untersuchungsgegenstand

Untersucht wurde, ob in einer als relativ schwierig definierten Hauptschul-
klasse, durch von außen initiierte Projektmaßnahmen positive Änderungen
erreicht werden können. 

Untersuchungsgegenstand war eine 8. Klasse Hauptschule.

Projektbeteiligte:

- Klasse 8a einer GHWRS 

- Jugend- und Kinderbüro Schramberg: 9 erlebnispädagogische Einheiten
nach dem spezifischen Ansatz „Project Adventure“

- Jugendsachbearbeiter der Polizei Schramberg: Gewaltpräventions-
training und Besuch der Justizvollzugsanstalt

- Jugendamt Rottweil: Exemplarischer sozialer Trainingskurs

- Steinbeis-Stiftung: Wissenschaftliche Begleitung

- Diplomand

Forschungsmethoden

Kombination von qualitativen und quantitativen Erhebungsmethoden.

- Fragebogen zur Einstellung und Orientierung Jugendlicher hinsichtlich
sozialen Lernens, Gewalt und Kooperation – 2 Messzeitpunkte

- Fragebogen „Aktivitäten der Polizei“ – 1 Messzeitpunkt

- Fragebogen „Aktivitäten der Erlebnispädagogik“ – 1 Messzeitpunkt

- Gruppendiskussionen (mit Video dokumentiert und transkribiert) zu den
Themen: Bewertung der Klassensituation, Gedanken zur Gewalt, Er-
wartungen zu den durchgeführten Aktivitäten – 1 Messzeitpunkt

- Gruppendiskussion nachdem einige Projektaktivitäten erfolgt waren

- Einzelinterviews nach Projektabschluss
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Projektablauf

Ausgangslage:
Die Klassenlehrerin der Schulklasse kam auf das Jugend- und Kinderbüro
Schramberg zu mit der Bitte um Intervention. Auslöser waren massive Auf-
fälligkeiten in der Klasse: Mobbing, Ausgrenzung, Kleingruppenbildung,
psychische Gewalt. Normales unterrichten war z. T. nicht mehr möglich.

Projektbeginn:
12. März 2002 mit Fragebogen zur Einstellung und Orientierung Jugendli-
cher hinsichtlich Gewalt und Gruppendiskussion

Projektablauf:

- Im Zeitrahmen von April bis Juli 2002 wurden mit der Hauptschulklasse
9 erlebnispädagogische Einheiten durchgeführt. Hierbei trafen sich die
Trainer jeweils ca. vier Stunden mit den Schüler/-innen (Ziele: Vermitt-
lung sozialer Kompetenzen und Schlüsselqualifikationen)

- Parallel führten die Jugendsachbearbeiter der Polizei das Antigewalttrai-
ning durch und besuchten mit den Schüler/-innen die JVA Oberndorf.
Hier konnten die Jugendlichen direkt mit inhaftierten Jugendli-
chen/jungen Erwachsenen sprechen.

- Das Jugendamt Rottweil führte an einem Nachmittag einen exemplari-
schen sozialen Trainingskurs durch.

- Die wissenschaftliche Untersuchung der Steinbeis Stiftung verlief paral-
lel mit den oben beschriebenen Untersuchungsmethoden.

Projektende: Mitte Juli 2002

Forschungsergebnisse

Es liegt eine umfangreiche Studie mit über 75 Seiten vor die beim Jugend-
und Kinderbüro Schramberg angefordert werden kann.

Die Ergebnisse sind sehr positiv. Kurzergebnisse aus der Studie:

- Das Klassenklima hat sich positiv verändert.

- Die Jugendlichen sind in ihrer subjektiven Handlungsfähigkeit bestärkt
worden.

- Das Vertrauen untereinander hat deutlich zugenommen.
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- Die Kommunikation hat sich deutlich verbessert, einhergehend mit einer
ausgebildeteren kommunikativen Kompetenz.

- Die individuellen Einstellungen zur Gewalt haben sich positiv verändert.
Die Jugendlichen bewerten auch psychische Gewalt kritischer. Eine
deutlichere Ablehnung wird erkennbar.

- Zu Rechts- und Normenverstößen ist eine stärkere ablehnende Haltung
festzustellen.

- An der bereits vorhandenen positiven Lebenseinstellung hat sich keine
statistisch relevante Änderung ergeben.

- Das eigene Kontrollverhalten ist gestärkt worden.

- Das soziale Klima in der Klasse hat sich verbessert.

- Im Verhältnis gegenüber Erwachsenen hat sich eine andere Sichtweise
bemerkbar gemacht. Die Kommunikation mit Erwachsenen wird in grö-
ßeren Masse gewünscht.

Kosten/Finanzierung

Das Projekt wurde zum überwiegenden Teil durch Mittel des Jugend- und
Kinderbüros Schramberg finanziert. Die konkreten Projektkosten können di-
rekt beim Jugend- und Kinderbüro Schramberg nachgefragt werden.

Umsetzung

Das Projekt wird in der nächsten KKP-Aktuell des Landeskriminalamtes Ba-
den-Württemberg vorgestellt. 

Die komplette Studie kann im Internet unter www.juks-online.de (Pfad:
JUKS-Aktiv/Erlebnispädagogik/Download) herunter geladen werden.

Kontakte

Polizeidirektion Rottweil, Kriminalprävention, Oberamteigasse 11, 
78628 Rottweil
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Es geht um uns – Kinder!

Untersuchungsgegenstand

Es handelt sich um ein Projekt zur Gewaltprävention für 2. und 3. Klassen in
der Grundschule.

Ziel ist die Sensibilisierung der Kinder zur gewaltfreien Konfliktlösung.

Soziale Kompetenzen, persönliche Stärken, Mut und Freude sind wichtig, a-
ber auch Aggression, Wut und Angst gehören in das Blickfeld.

Sind Kinder vertraut im Umgang mit ihren eigenen Gefühlen, ist es ihnen
möglich, ein friedliches Miteinander als persönliches Ziel zu empfinden.
Hieraus erwächst für Erwachsene die Aufgabe, sich aktiv mit Kindern aus-
einander zu setzen.

Erwachsene sind Kindern ein Vorbild bei gewaltfreier Konfliktlösung. Hier
ist konstruktive Mitarbeit notwendig. Unerlässliche Zielgruppen sind die El-
tern. Ihnen werden zu den Projekttagen der Kinder themenbezogene Eltern-
Kind-Nachmittage angeboten.

Forschungsmethoden

Die wissenschaftliche Begleitung wurde durch die Bergische Universität Ge-
samthochschule, Fachbereich 3, Pädagogik übernommen. Anhand eines ent-
wickelten Fragebogens wurden durch Studentinnen und Studenten ca. 150
Schülerinnen und Schüler vor und nach der Projektdurchführung interviewt.

Projektablauf

Beginn:
Die Konzepterarbeitung und Gründung eines Arbeitskreises erfolgte im Mai
2001.

Zeitplan:
Die Pilotphase wurde im Jahr 2002 durchgeführt; seit dem Jahr 2003 werden
schulinterne Lehrerfortbildungen angeboten. Die Grundschulen beginnen in
eigener Verantwortung mit der Umsetzung des Projektes in enger Anbindung
an den Arbeitskreis.
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Sachstand:
Das Gesamtprojekt ist noch nicht abgeschlossen. Über den Arbeitskreis wer-
den Fortsetzungsprojekte geplant.

Forschungsergebnisse

Die Evaluation des Projektes durch die Studentinnen und Studenten der Ber-
gischen Universität Gesamthochschule Wuppertal ergab:

„Das, was die Schüler/-innen im Interviewbogen angegeben haben, zeigt,
dass sie durch das Projekt für Gewaltphänomene sensibilisiert worden sind.
Somit haben Kinder ihre theoretische Einstellung zur Gewalt verändert.

Die Handlungskompetenz der Schüler/-innen ist in dieser Studie nicht unter-
sucht worden. Die Zahl der nicht sensibilisierten Schüler/-innen hat stark ab-
genommen. Sie erkennen Gewalt nicht erst in der körperlichen Auseinander-
setzung, sondern auch schon in geringeren Gewaltstufen, bspw. der Drohung.
Des weiteren hat sich die Konfliktkompetenz der Schüler/-innen sichtlich er-
höht. Die Anzahl der Kinder, die gar keine Kompetenzen entwickelt haben,
hat sich stark minimiert.“

(Auszug aus der Evaluationsstudie von Prof. Dr. Fritz Böversen und Janine
Eisenberg vom Oktober 2003).

Kosten/Finanzierung

Die Projektkosten (Unterrichtsmaterial für die Pilotphase, Projektmappen
sowie ein Medienkoffer) in Höhe von ca. 1.500 € wurde durch den Haus-
haltstitel Prävention der Polizeibehörde Wuppertal finanziert.

Die Referentenhonorare für Fortbildungsveranstaltungen werden durch die
Kooperationspartner getragen.

Für die Evaluation durch die Bergische Universität Gesamthochschule Wup-
pertal wurden keine Kosten in Rechnung gestellt.

Umsetzung

Das Projekt wurde durch die örtlichen „Printmedien“ begleitet und im Regio-
nalfernsehen vorgestellt.

Weitere Projektpräsentationen erfolgen im Rahmen der Arbeitstagung der
Jugendschutzbeauftragten der Polizei des Landes NRW im Jahre 2003 sowie
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beim „Zukunftsforum Familienbildung“ des Ministeriums für Gesundheit,
Soziales, Frauen und Familie des Landes NRW.

Für den Landespreis Innere Sicherheit wurde eine Bewerbung vorgelegt.

Projektinformationen werden im Internet des Polizeipräsidiums Wuppertal
eingestellt.

Kontakte

Polizeipräsidium Wuppertal, Zentrale Kriminalitätsbekämpfung, Kommis-
sariat Vorbeugung Wuppertal, Friedrich-Engels-Allee 228, 42285 Wuppertal,
E-Mail: zkb.k-vorbeugung@wuppertal.polizei.nrw.de, 
Internet: http://pp.wtal.de

mailto:zkb.k-vorbeugung@wuppertal.polizei.nrw.de
http://pp.wtal.de/
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Evaluation des Projektes „Videoschutz Ravensberger Park“

Untersuchungsgegenstand

Evaluation von Videoüberwachung im öffentlichen Raum

Forschungsmethoden

Methodenmixtum: 

- statistische Analysen, Dokumentenanalysen, Aktenanalysen/-auswer-
tungen; 

- Befragungen: mündlich und telefonisch jeweils nach standardisierten
Fragebögen: Bevölkerung, Nutzer Anwohner, Szeneangehörige, Exper-
ten jeweils Fakten- und Meinungsumfragen

Projektablauf

Februar 2002 bis März 2004:
im März 2004 in der Ausarbeitungsphase, Ende voraussichtlich Mai 2004

Forschungsergebnisse

Erkennbar: deliktspezifische positive Wirkung auf die Sicherheitslage in un-
terschiedlichem Umfang, signifikante positive Wirkung auf das Sicherheits-
gefühl

Kosten/Finanzierung

Gesamtkosten ca. 15.000 €; Finanzierung aus dem Forschungsetat der Fach-
hochschule; mehr als zwei Drittel der Gesamtkosten stammen aus einer Fi-
nanzierungsbeteiligung durch das Innenministerium NRW, technische Unter-
stützung zur Auswertung erhobener Daten durch das Amt für Statistik der
Stadt Bielefeld

Umsetzung

Publikation in Vorbereitung
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Kontakte

Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW, Dezernat III, 
Haidekamp 73, 45886 Gelsenkirchen, Internet: http://www.fhoev.nrw

http://www.fhoev.nrw/
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Evaluation kriminalpräventiver Projekte. Eine Grundlegung
für die Praxis

Untersuchungsgegenstand

Methodische Grundlegung für die Wirkungskontrolle in der Kriminalpräven-
tion

Forschungsmethoden

Literaturanalyse

Projektablauf

Beginn und Abschluss: 2000

Besonderheiten

Kooperationspartner: 
IPSO Institut für praktische Sozialforschung, Münster
Dr. Hans-Rüdiger Volkmann

Kosten/Finanzierung

Externe Kosten: 10.000 DM

Umsetzung

Lehrveranstaltungen

Publikationen:

- Hans-Rüdiger Volkmann/Joachim Jäger: Evaluation kriminalpräventiver
Projekte. Eine Grundlegung für die Praxis, Münster 2000, ISBN 3-00-
006365-X, Herausgeber: Polizei-Führungsakademie

- Internet Deutsches Forum für Kriminalprävention,
http://www.kriminalpraevention.de

http://www.kriminalpraevention.de/
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Kontakte

Polizei-Führungsakademie, Fachbereich II, Zum Roten Berge 18-24, 
48165 Münster, E-Mail: fb2@mail.pfa.nrw.de

mailto:fb2@mail.pfa.nrw.de
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Richtlinien zur Förderung der Diversion bei jugendlichen
und heranwachsenden Beschuldigten in Schleswig-Holstein

Untersuchungsgegenstand

Untersuchungsziel ist die wissenschaftliche Evaluierung der am 15. 6. 1998
in Kraft getretenen Richtlinie Schleswig-Holsteins zur Förderung der Diver-
sion bei jugendlichen und heranwachsenden Beschuldigten im Hinblick auf
Effizienz und Rechtsstaatlichkeit.

Polizeibeamte haben bei diversionsgeeigneten Straftaten nach der Richtlinie
eine Einstellung des Verfahrens nach § 45 JGG durch die Staatsanwaltschaft
vorzubereiten, indem sie

- mit den Jugendlichen oder Heranwachsenden anlässlich der verantwort-
lichen Vernehmung ein normverdeutlichendes erzieherisches Gespräch
führen (Nr. 3.1.1 der Richtlinie) – Vorbereitung einer Einstellung nach
§ 45 Abs. 1 JGG;

- sofortige Maßnahmen an Ort und Stelle anregen, wie etwa Entschuldi-
gung oder Schadenswiedergutmachung beim Opfer (Nr. 3.1.1.1 der
Richtlinie) – Vorbereitung einer Einstellung nach § 45 Abs. 1 JGG;

- darüber hinausgehende erzieherische Maßnahmen – möglichst telefo-
nisch – der Staatsanwaltschaft vorschlagen, ihre Zustimmung hierzu ein-
holen, die Maßnahme beim Beschuldigten anregen und bei dessen Ein-
verständnis ggf. ihre Durchführung feststellen (Nr. 3.1.1.2 der Richtlinie)
– Vorbereitung einer Einstellung nach § 45 Abs. 2 JGG.

Forschungsmethoden

Im Rahmen einer Aktenanalyse wurden 300 nach § 45 JGG behandelte Fälle
des ersten Halbjahres 2000 aus den Staatsanwaltschaftsbezirken Kiel, Lü-
beck, Itzehoe und Flensburg ausgewertet. Untersucht wurden insbesondere
die Zeit und der Arbeitsaufwand, die das neue Verfahren in Anspruch nimmt,
auf welche Fälle es angewendet wird, welche Maßnahmen von der Polizei
vorgeschlagen werden und wie die Staatsanwaltschaft damit umgeht. Als
Vergleichsgruppe dienen Fälle aus dem ersten Halbjahr 1998, die nach den
alten Diversionsrichtlinien bearbeitet wurden.

Zusätzlich wurden Staatsanwälte, Richter und Polizeibeamte sowie die Ju-
gendgerichtshilfe zur Anwendung und Akzeptanz der Richtlinien schriftlich
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befragt. Auch die Wirkungen des normverdeutlichenden Gesprächs auf die
Beschuldigten sind durch Einzelinterviews untersucht worden.

Projektablauf

2001 bis 2004
Die Erhebungsphase wurde 2002 abgeschlossen.

Umsetzung

Vortrag und Erörterung auf der KrimZ-Fachtagung „Neue Konzepte der
Kriminalpolitik“ vom 7. bis 9. Mai 2003. Der Abschlussbericht soll 2004 von
der KrimZ veröffentlicht werden.

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden,
E-Mail: info@krimz.de, Internet: http://www.krimz.de

mailto:info@krimz.de
http://www.krimz.de/
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Sexualisierte Gewalt und ihre Prävention: Evaluation eines
Konzeptes der Polizeilichen Kriminalprävention „Selbstbe-
hauptungskurse für Mädchen“

Untersuchungsgegenstand

Das Konzept der Polizeilichen Kriminalprävention „Selbstbehauptungskurse
für Mädchen gegen sexualisierte Gewalt“ wird seit 1993 mit einem interdis-
ziplinären, gemischtgeschlechtlichem Trainerteam höchst erfolgreich in allen
Schulformen im Bonner Raum durchgeführt. Obwohl interne Evaluationen
über die Teilnehmerzufriedenheit regelmäßig durchgeführt werden und zwei
Diplomarbeiten zu dieser Thematik bereits vorlagen, bestand der Wunsch
nach einer systematischen Evaluation auf einem höheren wissenschaftlichen
Qualitätsstandard. Hier stellen sich mehrere Zielsetzungen:

- Bedarfsanalyse:
Gibt es einen prinzipiellen Bedarf für eine (Polizeiliche) Präventions-
maßnahme? Wenn ja, worauf beruht er?

- Effektivitätskontrolle bzw. Transferanalyse:
Wie effektiv ist das Präventionskonzept? Wo liegen Stärken oder auch
Grenzen? Können die Trainingsinhalte auf der Wissens- und Handlungs-
ebene umgesetzt werden?

- Schlussfolgerungen bzw. Programmanalyse:
Welche Schlussfolgerungen ergeben sich aus der Bedarfs- und Transfer-
analyse für das Polizeiliche Präventionskonzept?

Forschungsmethoden

In der Präventionsforschung liegen nur wenige systematische Evaluationen
vor. Häufig bezieht man sich auf das urteil von Experten (best practice) oder
auf subjektive Auskünfte von Zielgruppen, die mittels Fragebögen erhoben
werden. Subjektive Bewertungen von Experten und Zielgruppen haben aber
nur eine begrenzte wissenschaftliche Aussagekraft: Es können keine Aussa-
gen über z. B. Lernerfolg bzw. -transfer oder Art der Wirkung der Präventi-
onsmaßnahme getroffen werden. So wurde hier neben der Sekundäranalyse
des aktuellen Forschungsstandes zur sexualisierten Gewalt und zur Präventi-
on auf ein empirisches Forschungsdesign, einem Experimental-Kontroll-
gruppendesign (2 x 2-Design), zurückgegriffen.
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Forschungsdesign:
Zwei Trainingsgruppen (n = 55) wurden mit zwei Kontrollgruppen (n = 61)
vor und nach dem Training verglichen. Die Gruppen wurden per Zufall der
Experimental- und Kontrollgruppe zugewiesen. Das Alter der Versuchsper-
sonen reichte von 12 bis 16 Lebensjahren. Anschließend nahmen auch die
Kontrollgruppen an einem Training teil. Die Daten wurden mit einem von der
Autorin selbst entwickelten Fragebogen und einer Simulation (Rollenspiel)
erhoben. Die Eltern der Trainingsgruppen (n = 79) wurden ebenso befragt.

Fragebogen für die Zielstichprobe:

1. deskriptive Hintergrundinformationen: 
soziographische Daten, Trainingsmotivation/Vorerfahrungen mit Selbst-
behauptungsthema

2. Viktimisierungshintergrund:
Beschreibung der Viktimisierung über Häufigkeit, Situation, Täter, Tat-
ort; Verhalten während und nach der Viktimisierung; Angstträume;
Selbstbewertung der Selbstbehauptungskompetenz; Anzeigemotivation

3. (Handlungs-)Wissen/Informationen (über):
geschlechtsstereotype Vorstellungen über Sexualdelikte und Ursachen;
Präventive Strategien; Kenntnis und Wahrnehmung von Unterstützungs-
systemen

Fragebogen für die Eltern:

1. deskriptive Hintergrundinformationen:
soziographische Daten

2. Viktimisierungshintergrund der Töchter:
Wissen um Viktimisierung der Tochter, Eltern in der Rolle als Ratgeber,
Hilfesuchende, Anzeigemotivation

3. (Handlungs-)Wissen/Informationen (über):
geschlechtsstereotype Vorstellungen über Sexualdelikte und Ursachen;
Kenntnis und Nutzen von Unterstützungssystemen; präventive Verhal-
tensempfehlungen für die Tochter
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Rollenspiel/Simulation einer Belästigungssituation:

1. Ziele:
höhere Vergleichbarkeit mit Alltagssituation; direkte Prüfung der Hand-
lungsfähigkeit; Überprüfung des Wissenstransfers bzw. Zusammenhang
von Wissen und Handeln; Bewertung über mehrere Perspektiven von
Teilnehmerin, Rollenspieler, Beobachter

2. Kategorien:
verbale, nonverbale und paraverbale Konfliktstrategien

Projektablauf

1998:
Untersuchungsvorbereitung, Entwicklung und Überprüfung der Untersu-
chungsinstrumente an einer Stichprobe von 2.000 Teilnehmerinnen

1999:
Vorstellung der Untersuchung auf der Arbeitstagung „Gewaltprävention“,
Polizeifortbildungsinstitut (PFI) Neuss, Informationsveranstaltung für
Schulleitung und Eltern der Versuchspersonen, Testung, Trainingsdurchfüh-
rung

2000:
Datencodierung, -eingabe und statistische Auswertung

2001, 2002:
Dateninterpretation und Vorbereitung der Veröffentlichung

2003:
Veröffentlichung im Verlag Peter Lang GmbH

Forschungsergebnisse

In der Bedarfsanalyse und in der Effektivitätsprüfung der Präventionsmaß-
nahme wurden viele Daten erhoben, die eine Kontextanalyse der Zielstich-
probe möglich machten und damit auch Rückschlüsse auf die allgemeine
Gestaltung von Präventionskonzepten erlauben. Die Ergebnisse können auf-
grund der Datenvielfalt hier nur in groben Auszügen dargestellt werden. 

In der Bedarfsanalyse konnte die Notwendigkeit einer Präventionsmaßnahme
bestätigt und ihre Inhalte genau benannt und quantifiziert werden. Die Eltern
als Sozialisationsinstanz und in ihrer Multiplikatorenrolle wurden zur Ergän-
zung der Bedarfsanalyse hinzugezogen.
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- Die Zielstichprobe zeigte diffuse Ängste bezüglich der Sexualdelikte, ei-
ne verzerrte, stereotype Wahrnehmung von Sexualdelikten und spezifi-
sche, lebenspraktische Ängste, die das Fortbewegen im öffentlichen
Raum betreffen.

- Es besteht ein großes Defizit an Informationen, präventiven Handlungs-
wissen, Bewältigungsstrategien.

- Von einer Viktimisierung waren 69 % der Stichprobe betroffen: Eine
Minderheit erfuhr schwerwiegende sexualisierte Gewalterfahrungen, der
größere Teil erlebte einen Ausschnitt von alltäglichen, verbalen und non-
verbalen Belästigungen und Bedrohungen. Diese haben aber eine hohe
subjektive Relevanz.

- Unterstützungssysteme werden äußerst selten, fast ausschließlich durch
soziale Unterstützung von Gleichaltrigen, in Anspruch genommen. 

- Wunschansprechpartner im Falle einer Viktimisierung sind für die Ziel-
stichprobe die besten Freunde und die Mutter. Die Eltern geben noch vor
dem Lebenspartner die Polizei als erste Anlaufstelle an. Eine geringe
Anzeigemotivation konnte nicht festgestellt werden.

- Nur mit geringfügigen Unterschieden zeigten die Eltern unabhängig von
Geschlecht, Alter und Qualifikation eine defizitäres und verzerrtes Wis-
sen über Sexualdelikte, eine geringe Kenntnis und Inanspruchnahme von
Unterstützungssystemen sowie ein diffuses präventives Handlungswis-
sen.

Die Effektivitätsprüfung konnte über alle Bereiche des Trainings statistisch
bedeutsame Effekte nachweisen. Das Trainingskonzept wurde in seiner
Handlungsorientierung bestätigt. Es zeigte sich, dass die Polizei als realisier-
ter und Wunschansprechpartner weit vor anderen professionellen Unterstüt-
zungssystemen rangierte. Als Grund dafür wurde die Glaubwürdigkeit und
Professionalität genannt.

- Das Training bewirkte eine signifikante Steigerung des spezifischen
Handlungswissens, ein ausdifferenziertes, relativ vorurteilsfreies Wissen
über Sexualdelikte, eine immense Steigerung der Handlungsfähigkeit in
(simulierten) Belästigungssituationen sowie eine eindeutige und selbstsi-
chere Kommunikation.

- Furcht vor Sexualdelikten und dem Fortbewegen im öffentlichen Raum
als mädchenspezifische Kriminalitätsfurcht sanken, die Zufriedenheit mit
der eigenen Gegenwehrkompetenz stieg. Von dieser Intervention profi
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tieren unabhängig von den Vorerfahrungen und Persönlichkeitsmerkma-
len alle Teilnehmerinnen.

Schlussfolgerungen für die Gestaltung von Präventionsmaßnahmen:

Die Lebenswelt der Zielgruppen muss stärker beachtet werden. Dies betrifft
die relative Passivität der Zielgruppen im Aufsuchen von Informationen und
Unterstützungssystemen. In diesem Fall sind die Zielgruppen über die Orga-
nisation der Polizei und Schulen sehr gut erreichbar. Präventionsmaßnahmen
müssen den Aufbau einer professionellen Vertrauensbeziehung, Handlungs-
orientiertheit, lebenspraktischen Bezug, Wahrnehmung von psychologischer
und strafrechtlicher Unterstützung und Hilfe ohne ungewollte Konsequenzen
umsetzen. 

Es wird diskutiert, ob die Polizei für diese Interventionen zuständig sein soll
– alternativ sollen Multiplikatoren diese Rolle übernehmen. Dies ist aber nur
möglich, wenn vernetzte Ordnungsstrukturen und Trainer mit entsprechender
kriminologischer und psychologischer Qualifikation mit Erfahrung in Kri-
senintervention zur Verfügung stehen. 

Für die Versuchspersonen dieser Befragung ist die Polizei kompetenter An-
sprechpartner und häufig auch aufgrund einer Anzeigeerstattung die zweite
Anlaufstelle im Falle einer Viktimisierung, die fast gleichwertig neben dem
sozialen Unterstützungssystem steht. Das Vertrauen in Professionalität, Be-
kanntheitsgrad und Verfügbarkeit werden (hier) überwiegend positiv bewer-
tet. 

Gleichzeitig ist das psychologische Unterstützungssystem, repräsentiert
durch Beratungsstellen, in dem Bewusstsein der Bevölkerung kaum präsent,
wenig transparent und häufig nur nach Terminabsprache erreichbar. Dieses
Konzept der Polizeilichen Kriminalprävention schafft eine hervorragende
Möglichkeit der notwendigen Öffentlichkeitsarbeit (auch für andere The-
men), Vernetzung mit anderen professionellen Strukturen und Bürgernähe.

Kriminalpolitisch gesehen, sind dringend professionell ausgebildete Fach-
leute zur psychologischen Unterstützung und flächendeckend vernetzte Un-
terstützungssysteme zur primären und sekundären Prävention von Gewalt ge-
fordert. Zum jetzigen Zeitpunkt füllt das Polizeiliche Präventionskonzept
eine Lücke, die aufgrund des schlechten Versorgungsnetzes von (potentiel-
len) Gewaltopfern in Deutschland noch nicht alternativ geschlossen werden
kann.
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Umsetzung

Die Untersuchung wurde 2003 veröffentlicht:
K. Klehm (2003. Sexualisierte Gewalt und ihre Prävention: Evaluation eines
Konzeptes der Polizeilichen Kriminalprävention „Selbstbehauptungskurse für
Mädchen“, Frankfurt a.M.: Peter Lang GmbH

Kontakte

Polizeipräsidium Bonn, Kommissariat Vorbeugung, Bornheimer Straße 25,
53111 Bonn, E-Mail: Kvorbeugung-bonn@t-online.de

mailto:Kvorbeugung-bonn@t-online.de
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Verhalten bei Raubüberfällen – Evaluation einer Schulung
bei der Reichelt AG Berlin

Untersuchungsgegenstand

Da es zunehmend schwieriger wurde, über einen Banküberfall an Geld zu
kommen, konzentrierten sich Täter in ihren Bemühungen auch stark auf Le-
bensmittelmärkte. Typischerweise werden von einem Einzeltäter Kassiere-
rinnen und Kassierer mit einer Waffe bedroht, das Geld wird genommen und
die Täter flüchten. 

Die Ziele in den Schulungsveranstaltungen waren:

- Sensibilisierung für verhaltensorientierte Maßnahmen zur Vorbeugung
von Überfällen

- Erhöhung des subjektiven Sicherheitsgefühls im Arbeitsalltag und im
Ernstfall durch Wissen um angemessenes Verhalten.

- Vermittlung vom Umgang mit Sicherheitssystemen und Fahndungshin-
weisen

Forschungsmethoden

Befragung der Teilnehmenden mittels Fragebogen vor und direkt nach der
Veranstaltung, Zweitbefragung der TN sechs Monaten nach Schulungsende.

Projektablauf

März bis Juli 2002: 
- Projektentwicklung
- Entwicklung eines Schulungskonzeptes
- Entwicklung von Fragebögen zur Evaluation

August bis November 2002:
- Durchführung der Seminare

Dezember 2002 bis Mai 2003:
- Ergebnissicherung/Auswertung
- Fertigung und Präsentation des Zwischenberichts zur Evaluation der

durchgeführten Seminare
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Juli bis September 2003:
- Versendung der neuen Fragebögen
- Beantwortung und Rücksendung der Fragebögen

Oktober 2003 bis März 2004:
- Ergebnissicherung/Auswertung
- Fertigung und Präsentation des Abschlussberichts zur Evaluation der

nachhaltigen Wirkung der Schulungsmaßnahmen

Forschungsergebnisse

In Bezug auf durch die Schulungen erworbenes Wissen, ist bei den Teilneh-
menden zu erkennen, dass sie auch nach einem längeren Zeitraum noch
wichtige, präventive Inhalte wiedergeben können.

Allerdings hat sich über den Zeitraum nach dem Schulungsende das subjekti-
ve Sicherheitsgefühl insgesamt wieder verschlechtert und die Sorge um das
physische und psychische Wohl erhöht. Dies obwohl die Zahlen zu Raub-
überfällen auf Geschäfte der Reichelt AG in Berlin weiter abgenommen ha-
ben.

Um das subjektive Sicherheitsgefühl langfristig zu stärken erscheint es sinn-
voll, Schulungen

der angesprochenen Art kontinuierlich zu wiederholen. Im Übrigen ein
Wunsch der Teilnehmenden, die sich für eine fortgesetzte, jährliche Beschu-
lung aussprachen.

Besonderheiten

Der Evaluation der Wirkungen aus den Schulungsveranstaltungen liegt nur
ein geringer Datenbestand zu Grunde, da von den anfänglich 117 Teilneh-
menden lediglich noch 36 an dieser Zweitbefragung teilnahmen. So sind auch
die Ergebnisse zu den Wirkungen aus der Schulung mehr unter qualitativen
als unter quantitativen Aspekten zu bewerten.

Kosten/Finanzierung

Das Projekt wurde im Rahmen des für das damalige LKA 14, hier das Anti-
Gewalt-Projekt, vorgesehenen Aufgabenzuschnitts durchgeführt. Es entstan-
den keine extra ausweisbaren Kosten.
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Umsetzung

Das Projekt wurde im Rahmen von Schulungsseminaren bei der Reichelt AG
durchgeführt.

Kontakte

Landeskriminalamt Berlin, LKA 143, Anti-Gewalt-Projekt, Keihtstraße 30,
10787 Berlin, Internet: http://www.polizei.berlin.de

http://www.polizei.berlin.de/
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Verkehrsunterricht gem. § 48 StVO – Anwendungsstudie ei-
nes vernachlässigten Präventionsinstrumentes

Untersuchungsgegenstand

Der Verkehrsunterricht gem. § 48 StVO ist eine in der polizeilichen Praxis
vernachlässigte Möglichkeit, auf Täter von Verkehrsdelikten positiv einzu-
wirken.

Mit dem Projekt soll der Stellenwert und die Voraussetzungen des Verkehrs-
unterrichts untersucht und der Frage nachgegangen werden: Wird von dem
Verkehrsunterricht als verkehrserzieherische Maßnahme vorbeugender Ge-
fahrenabwehr zu wenig Gebrauch gemacht?

Zusätzlich wird der Verkehrsunterricht nach § 10 JGG (neue ambulante
Maßnahme) in das laufende Forschungsprojekt aufgenommen.

Forschungsmethoden

- Befragungen schriftlich/mündlich

- Literaturanalyse

- Anwendungsleitfaden für Multiplikatoren evaluieren

Befragt werden sollen künftig die Anwender und Adressaten des Verkehrs-
unterrichts. In einer ersten Befragung wurden 2002 Landkreise und kreisfreie
Städte in der gesamten Bundesrepublik auf die Anwendung des § 48 StVO
befragt. Die Auswertung läuft derzeit noch. Mangels genügend großer Teil-
nehmerzahl konnte bislang keine Kursteilnehmer befragt werden, was jedoch
für die Zukunft (im Laufe des Jahre 2003) geplant ist. Im Rahmen des Ver-
kehrsunterrichts nach § 10 JGG sollen ebenfalls Anwender und Kursteilneh-
mer befragt werden.

In beiden Fällen sind zunächst schriftliche Befragungen auf der Grundlage
standardisierter Fragebögen mit jeweils offenen und geschlossenen Fragen
geplant. In einer zweiten Runde sollen dann auch Interviews mit jeweils bei-
den Seiten durchgeführt werden.
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Projektablauf

Beginn: Januar 2002
Ende der Befragung: Dezember 2002
Auswertungsphase: Januar bis Juni 2003
Ende der Studie: Juni 2003

Folgeprojekte sind angedacht:
1. Änderung des § 48 StVO (BMV hat Interesse angemeldet)
2. Didaktische und pädagogische Neuorientierung bei § 48 StVO

Forschungsergebnisse

noch offen

Besonderheiten

Da diese Arbeit an der Fachhochschule für Polizei nicht allein zu leisten ist,
wird das Projekt in Zusammenarbeit mit dem Institut für Verkehrsrecht und
Verkehrsverhalten Bautzen (IVVB) durchgeführt.

Nähere Informationen unter: http://www.ivvbautzen.de

Kosten/Finanzierung

Die Finanzierung des Folgeprojektes ist noch offen.

Umsetzung

- 2 Fachaufsätze
- Internetpublikation der Ergebnisse auf http://www.ivvbautzen.de
- Fachaufsätze zur Auswirkung der Studie

Fundstellen für entsprechende Aufsätze:

1. Aufsatz: Neue Ansätze der Prävention bei Jugenddelinquenz im Ver-
kehrsstrafrecht – Teil 1, in: Die Kriminalprävention, Heft 4/2001

2. Aufsatz: Neue Ansätze der Prävention bei Jugenddelinquenz im Ver-
kehrsstrafrecht – Teil 2, in: Die Kriminalprävention, Heft 5/2001

3. Aufsatz: Stellenwert und Voraussetzungen des Verkehrsunterrichts, in:
Verkehrsdienst, Heft 11/2001

http://www.ivvbautzen.de/
http://www.ivvbautzen.de/
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4. Aufsatz: Verkehrsunterricht gem. § 48 StVO – ein neues Betätigungsfeld
für die Polizei?, in: POLIZEISPIEGEL, Heft 1/2002, Fachteil Bund

5. Aufsatz: Chancen und Grenzen des erzieherischen Verkehrsunterrichts
nach § 10 JGG – ein Fallbeispiel aus Görlitz, in: Mitteilungsblatt des
Sächsischen Landesjugendamtes Nr. 2/2002

6. Aufsatz: Kommunales Präventionsmodell Verkehrsunterricht nach § 48
StVO, in: Niedersächsischer Städtetag – Nachrichten (NST – N) Heft 7-
8/2002

7. Aufsatz: Junge Verkehrsstraftäter und erzieherischer Verkehrsunterricht
nach § 10 JGG, in: Polizei Journal, Heft 9-10/2002

8. Aufsatz: Verkehrsunterricht nach § 48 StVO – ein kommunales Präven-
tionsmodell, in: Die Kriminalprävention Heft 3/2002

9. Neukommentierung des § 48 StVO in meinem Lehr- und Praxiskom-
mentar StVO aktuell, Verlag Heinrich Vogel München

Die vorgenannten Publikationsorgane sind auch für weitere Beiträge vorge-
sehen.

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich Verkehrswissenschaften,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg/OL
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Evaluation der niedersächsischen Beratungs- und Interven-
tionsstellen (BISS) für Opfer häuslicher Gewalt

Untersuchungsgegenstand

Am 1. Januar 2002 ist in Deutschland ein neues Gesetz zum Schutz von Op-
fern häuslicher Gewalt in Kraft getreten: das Gewaltschutzgesetz
(GewSchG). Geschädigte haben dadurch die Möglichkeit, bei einem Famili-
engericht/allgemeinen Prozessgericht einen Antrag auf Überlassung der ge-
meinsam genutzten Wohnung (§ 2) oder auf Schutzanordnungen gegenüber
dem Täter/der Täterin – wie Betretungsverbot, Annäherungsverbot und
Kontaktverbot (§ 1) – zu stellen. Die Polizei ergänzt das neue zivilrechtliche
Instrumentarium durch eine häufigere Wegweisung des Täters/der Täterin
aus der Wohnung. Idealerweise sollen während dieses in der Regel sieben
Tage andauernden Platzverweises die zivilrechtlichen Schutzanordnungen in
Kraft treten, d. h. ein entsprechender Antrag gestellt und bewilligt werden.

Im Rahmen des Aktionsplans des Landes Niedersachsen zur Bekämpfung der
Gewalt gegen Frauen im häuslichen Bereich wurden in sechs Modellregionen
sog. Beratungs- und Interventionsstellen (BISS) eingerichtet. Zu den Aufga-
ben der BISS zählen insbesondere die Information über die rechtlichen
Grundlagen sowie die Vermittlung rechtlicher Beratung der Opfer, die Si-
cherheitsplanung und die psychosoziale Krisenintervention. Im Unterschied
zu herkömmlichen Beratungsstellen verfolgen die BISS einen pro-aktiven
Ansatz: Sie erhalten von der Polizei Mitteilung über deren Einsätze bei häus-
licher Gewalt, nehmen dann von sich aus Kontakt mit Geschädigten auf und
bieten ihre Hilfe an. Die BISS sind somit Teil der Interventionskette Polizei –
BISS – Gericht. Die einzelnen BISS setzen unterschiedliche Akzente bei der
Beratung und unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Organisations- und Ko-
operationsformen.

Darüber hinaus werden in einigen Regionen Niedersachsens, in denen es kei-
ne BISS gibt, ähnliche Beratungstätigkeiten von bereits bestehenden Ein-
richtungen, z. B. Frauenhäusern, ausgeübt („BISS-ähnliche“ Regionen).

Das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen führt eine Begleitstu-
die zur Evaluation der BISS durch. Dabei sollen unter anderem folgende Fra-
gen beantwortet werden:
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- Lässt sich in Regionen mit BISS eine höhere Quote von Antragstellun-
gen nach dem Gewaltschutzgesetz feststellen als in den Regionen ohne
BISS oder in Regionen mit BISS-ähnlichen Strukturen?

- Welche Unterschiede bestehen zwischen den BISS hinsichtlich Schwer-
punktsetzungen, Organisations- und Kooperationsformen? Welche
Probleme treten in diesen Bereichen auf und haben sie Auswirkungen auf
das Beratungsergebnis?

- Welche Geschädigten durchlaufen welche Teile der Interventionskette

- Polizei – BISS – Gericht? Fallen bestimmte Personengruppen aus dieser
Kette heraus?

- Wie erleben die Gewaltopfer die BISS-Beratung in ihrer aktuellen Le-
benssituation? Wie bewerten sie den pro-aktiven Ansatz? Welche positi-
ven und eventuell auch negativen Konsequenzen hat die Beratung? 

- Wie gestaltet sich die Kooperation zwischen Beratungsstellen, Polizei
und Justiz aus der Sicht der jeweiligen Berufsgruppen?

Forschungsmethoden

Zur Beantwortung der oben genannten Fragen werden zwei Strategien ver-
folgt: Erstens die möglichst umfassende Dokumentation von Fällen, zweitens
die Befragung ausgewählter Gruppen. 

Für die Dokumentation einschlägiger Fälle werden in Zusammenarbeit mit
den jeweiligen Institutionen – Polizei, BISS und Justiz – entsprechende Da-
tenbanken entwickelt. Diese erlauben eine regional differenzierbare Erhe-
bung der jeweiligen Fallzahlen sowie eine kurze Beschreibung der einzelnen
Fälle. 

Bei regionalen Vergleichen müssen darüber hinaus Merkmale wie Einwoh-
nerdichte, bereits vorhandene psychosoziale Versorgungsstrukturen (andere
Beratungsstellen für Gewaltopfer, Frauenhäuser etc.) und bereits etablierte
Kooperationen zwischen solchen Stellen und der Polizei berücksichtigt wer-
den. Versorgungs- und Kooperationsstrukturen unterliegen jedoch einem
ständigen Wandel, der eine fortlaufende Aktualisierung der Daten erforder-
lich macht.

Sichtweisen und Erfahrungen von Klient/-innen und von an der skizzierten
Interventionskette mitwirkenden Praktiker/-innen werden über quantitative
und qualitative Befragungen erfasst. Methodisch folgt die Studie somit drei
Prinzipien: 
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- Erstens werden Daten auf zwei Ebenen erhoben: einer umfassenden fall-
bezogenen Dokumentationsebene und einer detaillierteren Befragungs-
ebene.

- Zweitens werden die Perspektiven aller an der Interventionskette betei-
ligten Gruppen berücksichtigt; d. h. BISS-Mitarbeiter/-innen, Polizei-
beamt/-innen, Richter/-innen und Geschädigte. 

- Drittens werden systematische Vergleiche zwischen Regionen mit BISS,
ohne BISS und BISS-ähnlichen Strukturen, sowie zwischen Modellregi-
onen mit unterschiedlichen BISS-Konzeptionen vorgenommen.

Projektablauf

Projektdauer: 5/2002 bis 12/2004

2. Halbjahr 2002: 
- Entwicklung der Dokumentationssysteme

1. Halbjahr 2003: 
- Fortlaufende Dokumentation
- Entwicklung von Fragebögen und Interviewleitfäden für Befragungsebe-

ne

2. Halbjahr 2003:
- Fortlaufende Dokumentation
- Datenerhebung auf der Befragungsebene

2004: 
- Auswertung

Kosten/Finanzierung

Die Evaluation der BISS durch das Kriminologische Forschungsinstitut Nie-
dersachsen wird vom Niedersächsischen Ministerium für Frauen, Arbeit und
Soziales gefördert.
Das Projektvolumen beträgt 75.000 €.

Umsetzung

s. Internet http://www.kfn.de(Projekte)

http://www.kfn.de(projekte/
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Kontakte

Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN), Lützero-
derstraße 9, 30161 Hannover, E-Mail: kfn@kfn.uni-hannover.de, 
Internet: http://www.kfn.de

mailto:kfn@kfn.uni-hannover.de
http://www.kfn.de/
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Jugendliche Sexualstraftäter in sozialtherapeutischen Ab-
teilungen des Freistaates Sachsen

Untersuchungsgegenstand

Im Zuge der öffentlichen und politischen Diskussion um den Umgang mit
Sexualstraftätern und des Schutzes der Allgemeinheit sind in den vergange-
nen Jahren nicht nur erwachsene Sexualstraftäter in das Blickfeld gelangt,
auch jugendlichen und heranwachsenden Tätern wurde ein zunehmendes In-
teresse zuteil, oftmals unter dem Aspekt, dass der erwachsene Täter bereits
als Jugendlicher durch einschlägige Sexualstraftaten auffällig wurde. Auch
von den strafrechtlichen Veränderungen im Zusammenhang mit dem 1998 in
Kraft getretenen „Gesetz zur Bekämpfung von Sexualdelikten und anderen
gefährlichen Straftaten“ sind jugendliche Sexualstraftäter betroffen. So wurde
auch hier die Erprobungsformel für die Aussetzung des Restes der Freiheits-
strafe gestrichen und dagegen das Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit
hervorgehoben.

Die geplante Untersuchung richtet sich zunächst auf Insassen der Justizvoll-
zugsanstalt Zeithain in Sachsen, die hier als Jugendliche oder Heranwachsen-
de nach Jugendstrafrecht wegen Sexualstraftaten untergebracht sind. Ziel der
Untersuchung ist es, Ergebnisse dahingehend zu erlangen, wie die Sozialthe-
rapie ausgestaltet werden soll, um so Bedingungen zu schaffen, die es er-
möglichen einen Rückfall der jugendlichen Sexualstraftäter zu vermeiden
und so einer einschlägigen kriminellen Karriere vorzubeugen. Dabei sollen –
unter jugendspezifischen Gesichtspunkten – Kriterien einer Legalprognose
entwickelt werden und diese möglichst anhand des registrierten Rückfalls auf
der Grundlage des Bundeszentralregisters geprüft werden. Dabei soll der
follow-up Zeitraum mindestens 3 Jahre betragen, darüber hinaus wäre jedoch
ein längerfristiger follow-up Zeitrahmen wünschenswert.

Forschungsmethoden

- Datenerhebung mittels standardisierter Befragungen

- Erstellung strukturierter Interviewleitfaden zur Erfassung der durch die
Operationalisierung der Hypothesen gewonnen Forschungvariablen so-
wie Erstellung einiger standardisierter Fragebogenverfahren (z. B. SVR-
20; PCL-R-SV)

- Nachbefragungen
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Projektablauf

2003 bis 2006

Arbeitsbericht 2002/2003:

Während die Planungen für das Gesamtprojekt (vgl. zu erwachsenen Sexual-
straftätern Projektbericht Ortmann) in Kooperation mit der Universität Dres-
den bereits 2002 ihren Anfang fanden, wurde erst Ende des Jahres 2003 mit
der Konzeption der vorliegenden Studie zu jugendlichen Sexualstraftätern
begonnen. Insbesondere wurden auf der Grundlage vorhandener Forschungs-
literatur mögliche Fragestellungen entwickelt und auch eine Parallelisierung
der Struktur zum Projekt zu erwachsenen Sexualstraftätern vorgenommen.

Arbeitsplan 2004:

Zu Beginn des Jahres 2004 sollen zunächst die Fragestellungen erweitert und
präzisiert werden, ebenso wird eine umfassende Hypothesenentwicklung er-
folgen. Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt bildet die Zusammenstellung eines
geeigneten Untersuchungsinventars, dieses wird neben den oben genannten
bereits vorliegenden Skalen (z. B. SVR-20; PCL-SV) auch einen strukturier-
ten Interviewleitfaden zur Erfassung der durch die Operationalisierung der
Hypothesen gewonnen Forschungsvariablen sowie einige standardisierte Fra-
gebogenverfahren beinhalten. 

Noch in der ersten Jahreshälfte 2004 soll dann kontinuierlich mit der Unter-
suchung der in Zeithain (und ggf. anderen Anstalten) einsitzenden jugendli-
chen und heranwachsenden Sexualstraftäter begonnen werden.

Kosten/Finanzierung

Das Gesamtprojekt wird durch Mittel des Freistaates Sachsen gefördert.

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg, 
E-Mail: j.obergfell-fuchs@iuscrim.mpg.de, 
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:j.obergfell-fuchs@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Legalbewährung von Sicherungsverwahrten und gefährli-
chen Straftätern – eine Nachuntersuchung

Untersuchungsgegenstand

Am Max-Planck-Institut wurde in den Jahren von 1992 bis 1996 eine um-
fangreiche Studie zur Sicherungsverwahrung durchgeführt und im Jahr 1996
unter dem Titel „Die Sicherungsverwahrung auf dem Prüfstand” in der editi-
on iuscrim veröffentlicht.

Im Mittelpunkt dieser Arbeit steht eine empirische Untersuchung über die
Anwendungspraxis der Sicherungsverwahrung und die zu ihr verurteilten
Straftäter.

Die Studie gründete auf folgendem Datenfundament: Vom Bundeszentralre-
gister (BZR) wurden für die Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern und
Nordrhein-Westfalen alle Aktenzeichen mit Anordnungen von Sicherungs-
verwahrung in den Jahren von 1981 bis 1990 gezogen. Insoweit handelte es
sich um eine Vollerhebung. Zu diesen Fällen wurden alle diejenigen Anord-
nungen vor dem Jahr 1981 hinzugenommen, aufgrund derer in diesen drei
Bundesländern Mitte des Jahres 1993 Sicherungsverwahrte noch oder schon
wieder im Vollzug dieser Maßregel einsaßen. Insgesamt wurden auf diese
Weise die Anlasstaten, Verfahren, Sanktionen, Gutachten und Legalbiogra-
phien von 318 zu Sicherungsverwahrung verurteilten Personen erfasst.

Da eine Fragestellung der damaligen Untersuchung darin bestand, den mögli-
cherweise über das im Gesetz verankerte Merkmal des Hangs zu weiteren
Straftaten hinaus bestehenden Kriterien nachzuspüren, nach denen die An-
ordnung dieser schärfsten Maßregel des deutschen Strafrechts erfolgt, war die
Bildung einer Kontrollgruppe notwendig. In diese wurden alle Straftäter auf-
genommen, die in den drei genannten Bundesländern in den Jahren 1988 -
1990 wegen Sexual-, Raub- oder Erpressungsdelikten verurteilt worden wa-
ren und die außerdem die formellen Voraussetzungen für die Anordnung von
Sicherungsverwahrung nach § 66 Abs. 1 a. F. StGB erfüllt hatten. Bei ihnen
aber durfte die Maßregel, aus welchem Grund auch immer, nicht angeordnet
worden sein. So ergab sich eine Kontrollgruppe, die aus weiteren 183 Perso-
nen bestand.

Die Legalbewährungsergebnisse der entlassenen Sicherungsverwahrten er-
wiesen sich zum Zeitpunkt der Hauptuntersuchung als überraschend günstig.
Jedoch war der Legalbewährungszeitraum bei einigen Probanden wegen der
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vorangehenden langen Haft- bzw. Sicherungsverwahrungszeiten noch zu
kurz, um valide Aussagen treffen zu können.

Mittlerweile sind seit dem ersten Untersuchungszeitpunkt mehr als zehn Jah-
re vergangen, so dass jetzt fundiertere Berechnungen über die Legalbewäh-
rung dieser insgesamt 501 Probanden möglich sind. Die oben genannte An-
schlussuntersuchung soll im Sinne einer Längsschnittstudie die weitere
(strafrechtliche) Entwicklung dieser Personen (ehemals Sicherungsverwahr-
ter sowie Probanden der Kontrollgruppe) beleuchten. Behandelt werden sol-
len Fragen der Legalbewährung wie der justiziellen Karriere, wobei der Ver-
gleich zwischen Sicherungsverwahrungs- und Kontrollgruppe besonders
ertragreich zu werden verspricht. Geplant sind auch Quervergleiche dieser
beiden Gruppen besonders hoch belasteter Straftäter zu ausgewählten Straf-
tätern (vor allem Sexual- und Gewalttäter) aus der Freiburger Kohortenunter-
suchung.

Eine besondere Aktualität erhält die Studie durch eine ganze Reihe von Ge-
setzen, die zwischenzeitlich auf diesem Gebiet in Kraft getreten sind. Zu-
nächst hat das „Gesetz zur Bekämpfung von Sexualdelikten und anderen ge-
fährlichen Straftaten“ vom 26. 1. 1998 Änderungen sowohl bei den
Anordnungsmodalitäten der Sicherungsverwahrung wie bei den Kriterien ge-
bracht, nach denen die Entlassung aus der Sicherungsverwahrung zu verfü-
gen ist. Im Frühjahr 2001 hat Baden-Württemberg als erstes Bundesland (und
ihm folgend Bayern sowie Sachsen-Anhalt) mit dem Gesetz über die Unter-
bringung besonders rückfallgefährdeter Straftäter (LT-Dr 12/6037) einen
landesrechtlichen Weg eingeschlagen, um im Wege des Polizeirechts mittels
einer so genannten nachträglichen Sicherungsverwahrung eine Unterbringung
von Strafgefangenen über das Ende ihrer Freiheitsstrafe hinaus zu ermögli-
chen, wenn von ihnen eine erhebliche gegenwärtige Gefahr für bestimmte
höchstpersönliche Rechtsgüter ausgeht. Schließlich hat der Bund mit dem
Gesetz zur Einführung der vorbehaltenen Sicherungsverwahrung (vom
21. 8. 2002, BGBl 2002, 3344) eine weitere Variante dieser Maßregel verab-
schiedet. Gesetzentwürfe, die den Anwendungsbereich der Sicherungsver-
wahrung noch weiter ausdehnen wollen, liegen bereits vor.

Damit stellt die strafrechtliche Behandlung vor allem schwerer Sexualstraf-
täter nach wie vor einen Brennpunkt der kriminalpolitischen Diskussion dar.
Obwohl sich die kriminologischen Bemühungen um diese Tätergruppe ver-
stärkt haben, fehlt es unverändert an aussagekräftigen Untersuchungen über
die als besonders gefährlich angesehenen Straftäter, die ja vor allem mit der
Maßregel der Sicherungsverwahrung erfasst werden sollen.
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Forschungsmethoden

- Sammlung und Auswertung statistischer Daten

- Aktenanalyse

- abschließender Quervergleich

Projektablauf

1999 bis 2004

Arbeitsbericht 2002/2003:

Nach weitgehendem Abschluss des Habilitationsprojektes des Verfassers ü-
ber „Die rechtliche Bewältigung von Erscheinungsformen organisierter Kri-
minalität“ konnten die Arbeiten an dieser Studie im Herbst 2003 wieder ver-
stärkt aufgenommen werden. Derzeit laufen die Erfassung und Aufbereitung
der Bundeszentralregisterdaten.

Diese sind allerdings deswegen mit gewissen Schwierigkeiten verbunden,
weil ein Teil der Bundeszentralregisterdaten ersichtlich unvollständig ist.
Probleme bereitet es vor allem, dass nur zum Teil das Datum der Entschei-
dungen der Strafvollstreckungskammern erfasst ist, in denen Strafen, vor al-
lem aber Maßregeln zur Bewährung ausgesetzt werden. In diesem Fall kann
allenfalls über die zumeist vermerkte Dauer der Führungsaufsicht auf den
Zeitpunkt der Entlassung aus der Strafe bzw. der Maßregel geschlossen wer-
den. Da jedoch für die genaue Berechnung der Rückfallzeiträume diese Da-
ten vorliegen müssen, wird in einem vorrangigen Schritt darüber zu befinden
sein, für welche Probanden unter Umständen Vollstreckungshefte anzufor-
dern sind.

Derzeit ist in Überlegung, die mit der Erfassung der Bundeszentralregister-
daten verbundenen methodischen Schwierigkeiten in einem Aufsatz zu do-
kumentieren.

Arbeitsplan 2004:

Die angeforderten Daten aus den BZR-Auszügen sind zunächst einzugeben
und mit den Ausgangsdaten zu verknüpfen. Danach sollen zunächst Fragen
der Legalbewährung von Sicherungsverwahrungs- wie Kontrollgruppe im
Vergleich, sodann solche der kriminellen Karriere bearbeitet werden.
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Umsetzung

Ausgewählte Literatur:

- KINZIG, J. (im Erscheinen): „Systems and Developments of Penal
Sanctions in Western and Central Europe“ How to deal with Dangerous
Offenders? In: Third German-Hungarian Colloquium. Eds. H.-J. Alb-
recht & A. Eser. edition iuscrim, Freiburg i. Br.

- KINZIG, J. (2003): Verhältnismäßigkeit fraglich: Problematische Sank-
tion im Strafrecht. Frankfurter Rundschau vom 21. 7. 2003, 8.

- KINZIG, J. (2002): Das Gesetz zur Einführung der vorbehaltenen Siche-
rungsverwahrung. Neue Juristische Wochenschrift 55, 3204-3208. 

- KINZIG, J. (2002): Neues von der Sicherungsverwahrung – ein Über-
blick über den Stand der Gesetzgebung –. Strafverteidiger 22, 500-504.

- KINZIG, J. (2001): Als Bundesrecht gescheitert – als Landesrecht zuläs-
sig? Das neue baden-württembergische Gesetz über die Unterbringung
besonders rückfallgefährdeter Straftäter. Neue Juristische Wochenschrift
54, 1455-1459.

- KINZIG, J. (2000): Sicherungsverwahrung. In: Reform des strafrechtli-
chen Sanktionensystems. Hrsg. Strafrechtsausschuss des Deutschen An-
waltvereins. Bonn, 106-107.

- KINZIG, J. (2000): Sicherungsverwahrung: Perspektive für nichtsoziali-
sierungsfähige Jugendliche? In: Kinder- und Jugendkriminalität. Über
den Umgang mit einem gesellschaftspolitischen Sprengsatz (Perspekti-
ven und Konzepte). Hrsg. G. Gehl. Weimar, 123-141.

- KINZIG, J. (2000): Schrankenlose Sicherheit? – Das Bundesverfas-
sungsgericht vor der Entscheidung über die Geltung des Rückwirkungs-
verbots im Maßregelrecht. Strafverteidiger 20, 330-335.

- KINZIG, J. (1999): Die Sicherungsverwahrung: ein geeignetes Instru-
ment zum Schutz vor gefährlichen Straftätern? In: Kriminalität, Präven-
tion und Kontrolle. Hrsg. D. Rössner & J.-M. Jehle. Heidelberg, 281-
294.

- BECKER, M. & KINZIG, J. (1998): Therapie bei Sexualstraftätern und
die Kosten: Von den Vorstellungen des Gesetzgebers und den Realitäten
im Strafvollzug. Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälligenhilfe 47,
259-264.
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- KINZIG, J. (1996): Die Sicherungsverwahrung auf dem Prüfstand. editi-
on iuscrim, Freiburg i. Br. (Ausgangsstudie), 840 S.

Ausgewählte Vorträge:

- „'Nachträgliche' oder 'vorbehaltene Sicherungsverwahrung' – Tragfähi-
ges Konzept oder populärer Aktionismus?“ 26. Strafverteidigertag.
Mainz, 9. 3. 2002.

- „How to deal with dangerous offenders?“ 3. Deutsch-Ungarisches Kol-
loquium zum Thema „Sanktionen und Sanktionsentwicklungen in West-
und Zentraleuropa“. Budapest, 1. 10. 2001.

- „Sicherungsverwahrung: Perspektive für nichtsozialisierungsfähige Ju-
gendliche?“ Studientagung „Kinder & Jugendkriminalität“. Katholische
Akademie Trier, 26. 9. 2001 und 25. 5. 2000, 22. 9., 15. 4. 1999.

- „'Nachträgliche Sicherungsverwahrung' – Tragfähiges Konzept oder po-
pulärer Aktionismus?“. Veranstaltung des Vereins der Richter und
Staatsanwälte Freiburg sowie des Anwaltvereins Freiburg, Emmendin-
gen, 7. 5. 2001.

- „Der Hang zu erheblichen Straftaten – der juristische Standpunkt“ 5. Tü-
binger forensisch-psychiatrisches Gespräch. Universität Tübingen,
7. 4. 2000.

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: j.kinzig@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:j.kinzig@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Opfer von Sexualstraftaten

Untersuchungsgegenstand

Ziel des Forschungsprojektes ist es, in erster Linie die Wirksamkeit von Op-
ferhilfe zu untersuchen. Dabei wird, ausgehend von verschiedenen situati-
onsbezogenen Opfertypen, zunächst das Verhalten der Opfer und der Täter
vor und nach der Tat betrachtet. Eine wichtige Frage hierbei ist, wie es zur
Viktimisierungssituation kam und welche Reaktionen danach erfolgten. Dar-
auf aufbauend wird untersucht, welche Rolle professionelle (z. B. psychothe-
rapeutische Interventionen) und semi-professionelle (z. B. Selbsthilfegrup-
pen) Opferhilfen für die Bewältigung der erlittenen Straftat spielen.

Forschungsmethoden

Befragung von weiblichen Opfern; als Datenquelle dient hierbei in erster Li-
nie die Opferdatenbank des Weißen Rings.

Projektablauf

1999 bis 2003

Arbeitsbericht 2002: 

Nach den Vorarbeiten und einer umfangreichen Pretest-Phase im Jahr 2001
wurden in der ersten Jahreshälfte 2002 die empirischen Erhebungen anhand
der beiden Stichproben „Weißer Ring“ und „Frauenhorizonte“ durchgeführt.
In der zweiten Jahreshälfte konnten die umfangreichen Dateneingabearbeiten
abgeschlossen und mit der Auswertung begonnen werden.

Arbeitsplan 2003: 

Zu Beginn des Jahres 2003 soll ein Abschlussbericht fertig gestellt und vor-
gelegt werden.

Forschungsergebnisse

keine Angaben
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Besonderheiten

keine Angaben

Kosten/Finanzierung

Das Projekt wird mit Mitteln des Weißen Rings gefördert.

Umsetzung

keine Angaben

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: j.obergfell-fuchs@iuscrim.mpg.de, 
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:j.obergfell-fuchs@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Sexualstraftäter in sozialtherapeutischen Anstalten des Frei-
staates Sachsen

Untersuchungsgegenstand

Nach dem Gesetz zur Bekämpfung von Sexualdelikten und anderen gefährli-
chen Straftaten vom 26. Januar 1998 sollen ab Januar 2003 alle Sexualstraf-
täter mit mehr als zwei Jahren Freiheitsstrafe sozialtherapeutische Behand-
lung erhalten, sofern deren Behandlung „angezeigt“ ist. Die neue
Gesetzeslage schafft auch eine Herausforderung für die kriminologische For-
schung, von der die Sozialtherapie auf diesem schwierigen und erst in An-
fängen erforschten Gebiet wissenschaftlich begründete Orientierung erwarten
kann. Auf diesem Hintergrund wurde in Kontakten mit dem Sächsischen
Justizministerium und dem Lehrstuhl für Strafrecht, Kriminologie, Jugend-
strafrecht und Strafvollzugsrecht der Technischen Universität Dresden ein
Projekt des Max-Planck-Instituts und der TU Dresden ins Auge gefasst, das
aus drei Modulen mit jeweils eigenen Zuständigkeiten besteht: Die Sozialthe-
rapie in kriminalpolitischer Perspektive (Prof. Albrecht [MPI] & Prof. He-
fendehl [TU Dresden]), Sozialtherapie im Strafvollzug bei jugendlichen Ge-
walt- und Sexualstraftätern (ab Herbst 2003: Joachim Obergfell-Fuchs
[MPI]) und die Studie, über die hier ausführlich berichtet wird (Rüdiger Ort-
mann [MPI]).

Wissenschaftliches Hauptziel der Studie ist die Darstellung und Analyse der
Rückfallkriminalität von Sexualstraftätern sowie der sie bedingenden (Stich-
wort „kriminogene Faktoren”) oder auf sie Einfluss nehmenden (therapeuti-
sche Maßnahmen, Klima in der Anstalt) Faktoren bei erwachsenen Häftlin-
gen, die nach der neuen Gesetzeslage in eine sozialtherapeutische Abteilung
Sachsens (JVA Waldheim oder Bautzen) verlegt wurden. 

Zweitens gilt es, unter den neuen Rahmenbedingungen sozialtherapeutischer
Anstalten zu einer fundierten Einschätzung ihrer Arbeitsmöglichkeiten zu
gelangen sowie Vorschläge für Verbesserungen des sozialtherapeutischen
Konzeptes zu ermöglichen. 

Ein drittes Ziel der Studie ist, einen Beitrag zur Verbesserung von Prognosen
der Rückfallkriminalität von Sexualstraftätern zu leisten. 

Alle drei Ziele werden, wenn überhaupt, nur durch eine vorrangig der Theo-
rie verpflichtete Studie erreichbar sein, und die Bearbeitung dieser drei
Hauptziele der Studie steht in einem ganz engen Zusammenhang.
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Forschungsmethoden

- Auswahl und Erfassung von Daten

- Analyse

- Stichproben

Projektablauf

2003 bis 2012

Der Forschungsplan gliedert den Untersuchungsablauf in vier Studien. 

Studie 1, sie ist auf mehrere Jahre angelegt, gilt der Auswahl und Erfassung
von für Erklärung und Prognose des Rückfallverhaltens von Sexualstraftätern
relevanten Merkmalen (Stichwort: „kriminogene Merkmale“) sowie der Prü-
fung und evtl. Verbesserung ihrer diagnostischen Erfassung nach den Krite-
rien der Testkonstruktion. Studie 2 untersucht die Phase der Inhaftierung und
der Betreuung und Behandlung der Häftlinge, Studie 3 (Option) die Situation
der ehemaligen Häftlinge nach der Entlassung aus der Haft und Studie 4 den
Rückfall nach Bundeszentralregister. 

Arbeitsplan 2004:

Zunächst müssen die Datenschutzfragen abschließend geklärt werden. Ferner
sind die externen Projektstellen zu besetzen und die Projektmitarbeiter einzu-
arbeiten. Der Schwerpunkt der Arbeiten wird, sowie die beiden ersten Punkte
zufriedenstellend abgeschlossen sind, bei der Aufnahme der konkreten, im
Forschungsplan spezifizierten, Forschungsarbeiten liegen.

Kosten/Finanzierung

wesentlich durch das Sächsische Justizministerium

Umsetzung

ORTMANN, R. (2002): Sozialtherapie im Strafvollzug. Eine experimentelle
Längsschnittstudie zu den Wirkungen von Strafvollzugsmaßnahmen auf Le-
gal- und Sozialbewährung. Freiburg i. Br.: edition iuscrim, Max-Planck-
Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, 690 S.
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Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht, For-
schungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg,
E-Mail: r.ortmann@iuscrim.mpg.de, Internet: http://www.iuscrim.mpg.de

mailto:r.ortmann@iuscrim.mpg.de
http://www.iuscrim.mpg.de/
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Illegale Handlungen im Zusammenhang mit der Vermitt-
lung von Krediten

Untersuchungsgegenstand

Gegenstand der Untersuchung war in erster Linie die Rolle des unseriösen
Kreditvermittlers. Die Kreditkundenwerbungen bzw. -überrumpelungen sei-
tens des unseriösen Kreditvermittlers wurden untersucht.

Ziel der Untersuchung war es, die Position der Beteiligten im Zusammen-
hang mit der Vermittlung von Konsumentenkrediten zu durchleuchten und
Empfehlungen für die polizeiliche Aufgabenwahrnehmung, insbesondere a-
ber für die Prävention zu erarbeiten.

Forschungsmethoden

Interviews (Opfer), Expertenbefragungen (kriminalpolizeiliche Sachbearbei-
ter, Mitarbeiter von Banken und Schuldnerberatungsstellen), Literaturanaly-
se, statistische Auswertungen, Untersuchung der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen

Projektablauf

Projektbeginn: 1994
Projekt ist abgeschlossen

Forschungsergebnisse

Aufgrund der aktuellen angespannten wirtschaftlichen Situation steigt die
Nachfrage nach Krediten, insbesondere in Hinblick auf die Umschuldung be-
stehender, in wirtschaftlich besseren Zeiten aufgenommener Verpflichtungen
weiter an.

Vor diesem Hintergrund der volkswirtschaftlichen Entwicklung und auch vor
dem Hintergrund der Liberalisierung der internationalen Kapitalmärkte und
der sich in diesem Zusammenhang ständig ändernden Rahmenbedingungen
wird dem Phänomen des Kreditvermittlungsbetrugs in den vielfältigen Fa-
cetten seiner Ausprägung zunehmende Aufmerksamkeit zu widmen sein. 

Kreditvermittlungsbetrug kann sich in Form von Prospektbetrug, Anlagebe-
trug, Umschuldungsbetrug, Provisionsbetrug, Wucher und weitern Formen
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des Betruges äußern. Im Zuge einer Handlung können dabei mehrere Ge-
schädigte betroffen sein. Die „Kreditangebotspalette“ ist vielfältig. Sie reicht
häufig von Kleinkrediten (Konsumenten-/ Hausfrauenkredite) meist zwischen
3.000 und 6.000 € bis zu Kreditangeboten in Höhe von bis zu mehreren Mil-
lionen Euro zur Existenzgründung bzw. -erhaltung. Auch ist von einem er-
heblichen Dunkelfeld auszugehen. Die Gründe für das Nichtanzeigen solcher
Taten dürften häufig in Schamgefühlen und Verärgerung über das eigene
Verhalten liegen. 

Neben der „klassischen Kontaktaufnahme“ seitens des Kreditvermittlers über
Zeitungs- und Zeitschriftenannoncen gewinnt die Kontaktaufnahme via In-
ternet immer größere Bedeutung. Das Internet ermöglicht dem illegal han-
delnden Kreditvermittler, dasselbe Angebot unter beliebig vielen Firmenbe-
zeichnungen zu platzieren und damit „sein Kundenpotenzial“ zu erhöhen.
Dem Täter gelingt es durch „geschickte“ Eloquenz, ein besonderes Vertrau-
ensverhältnis gegenüber dem potenziellen Opfer aufzubauen.

Prävention im Bereich des Kreditvermittlungsbetruges bedeutet daher in ers-
ter Linie permanente Aufklärung der potenziellen Opfer. Diese Aufklärungs-
arbeit kann effektiv nur in Kooperation aller betroffenen (staatlichen und ge-
sellschaftlichen) Institutionen erfolgen.

Besonderheiten

Das Projekt geht auf eine Anregung der Mitglieder der Kommission Wirt-
schaftskriminalität zurück. Auf der ersten Kommissionssitzung im Februar
1994 wurde der Wunsch geäußert, diesen Bereich empirisch zu erforschen,
um Empfehlungen für die polizeiliche Aufgabenwahrnehmung, insbesondere
für Präventionsmaßnahmen, zu erarbeiten.

Die AG Kripo hat im Umlaufbeschlussverfahren vom 29. 1. 1995 den Bericht
der Kommission Wirtschaftskriminalität vom 25. 10. 1994 zur Kenntnis ge-
nommen, in dem die Benennung von Experten aus dem Polizeibereich für ei-
ne mündliche Befragung vorgesehen ist.

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt
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Umsetzung

- Die Ergebnisse des Forschungsprojektes wurden publiziert in der BKA-
Reihe „Informationen aus der kriminalistisch-kriminologischen For-
schung“: Risch, Kreditvermittlungsbetrug, Wiesbaden 2000.

- Vortrag anlässlich des BKA-Forums KI 1 – 2000: „Illegale Handlungen
im Zusammenhang mit der Vermittlung von Krediten“ (Hedwig Risch,
BKA); die Beiträge dieser Veranstaltung sind in der Reihe „Informatio-
nen aus dem Kriminalistischen Institut“ unter dem Titel „Forum 2000“
veröffentlicht worden.

- Publikation im Polizeispiegel Heft 11 und Heft 12/2002.

- Publikation in der Kriminalistik Heft 12/2003.

- Vorstellung der Ergebnisse im Rahmen der kriminalpolizeilichen Spezi-
alausbildung Wirtschaftskriminalität des Bundes und der Länder, vor
Ratsanwärtern und Fachhochschülern des Bundes und der Länder sowie
im Rahmen von Arbeitstagungen in der Schuldnerberatung.

Aktualisierung 2004:

Die Präventionsergebnisse sind Grundlage des Präventionsfaltblattes „Geld-
sorgen“ der Projektgruppe Wirtschaftskriminalität der Kommission Polizeili-
che Kriminalprävention (KPK) des Bundes und der Länder.

Wegen der Bedeutsamkeit der Thematik werden die Ergebnisse ständig aktu-
alisiert.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI12@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

mailto:KI12@bka.bund.de
http://www.bka.de/
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Kapitalanlagebetrug im Europa der Währungsunion des
EURO

Untersuchungsgegenstand

Ein internationaler Vergleich von Strukturen, Motiven und Aktivitäten von
Tätern und Opfern innerhalb der Währungsunion und deren Verflechtungen
in die Kapitalmärkte der Länder Schweiz, Liechtenstein und Anrainerstaaten
in Skandinavien und Osteuropa“

Das Forschungsprojekt baut auf der Studie „Motivanalyse bei Opfern von
Kapitalanlagebetrug“ auf. Dieses Forschungsprojekt wurde von Prof. Liebel
(Projektnehmer auch für dieses Forschungsprojekt) durchgeführt und ist als
Band 26 der BKA-Forschungsreihe veröffentlicht worden.

Ziel des Projektes ist es, eine „Phalanx von Präventionsmaßnahmen“ auf na-
tionaler und internationaler (EU-)Ebene zur Prävention von Kapitalanlage-
betrug zu schaffen. Dabei stehen die Koordination von Aktivitäten und Inte-
ressen der betreffenden/betroffenen Institutionen und Personen sowie
spezifische institutionsbezogene Maßnahmenkataloge im Mittelpunkt.

Forschungsmethoden

- analytische Auswertungen von staatsanwaltschaftlichen Akten innerhalb
der Währungsunion

- Täter- und Opferbefragungen

- Expertenbefragungen

- inhaltsanalytische Auswertungen der Fallsammlung „Kapitalanlagebe-
trug“ im Forschungsinstitut zur Wirtschaftskriminalität an der Universität
Bamberg

Projektablauf

Projektbeginn: 2000
Ablauf des Gesamtprojektes: 2004
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Forschungsergebnisse

Das Delikt Kapitalanlagebetrug ist heute weiter verbreitet als je zuvor. Allein
die in der Polizeilichen Kriminalstatistik angegebene, in Ermittlungsverfah-
ren bekannt gewordene Schadenssumme von 1,5 Milliarden DM im Jahr
1999 bis hin zu Schätzungen der tatsächlichen Schadenshöhe von über 40
Milliarden DM durch die Verbraucherverbände und die große und weiterhin
steigende Anzahl an Betrugsfällen sprechen für sich.

Doch nicht nur der volkswirtschaftliche Schaden ist alarmierend. In dieser
Studie wurde deutlich, in welch bedrückender Lage sich die zahlreichen Op-
fer befinden. 

Die Täter dagegen sind in der Lage, ihre Opfer in Sicherheit zu wiegen und
gleichzeitig um möglichst viel Geld zu betrügen. Ihre Tricks sind dabei viel-
fältig und raffiniert. Stets bewirken sie aber, dass die Opfer Vertrauen zum
Täter aufbauten und schließlich davon überzeugt waren, ein einmalig profi-
tables Geschäft abzuschließen.

Besonderheiten

Die Studie setzt sich aus den folgenden Teilprojekten zusammen:

- Kapitalanlagebetrug im Europa der Währungsunion des EURO – Repli-
kationsstudie 2000

- Polizeistudie in Deutschland

- Fraud Fighters – The Dutch System for the Prevention and Repression of
Capital Investment Fraud

- Kapitalanlagebetrug in Europa – Die wirtschaftswissenschaftliche Per-
spektive

- Kapitalanlagebetrug und internationaler Verbraucherschutz

- Länderstudien (Beschreibungen markanter Fälle sowie Täter-, Opfer-
und Expertenbefragungen in Belgien, England, Holland, Irland, Liech-
tenstein, Luxemburg, Malta, Portugal, Schweiz und Spanien)

Kosten/Finanzierung

- aus dem KI 1-Forschungstitel 544 01
- mitfinanziert aus dem „OISIN-Programm“ der EU
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Umsetzung

Vortrag anlässlich des Forums KI 1 – 2001: „Kapitalanlagebetrug im Europa
des EURO“ (Fr. Risch, BKA); Publikationen zum Forum: Beilage zum BK-
Blatt „Forschung und Entwicklung – Informationen für den Polizeipraktiker“,
Nr. 28;
Homepage des BKA unter: http://www.bka.de/text/forum2001neu/index.html

Publikation der Projektteile 
- „Kapitalanlagebetrug im Europa der Währungsunion des EURO“ sowie 
- „Fraud Fighters – The Dutch System for the Prevention and Repression

of Capital Investment Fraud“ 
in der BKA-Reihe „Polizei und Forschung“, Band 16: Liebel/Swanink, Fraud
Fighters – Die Bekämpfung von Kapitalanlagebetrug in Holland –, 2002

Der Projektteil „Kapitalanlagebetrug in Europa – Die wirtschaftswissen-
schaftliche Perspektive“ wurde im Jahre 2002 im Deutschen Universitäts-
verlag publiziert.

Vorstellung der Ergebnisse im Rahmen der kriminalpolizeilichen Spezialaus-
bildung Wirtschaftskriminalität in Bund und Ländern.

Vorträge in Präventionsdienststellen der Länder.

Publikation in: Zeitschrift „Die Kriminalprävention“, Heft 7/2003.

Die Präventionsergebnisse sind eingearbeitet worden in das Präventions-
Faltblatt „Checkliste für Geldanleger“ des LKA Nordrhein-Westfalen sowie
in das Faltblatt „So bleiben Ihre Werte mehr wert!“ des Programms Polizeili-
che Kriminalprävention der Länder und des Bundes.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI12@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

http://www.bka.de/text/forum2001neu/index.html
mailto:KI12@bka.bund.de
http://www.bka.de/
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Polizeibefragung im Rahmen des Forschungsprojektes „Ka-
pitalanlagebetrug im Europa des EURO“

Untersuchungsgegenstand

Ziel der Polizeibefragung ist es, die Entwicklung des Kapitalanlagebetruges
in Deutschland aus der Sicht der kriminalpolizeilichen Sachbearbeiter vor Ort
zu erheben und Möglichkeiten von Präventionsmaßnahmen zu erarbeiten.

Forschungsmethoden

Nach Beschluss der KKB (Oktober 2000) wird die Polizeibefragung als Ei-
genprojekt im Rahmen einer mündlichen Befragung durchgeführt. Hierzu
wurde eine qualitative Stichprobe auf der Basis der Benennung der Inter-
viewpartner durch die einzelnen Länder (Umlaufbeschlussverfahren der
KKB) gebildet.

Projektablauf

Durchführung der Befragungen und Auswertungsbericht in 2002

Forschungsergebnisse

Die Angebotspalette der Kapitalanlagebetrüger reicht vom Grundschuld-
briefhandel und diversen Beteiligungssparplänen über Firmenbeteiligungen
bis hin zum Immobilienerwerb mit Kapitalrückfluss (cash back Modelle) und
Angeboten von Depositendarlehen (angeblich zins- und tilgungsfreie Kredi-
te).

Die Täter kommen nicht aus branchenfremden Berufen. Vielmehr haben sie
eine Ausbildung im Bankenbereich oder aber eine kaufmännische Ausbil-
dung genossen. Sie zeichnen sich durch eine „enorme Hartnäckigkeit“ aus,
ihre Opfer kommen immer seltener aus dem familiären Nahbereich.

Die Opfer kommen aus allen Bevölkerungsschichten. Ein „klassisches
Klientel“ für Kapitalanlagebetrüger gibt es somit nicht. Häufig machen es die
Opfer den Tätern sehr leicht.

Die Befragten sind ausschließlich der Meinung, dass noch mehr Aufklärung
geleistet werden muss. Es ist notwendig, die potenziellen Anleger für das
Thema zu sensibilisieren. Die Bevölkerung muss noch mehr über die Ma
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chenschaften der Kapitalanlagebetrüger informiert werden. Betrügerische
Begehungsweisen müssen verstärkt in die Öffentlichkeit gebracht werden.
Die immer komplizierter werdenden Mechanismen im volks- und geldwirt-
schaftlichen Bereich machen ein mit entsprechenden Inhalten ausgestattetes
Unterrichtsfach bereits in der Schule erforderlich.

Besonderheiten

Die Polizeibefragung ist ein Projektteil der Gesamtstudie „Kapitalanlagebe-
trug im Europa der Währungsunion des EURO“. Neben der Polizeistudie
setzt sich das Gesamtprojekt aus folgenden Teilprojekten zusammen:

1. Täter-Opfer-Interaktion bei Kapitalanlagebetrug in Deutschland – Repli-
kationsstudie 2000

2. Fraud Fighters – The Dutch System for the Prevention and Repression of
Capital Investment Fraud –

3. Kapitalanlagebetrug in Europa – Die wirtschaftswissenschaftliche Per-
spektive

4. Kapitalanlagebetrug via Internet

5. Kapitalanlagebetrug und internationaler Verbraucherschutz

Länderstudien im Rahmen des Forschungsprojektes „Kapitalanlagebetrug im
Europa des EURO“

Situationsbeschreibung, Darstellung markanter Fälle, Täter-, Opfer- und Ex-
pertenbefragungen in: Belgien, England, Holland, Irland, Liechtenstein, Lu-
xemburg, Malta, Portugal, Schweiz und Spanien.

Kosten/Finanzierung

aus dem BKA-Forschungstitel der Gruppe KI 1

Umsetzung

- Vorträge in Spezialausbildung Wirtschaftskriminalität in Bund und Län-
dern

- Vorträge in Präventionsdienststellen der Länder
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Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI12@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

mailto:KI12@bka.bund.de
http://www.bka.de/
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Verbreitung und Kontrolle der Wirtschaftskriminalität im
Zusammenhang mit der Privatisierung der volkseigenen Be-
triebe der DDR durch die Treuhandanstalt

Untersuchungsgegenstand

Mit dem Inkrafttreten des Treuhandgesetzes und der Umwandlung der volks-
eigenen Betriebe in juristisch selbständige Wirtschaftseinheiten wurde die
Treuhandanstalt (THA) Eigentümerin von insgesamt 45.000 Betriebsstätten,
die sie möglichst schnell zu privatisieren oder stillzulegen hatte. Dabei wur-
den von Anfang an zahlreiche strafrechtlich relevante Verhaltensweisen beo-
bachtet. So täuschten Vertragspartner (auch in Zusammenarbeit mit THA-
Mitarbeitern) über ihre Bonität, Arbeitsplatz- oder Investitionszusagen, wur-
den Unternehmen vertragswidrig Vermögenswerte entzogen (Aushöhlung)
oder zur Erlangung von Subventionen falsche Angaben gemacht. Die histo-
risch einmalige Umbruchsituation ermöglicht es, neue Erkenntnisse über die
Verbreitung und strafrechtsorientierte Kontrolle anhand der Privatisierung
der DDR-Betriebe zu gewinnen. Da an den Privatisierungsvorgängen über-
wiegend westliche Institutionen und Akteure beteiligt waren, ist davon aus-
zugehen, dass in diesem Zusammenhang auch typische Formen und Struktu-
ren der Wirtschaftskriminalität und ihrer strafrechtlichen Kontrolle
beobachtet werden können.

Forschungsmethoden

Insbesondere mit Blick darauf, dass ein einigermaßen verlässliches wirt-
schaftskriminologisches Fundament derzeit nicht besteht, kann die Untersu-
chung wirtschaftskrimineller Verhaltensweisen nur im Rahmen einer explo-
rativ konzipierten qualitativen Untersuchung angegangen werden, die derzeit
vom mit Mitteln der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) vom Institut
für Kriminalwissenschaften der Westfälischen Wilhelms-Universität durch-
geführt wird. Nach einer Aktenanalyse, die den Einstieg in das Forschungs-
feld eröffnet, werden dabei Experteninterviews mit allen an der Privatisie-
rung oder an einem etwaigen Strafverfahren Beteiligten geführt. Hierzu
gehören Staatsanwälte, Polizeibeamte, Strafverteidiger und ihre Mandanten,
THA-Mitarbeiter, Mitarbeiter der Stabstelle Besondere Aufgaben der THA,
sowie Betriebsrats- oder Gewerkschaftsmitglieder. Ziel ist es, den Privatisie-
rungsvorgang aus möglichst unterschiedlichen Perspektiven zu betrachten
und zu analysieren. Dabei geht es nicht um die Ermittlung oder Bewertung
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individueller Verantwortlichkeiten. Der jeweilige Privatisierungsvorgang und
das jeweils geführte Experteninterview bilden lediglich den Hintergrund, vor
dem die generalisierten Erfahrungen und Einschätzungen erhoben werden.

Projektablauf

Bis Anfang 2003 werden die qualitativen Interviews erhoben sein. Eine Ver-
öffentlichung erster empirischer Ergebnisse ist für Mitte/Ende 2003 vorgese-
hen. Eine abschließende Darstellung der Forschungsergebnisse wird in einer
Abschlusspublikation in Buchform erfolgen.

Forschungsergebnisse

Das Projekt ist noch nicht abgeschlossen; siehe Projektablauf für die Pla-
nung.

Besonderheiten

Interdisziplinäre Zusammensetzung der Forschungsgruppe aus den Fachbe-
reichen: Jura, Ökonomie und Sozialwissenschaften

Kosten/Finanzierung

Das Projekt wird von der Deutschen Forschungsgesellschaft über einen Zeit-
raum von drei Jahren finanziert.

Umsetzung

siehe Projektablauf

Kontakte

Westfälische Wilhelms-Universität Münster, Rechtswissenschaftliche Fa-
kultät, Institut für Kriminalwissenschaften, Abteilung IV – Kriminologie,
Bispinghof 24/25, 48143 Münster, E-Mail: Kriminologie@uni-muenster.de, 
Internet: http://www.uni-muenster.de/Jura.krim/Abt_IV/

mailto:Kriminologie@uni-muenster.de
http://www.uni-muenster.de/Jura.krim/Abt_IV/
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Extremismen in biographischer Perspektive – eine qualitati-
ve Vergleichsstudie zum Links-, Rechts- und islamistischen
Extremismus

Untersuchungsgegenstand

Praxisbedürfnis, Vorerfahrungen, Vorarbeiten, Forschungsstand:

Die Bundesregierung hat mittels des ATP das Thema „Islamistischer Terro-
rismus“ mit einer besonderen Priorität versehen.

Deshalb wurde bei KI 13 ein entsprechender Forschungsschwerpunkt einge-
richtet. Angesichts der aktuellen Bedrohungslage, die vom islamistischen
Extremismus/Terrorismus ausgeht, ist ein Forschungsprojekt entworfen wor-
den, dass darauf ausgerichtet ist, über den systematischen Vergleich eines re-
ligiös, islamistisch geprägten Extremismus mit politisch motivierten Extre-
mismusformen die spezifischen Charakteristika der unterschiedlichen
Extremismen herauszuarbeiten.

Kurze inhaltliche Beschreibung:

Insgesamt sind die unterschiedlichen Felder eines politisch motivierten Ex-
tremismus vergleichsweise gut beforscht. Auch beginnt im Zuge der jüngsten
religiös, islamistisch motivierten Terroranschläge offenbar eine verstärkt auf
den Bereich des islamistischen Extremismus fokussierende Forschungstätig-
keit zu greifen. In der Gesamtbetrachtung mangelt es der phänomenbezoge-
nen Forschung jedoch an einer vergleichenden Perspektive – damit lassen
sich die Besonderheiten einzelner extremistischer Strömungen nur schwer i-
dentifizieren: Erst über den systematischen Vergleich vermitteln sich die je-
weils typischen Charakteristika. Ein vergleichend angelegter Forschungszu-
gang in Gestalt einer Primärerhebung unter besonderer Berücksichtigung
eines religiös motivierten Extremismus ist bis dato nicht auszumachen. Diese
Forschungslücke versucht das projektierte Vorhaben ansatzweise zu schlie-
ßen. Wir sind uns bewusst, dass das Vorhaben weitgehendes Neuland betritt
und von daher mit einigen Unwägbarkeiten den empirischen Zugang betref-
fend behaftet ist: Gelingt überhaupt ein empirischer Zugang, der einen sys-
tematischen Vergleich zwischen den differenten Extremismen ermöglicht?
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Forschungsmethoden

Das Projekt ist als eine vergleichende Biographieanalyse konzipiert. Es sollen
jeweils zehn männliche Personen aus den drei zu vergleichenden Extremis-
musfeldern interviewt werden, die der Polizei als Akteure in den jeweiligen
extremistischen Milieus bekannt sind. Um eine weitgehende Vergleichbarkeit
auch unter sozialzeitlichen Aspekten zu garantieren, wird versucht, aus allen
drei extremistischen Umfeldern zunächst aktuell inhaftierte Personen zu
kontaktieren, die eine möglichst schwere Tat begangen haben. Gelingt dies
nicht, wird versucht, zu Tätern mit weniger gravierenden Straftaten Kontakt
herzustellen, die in der Vergangenheit verurteilt wurden und inhaftiert gewe-
sen sind (Ausschluss: vor 1989).

Vordringlich werden folgende Fragen fokussiert:

- Lassen sich im Hinblick auf die jeweiligen Extremismen spezifische So-
zialisationsverläufe identifizieren; was unterscheidet den Links- vom
Rechtsextremisten beziehungsweise den politisch vom religiös motivier-
ten Extremisten?

- In welche mikro- sowie makrosozialen Bedingungsgefüge sind die je-
weiligen Entwicklungsverläufe eingebettet?

Um diesen Fragen nachzugehen, ist ein multiperspektivisch ausgerichtetes
Verfahren konzipiert worden.

Einerseits wird sich der Forschungszugang in Gestalt eines qualitativen, ide-
ographisch ausgerichteten Verfahrens auf die subjektiven Deutungsmuster
und Alltagstheorien – sprich: auf die Sicht – der 'Extremisten' einlassen: Wie
rekonstruieren sie ihr bisheriges Leben; wie sehen sie sich selbst; wie be-
gründen Sie ihre politischen, gewalttätigen Aktivitäten? Dieser Verfahrens-
schritt wird sich auf die Methode des narrativen Interviews nach Schütze
stützen. Die biographischen Erzählungen werden sodann mittels inhaltsana-
lytischer Verfahren aufbereitet, wobei sich im Verlaufe des stetigen kontra-
stiven Vergleichs der unterschiedlichen Biographien ein Kriterienraster her-
ausbilden wird, welches systematisch an alle Biographien angelegt werden
wird.

In einem zweiten Schritt geht es darum, die rekonstruierten Biographien im
Spiegel der polizeilichen und staatsanwaltlichen Ermittlungsakten zu be-
trachten: Es soll analysiert werden, an welchen Punkten sich Brechungen
zwischen den subjektiven Deutungen des Biographieträgers und den Ermitt-
lungsbefunden ergeben. Dieser Analyseschritt stützt sich auf die Analyse von
Dokumenten der Ermittlungsbehörden: Welche Übereinstimmungen und Wi
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dersprüche lassen sich zwischen der subjektiven Sicht des Biographieträgers
und den 'objektiven' Daten der Ermittlungsbehörden ausmachen? 

Ziel dieses Analyseprozesses ist es, Hinweise für (a) eine mögliche Optimie-
rung von Ermittlungsaktivitäten und für (b) kriminalpräventive Strategien zu
erarbeiten: Gibt es 'typische' biographische Weichenstellungen, die zielge-
richtete Ermittlungen und konkrete Ansatzpunkte zur kriminalpräventiven
Einflussnahme nahe legen?

Projektablauf

Die Ausschreibung des Projektes wird Mitte 2004 erfolgen. Die ursprüngli-
che Zeitplanung (Projektende Mitte 2005) ist daher nicht mehr zu halten; mit
dem Abschluss der Forschungsarbeiten ist nicht vor dem ersten Quartal 2006
zu rechnen.

Besonderheiten

Der Feldzugang ist besonders schwierig. Es wird in einer Erprobungsphase
zu klären sein, ob der Zugang zu den vorgesehenen Personenkreisen gelingen
wird; ggf. ist der Stichprobenzugang zu modifizieren. Das Projekt ist als ein
Mischprojekt konzipiert; d. h., dass die Interviewerhebung durch ein ausge-
wiesenes sozialwissenschaftliches Forschungsinstitut durchgeführt wird,
während die Analyse der Daten am Kriminalistischen Institut des BKA
(KI 13) erfolgt.

Kosten/Finanzierung

Kosten: 40.500 €

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI13@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

mailto:KI13@bka.bund.de
http://www.bka.de/
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Nachtatverhalten von „Sexualmördern“ (= Tötung in Ver-
bindung mit einem Sexualdelikt)

Untersuchungsgegenstand

Praxisbedürfnis, Vorerfahrungen, Vorarbeiten, Forschungsstand:

Die Methodik der Fallanalyse ist kriminalistisch und kriminologisch bei
weitem noch nicht ausgereizt. Man hatte in der Vergangenheit den Fokus fast
ausschließlich auf das Vortat- und auf das Tatverhalten des Täters gelegt.

Das Nachtatverhalten wurde bisher viel zu wenig beleuchtet. (Außer: All-
tagshypothese, die besagt, Täter kehrten an ihren Tatort zurück. Oder: Täter
seien bei Beerdigungen des Opfers anwesend. Oder: Täter verfolgten die Ak-
tivitäten der Polizei in den Medien. – Dies sind aber alles mehr oder weniger
ungeprüfte Hypothesen.) 

Dieser Erkenntnismangel ist umso bemerkenswerter, weil die Polizei den
Täter gerade in dessen Nachtatphase sucht. Wenn es möglich wäre, mehr zu
erfahren über übliches oder gar regelhaftes Nachtatverhalten von Tätern,
dann könnte die Polizei ihre Strategien bei der Ermittlung und Fahndung bes-
ser darauf ausrichten.

Kurze inhaltliche Beschreibung:

Die Datenerhebung (Vortatphase, Tatphase und Sozialdaten) kann in Verbin-
dung mit Projekt 110 („Alterseinschätzung“) und teilweise in Verbindung mit
Projekt 109a („Karriereverläufe“) geschehen. Bei der Befragung (Tiefenin-
terviews) der „Sexualmörder“ aus Projekt 109a kann die Analyse der Nach-
tatphase integriert werden. Darüber hinaus müssen aber zusätzliche Täter
(aus früheren Fällen) befragt werden.

Objektive Daten aus der Nachtatphase müssen aufgrund der Aktenlage usw.
zusammen getragen werden, ehe die folgenden Tiefeninterviews durchge-
führt werden.

Es sollen differenzierte Interviews zu ihrem Nachtatverhalten und zu ihrer
Motivation stattfinden. Die Anzahl der interviewten Personen wird klein sein
(maximal 30 bis 50 Interviews). Das beschriebene Nachtatverhalten wird mit
den objektiven Daten zum Nachtatverhalten in Bezug gesetzt. Daraus soll ei-
ne zutreffendere Phänomenologie des Nachtatverhaltens für diese Tätergrup-
pe entstehen.



Sonstige

279

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse, Herausarbeiten der objektiven Daten zum Nachtatverhal-
ten; u. U. zusätzliche „Ermittlungen“ zum Nachtatverhalten

- Tiefeninterviews mit den „Sexualmördern“ zu ihrem persönlichen
Nachtatverhalten

Besonderheiten

Das Erinnerungsvermögen der befragten Täter dürfte – sofern es sich eher
aus Tätersicht um subjektive Nebensächlichkeiten handelt – teilweise be-
grenzt sein. Deshalb muss das Tatverhalten (wie bei einer Fallanalyse) mit
objektiven Daten abgeglichen werden.

Da es sich bei diesen Taten – auch aus Tätersicht – um spektakuläre Ereig-
nisse handelte, dürfte das Erinnerungsvermögen allerdings besser sein als bei
häufigeren oder bei Massendelikten.

Die Befragungen können wegen des Strafverfolgungszwangs nicht von Poli-
zeibeamten durchgeführt werden. Deshalb muss das Projekt vergeben wer-
den.

Kosten/Finanzierung

69.000 €

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI13@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

mailto:KI13@bka.bund.de
http://www.bka.de/
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Rechtstatsachensammlung und -forschung als Grundlage ei-
ner rationalen Kriminalpolitik

Untersuchungsgegenstand

Erhebung über Forschungseinrichtungen und Forschungsergebnisse auf dem
Gebiet der strafrechtlichen Rechtstatsachenforschung/Erarbeitung einer Me-
thodik 

BMI/IS äußert seit langem den Wunsch, dass durch die Rechtstatsachensam-
melstelle (RETASAST) beim BKA der Bereich der Rechtstatsachensamm-
lung/-forschung unter wissenschaftlichen Aspekten umfassend aufbereitet
wird. Zuletzt wurde die RETASAST mit Erlass vom 15. Juli 1997 unter an-
derem dazu aufgefordert, die methodischen Grundlagen der Rechtstatsachen-
forschung zu erarbeiten und eine Standortbestimmung der RETASAST vor-
zunehmen.

Von der RETASAST durchgeführte Literaturrecherchen in internen und ex-
ternen Dokumentations- und Bibliothekssystemen haben ergeben, dass es
unter methodischen Aspekten hierzu nur wenig geeignete Vorarbeiten gibt.
Eine Untersuchung in dem vom BMI gewünschten inhaltlichen und zeitli-
chen Umfang ist derzeit bei KI 15 wegen personeller Engpässe nicht möglich
und soll deswegen an einen externen Auftragnehmer vergeben werden.

Ziel des Projektes ist es, einen umfassenden Überblick über Forschungsein-
richtungen/Institutionen und Forschungsergebnisse auf dem Gebiet der straf-
rechtlichen Rechtstatsachenforschung zu erhalten. Die Untersuchung soll da-
bei zunächst auf den nationalen Bereich beschränkt bleiben. Neben dieser
Bestandsaufnahme soll darauf aufbauend auch die grundlegende Methodik
einer Rechtstatsachenforschung erarbeitet werden.

Bedarfsträger ist das BKA/KI 15 – Rechtstatsachensammelstelle
(RETASAST) und das BMI/IS 8 – Kriminalpolitik.

Projektablauf

- Erhebung der Institutionen und Personen, die strafrechtliche Rechtstatsa-
chenforschung betreiben

- Erhebung der abgeschlossenen und laufenden Forschungsvorhaben
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- Erstellung eines Kurzberichts über die strafrechtliche Rechtstatsachen-
forschung der Gegenwart in der BRD in ihren thematischen Schwer-
punkten und deren grundlegende Methodik

Der Schlussbericht liegt vor.

Mit der Publikation wird 2004 gerechnet.

Umsetzung

Die Studie soll in der BKA-Publikationsreihe „Polizei + Forschung“ veröf-
fentlicht werden.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 15,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI15@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

mailto:KI15@bka.bund.de
http://www.bka.de/


Sonstige

282

Tattypen bei Sexualmorden sowie Alters- und Biografievari-
ablen von Sexualmördern

Untersuchungsgegenstand

Praxisbedürfnis, Vorerfahrungen, Vorarbeiten, Forschungsstand:

Die Erfahrungen aus der Fallanalyse-Arbeit zeigen, dass in Fällen von „Se-
xualmord“ die Einschätzung des Alters beim noch zu ermittelnden Täter auf
der Basis der Fallanalyse äußerst schwierig ist. Das hängt u. a. damit zusam-
men, dass das biologische nicht mit dem psychischen bzw. dem Verhaltens-
Alter übereinstimmen muss.

Andererseits ist die Einschätzung des Täter-Alters bei den Ermittlungen
(auch bei der Rasterung) von besonders hoher Bedeutung. Die kriminalisti-
sche Praxis hat einen sehr starken Bedarf an zuverlässigen Alterseinschät-
zungen zum Täter.

Kurze inhaltliche Beschreibung:

Es sollen die „Sexualmorde“ der letzten Jahrzehnte re-analysiert werden und
geprüft werden, ob es im Kriminalfall vorliegende objektive Merkmale gibt,
die mit dem Alter des Täters korrelieren.

Dazu wird es notwendig sein, sämtliche vorhandene kriminalistischen und
sozialen Täterdaten herauszuarbeiten und mit dem Täteralter in Bezug zu set-
zen.

Ziele der Untersuchung:

a) Es soll festgestellt werden, ob es innerhalb des Deliktsfeld des Sexual-
mordes Zusammenhänge zwischen insbesondere dem Täteralter und
Tatbegehungsweisen bzw. Tattypen gibt.

Sollte dies der Fall sein, können in Fällen ungeklärter Sexualmorde vali-
dere Taten zum Täteralter in die Rasterung einbezogen werden.

Sollte dies nicht der Fall sein, muss ernsthaft hinterfragt werden, ob es
überhaupt sinnvoll ist, z. B. im Rahmen von Fallanalysen bzw. Täterpro-
filerstellungen eingrenzende Aussagen zum Alter des Täters zu machen.

b) Es soll – aufbauend auf den Projekten „PVvV“ und „Geografie“ – eine
Phänomenologie des Sexualmordes vorgelegt werden, die bundesdeut-
schen Gegebenheiten entspricht.
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Forschungsmethoden

Aktenanalyse zu allen Fällen von „Sexualmord“ (= Tötungen im Zusammen-
hang mit einem Sexualdelikt).

Analyse der Zusammenhänge der einzelnen Variablen mit der Altersvariab-
len. Ggf.: Gewichtung von Einzelvariablen, die mit der Altersvariablen im
Zusammenhang stehen.

Erprobung von möglichen Regelhaftigkeiten bei den zutreffenden Altersein-
schätzungen an unbekanntem, beispielsweise ausländischem Material (Ko-
operation mit Dienststellen im benachbarten Ausland).

Projektablauf

Vorgehensweise:

- Sichtung der Literatur

- Definition des Deliktsbereiches

- Erste Beschreibung von Tattypen auf der Basis der Auswertung von
Fallanalysen und Gerichtsurteilen

- Gewinnung der Stichprobe (u. a. Projekte PVvV und Geografie)

Es soll zunächst auf das im Fachbereich KI 13 vorliegende Untersuchungs-
material aus den Projekten zu Vorerkenntnissen und geografischem Verhal-
ten von Sexualstraftätern zurück gegriffen werden. Damit ist der Zeitraum
von 1991 bis 2001 abgedeckt (N = 100). Da aber bis auf das Jahr 1999, aus
dem die Daten des Vorerkenntnisseprojektes stammen, darunter keine Fälle
sind, in denen zwischen Täter und Opfer eine Bekanntschaft oder andere
Vorbeziehung vorlag, müssten diese Fälle für den Untersuchungszeitraum
nacherhoben werden. Sexualmorde mit enger Täter-Opfer-Vorbeziehung, die
kriminalistisch kein Problem darstellen, brauchen nicht einbezogen zu wer-
den. Hingegen sind – auch aus fallanalytischer Sicht – gerade die Fälle inte-
ressant, in denen es eine flüchtige Täter- Opfer-Vorbeziehung gibt und gera-
de die Tatsache, dass das Opfer den Täter kennt, den Tötungsentschluss
gefördert hat. Hierunter dürften auch Fälle des Sexualmordes an Kindern
fallen, in denen der Täter ein Bekanntschaftsverhältnis ausnutzt, um das Ver-
trauen des Kindes zu gewinnen.
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Für einzelne Fragestellungen ist ggf. eine Vergleichsgruppe zu bilden. Hierzu
kann auf die Daten der KI-Projekte „PVvV“ und „Geografie“ zurück gegrif-
fen werden.

- Erhebung von Standarddaten zu den einzelnen Fällen
Alter, Tatortgemeinde, Ausbildung, Beschäftigung, Regionalität, Vorer-
kenntnisse, klinische Auffälligkeiten, Vorfeldstress, Art des Sexualmor-
des

- Klassifizierung von Tat- und Tathergangsparametern mit dem Ziel der
Bildung von Tattypen

- Bewertung der Daten

� Gruppierung der Tat- und Tathergangsparameter zu Tattypen mit
Hilfe statistischer Verfahren

� Korrelation der Tattypen mit den Biografievariablen, insbesondere
dem Täteralter

- gegebenenfalls experimentelle Anwendung der Methode zur Alterein-
schätzung auf ungeklärte Fälle – auch aus dem benachbarten Ausland –
und anschließende Evaluierung der Ergebnisse

- Dokumentation und Umsetzung der Forschungsergebnisse

- Dauer 1 1/2 Jahre

Besonderheiten

Projektergebnisse sind u. U. auf andere Deliktsbereiche übertragbar.

Kosten/Finanzierung

Personalkosten im Fachbereich KI 13 des BKA

Umsetzung

Veröffentlichungen, Vorträge

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 – Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden, E-Mail: KI13@bka.bund.de, Internet: http://www.bka.de

mailto:KI13@bka.bund.de
http://www.bka.de/
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Zur Qualität von von Aussiedlern begangenen Straftaten

Untersuchungsgegenstand

Nach Ergebnissen von Studien des bayerischen wie des niedersächsischen
LKA ist die Tatverdächtigenbelastungsziffer von Aussiedlern in der PKS
nicht besorgniserregend. Den niedersächsischen Ergebnissen (in: Kriminalis-
tik, 57 (6), S. 291-303) zufolge liegt sie deutlich unter der von Ausländern
und in vielen Bereichen unter der von hier geborenen Deutschen.

Dennoch hat sich innerhalb der Gesellschaft und damit auch innerhalb der
Polizei die Einschätzung verfestigt, wonach Aussiedler als stark problembe-
haftete Gruppe wahrgenommen werden. Einige Indizien, wie die höhere Zahl
von Intensivtätern unter Aussiedlern, stützen diese Wahrnehmung vermeint-
lich. Aussiedlern wird auch eine größere Gewaltbereitschaft unterstellt, ge-
meinhin also eine höhere „Qualität von Straftaten“.

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse von Akten der Staatsanwaltschaft Hannover

- nur schwere/gefährliche Körperverletzungen

- Zeitraum: 1. 1. 2000-31. 12. 2002

- jeweils 100 Akten für Aussiedler bzw. hier geborene Deutsche

Projektablauf

Aktenanalyse beginnt am 23. 2. 2004

Forschungsergebnisse

noch keine

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung
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Umsetzung

Veröffentlichung ist geplant

Kontakte

Landeskriminalamt Niedersachsen, Abt. 2, Landesanalysezentrum, Schützen-
straße 25, 30161 Hannover
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(potentielle) Opfer  140
Aggression  53, 144, 244
Alkohol  84, 120
Allgemeine Öffentlichkeit  38
Alternative Sanktionen  71, 78,

94, 148, 215, 244
Analyse  36, 41, 51, 63, 68, 71,

100, 120, 123, 130, 154, 156,
160, 163, 166, 211, 220, 260,
274, 277, 281, 284

Antisemitismus  8, 11
Aus- und Fortbildung  45, 189,

209, 244
Ausländer  140
Ausländerkriminalität  63, 148
Ausstellung  116
Beratung  125, 211
Betrug  272
Bürgernahe Polizeiarbeit  116,

184, 186, 209, 215
Datenverarbeitung  68
Diebstahl  89, 198
Disco  34
Drogen  16, 20, 24, 27, 34, 43, 84,

170
Dunkelfeld  20, 36, 43, 68, 142,

154, 156, 235
Eigensicherung  45
Extremismus/Terrorismus  11,

274
Fremdenfeindlichkeit  11, 13, 43
Geldwäsche  168, 175
Gewalt  43, 75, 82, 89, 113, 120,

123, 127, 135, 142, 148, 203,
211, 220, 223, 235, 258

Gewalt an Schulen  84, 106, 127,
223, 226

Gewalt gegen Polizeibeamte  45,
130, 133

Gewalt in der Familie/im sozialen
Nahraum  110, 125, 143, 144,
247

Gewinnabschöpfung  168
Integration  63
Intensiv-/Mehrfachtäter  100, 146,

160, 196, 284
Internet  68
Jugend  13, 29, 43, 53, 96, 100,

116, 120, 135, 146, 150, 154,
156, 161, 163

Jugendhilfe  94, 96, 150, 161, 223
Jugendschutz  96, 150, 223
Justiz  8, 71, 78, 220, 247, 251,

253, 260
Konfliktbewältigung  75, 96, 135,

144, 226
Korruption  165, 272
Mädchen, Frauen  140
Mediation/Schlichtung  82
Medien  41
Nachbarschaft/Wohnumfeld  36,

59, 75, 82
Öffentlicher Raum (incl. ÖPNV)

36, 51, 82, 229
Öffentlichkeitsarbeit  53, 116, 244
Opferhilfe/Opferschutz  101, 125,

144, 241, 258
Organisierte Kriminalität  27,

166, 168, 170, 172, 175, 180,
182

Polizeiakzeptanz  41, 59, 94, 186
Polizeiinterna  184, 186, 189,

193, 206, 214
Polizeiliche Arbeitsmethoden  34,

75, 94, 123, 138, 182, 184, 194,
196, 200, 203, 206, 209, 211,
214, 215, 217, 220, 229, 233,
235, 281
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Präsenz  229
Prävention  13, 24, 29, 43, 53, 66,

82, 89, 96, 100, 116, 120, 127,
150, 206, 223, 226, 229, 231,
233, 235, 241, 263, 266, 269,
272

Prostitution  75, 182
Raub  241
Rechtsextremismus  8, 11, 13,

120
Rechtstatsachen  279
Repression  24
Rückfall  100, 160, 163, 251, 260
Sexualdelikte/-straftaten  138,

142, 143, 203, 235, 251, 253,
260, 281

Sicherheitsgefühl  36, 45, 51, 53,
56, 59, 66, 229, 235, 241

Sozialarbeit  247
Strafrecht/Strafverfahrensrecht

34, 71, 120, 163, 170, 194, 214,
220, 251, 253

Straftaten gegen Frauen  143, 182
Sucht  16, 18, 20, 27, 29, 170
Tabak  29

Täterbehandlung/Wiedereinglie
derung  71, 78, 146, 253, 260

Tötungsdelikte  130, 138
Umfrage  8, 29, 36, 53, 59, 68,

154, 156
Verkehrsprävention  34, 244
Wirtschaftskriminalität  165, 170,

263, 266, 269, 272
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